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§§ 157, 242, 260, 433 ff., 666, 675 BGB. 
Unter den bei der Veräußerung eines Ge­
werbebetriebes verkauften „Gegenständen“ 
brauchten nicht notwendig nur die Inventar­
stücke und Vorräte verstanden zu werden, 
sondern das ganze Geschäft einschließlich 
mitverkaufter unkörperlicher Güter, wie Ge­
schäftswert, Kundschaft oder dergleichen, 
kann darunter fallen.

Hat der Veräußerer eines Geschäfts gegen­
über dem Erwerber die Verpflichtung über­
nommen, ihm die Kundschaft zuzuführen,

keinesfalls aber Kunden abzuwerben, und 
verletzt er diese Verpflichtung, so kann der 
Erwerber über die Verletzungen Auskunft, 
wenn nicht schon nach §§ 675, 666 BGB., so 
doch nach §§ 242, 260 BGB. verlangen. RG.: 
DR. 1942, 465 Nr. 1 (Haupt)

§§ 2333, 2336 BGB. Regelmäßig können 
Handlungen des Abkömmlings, die zeitlich 
nach der Testamentserrichtung liegen, bei 
der Pflichtteilsentziehung gemäß § 2333 Nr. 1 
bis 5 BGB. nicht berücksichtigt werden. RG.: 
DR. 1942, 467 Nr. 2

Ges. über das Straßenwesen und die Stra­
ßenverwaltung v. 26. März 1934. Der Träger 
der Straßenbaulast ist befugt, die Auflassung 
von Gelände, das zur Verbreiterung einer 
Reichsstraße dienen soll, für den künftigen 
Eigentümer entgegenzunehmen. KG.: DR. 
1942, 469 Nr. 3

§§ 32-34, 36 und 184 DBG.; § 10 der 
1. VO. über den vorläufigen Aufbau des 
Reichsnährstandes v. 8. Dez. 1933.

Beförderung von Beamten des Reichsnähr­
standes.

Willenserklärungen der Behörden in Be­
amtenangelegenheiten sind so auszulegen, 
wie sie nach außen zu verstehen sind.

Es ist mit dem Grundsatz der Fürsorge­
pflicht des Staates für die Beamten nicht ver­
einbar, einem Beamten, der mehrere Jahre 
im Genuß der Vorteile einer Beförderungs­
stelle gewesen ist, ohne zwingende Gründe 
diese Vorteile zu entziehen. OLG. Olden­
burg: DR. 1942, 470 Nr. 4 (Reuß)

Reichsarbeitsgericht
§§ 1, 2 ArbRÄndVO. v. 1. Sept. 1939;

§§ 134, 138 BGB.
Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses 

durch den Unternehmer ist nur dann sitten­
widrig, wenn ihre Aufrechterhaltung den 
Umständen nach mit dem Billigkeits- und 
Anstandsgefühl rechtlich denkender Volks­
kreise schlechterdings nicht mehr vereinbar 
ist.

Eine sofort bei oder alsbald nach der 
Rückkehr aus dem Wehrdienst ausgespro­

chene Kündigung würde in der Regel ohne 
weiteres als sittenwidrig angesehen werden 
müssen, weil in ihr, wenn nicht ausnahms­
weise besondere Umstände eine andere Be­
urteilung rechtfertigen, ein schwerer Ver­
stoß des Unternehmers gegen die Fürsorge­
pflicht, gegen den betrieblichen Gemein­
schaftsgedanken und gegen das nationale 
Pflichtbewußtsein zu erblicken sein würde 
RArbG.: DR. 1942, 473 Nr. 5 (Siebert)

§§ 276, 273 BGB.; § 2 Abs. 2 ArbOG.; § 2 
Abs. 2 ÖffArbOG. Grundsatz des Haftungs­
ausgleichs im Innenverhältnis zwischen Un­
ternehmer und Gefolgsmann bei leichten 
Versehen. Die weitere Frage, ob hierbei dem 
Unternehmer ein Zurückbehaltungsrecht we­
gen noch offener Ausgleichsansprüche aus 
früheren Schadensfällen zusteht, oder ob ge­
gebenenfalls „aus dem Schuldverhältnis sich 
ein Anderes ergibt“ , muß nach arbeitsrecht- 
lichen Gesichtspunkten unter Rücksicht­
nahme auf die personenrechtliche Seite 
des Arbeitsverhältnisses beurteilt werden. 
RArbG.: DR. 1942, 476 Nr. 6 (Herschel)

§ 313 Satz 2 BGB. Formmängel eines mit 
einem Grundstücksveräußerungsvertrag zu­
sammenhängenden Anstellungsvertrags und 
ihre Heilung durch nachfolgende Auflassung 
und Eintragung. RArbG.: DR. 1942, 478Nr.7

Reichsverwaltungsgericht
§ 23 Abs. 1 Satz 2 KSachschädVO.; Ver­

fahrensrichtlinien v. 12. Febr. 1941 Nr. 14 
Abs. 2. Im Verfahren vor dem Reichskriegs­
schädenamt erfolgt die Bemessung der An­
waltskosten unter entsprechender Anwen­
dung der RAGebO., und zwar der für die 
Berufungs- und die Revlnst. geltenden Be­
stimmungen. RVG.: DR. 1942, 479 Nr. 8 
(Reuß)

§ 1 Abs. 2 KSSchVO. Aufwendungen zur 
Abwendung eines drohenden Kriegssach­
schadens sind nach § 1 Abs. 2 KSSchVO. nur 
dann entschädigungsfähig, wenn eine gegen­
wärtige Gefahr, die infolge eines der im § 2 
KSSchVO. erwähnten Kriegsereignisse ent­
standen ist, zu einem sofortigen Eingreifen 
nötigte. RVG.: DR. 1942, 480 Nr. 9
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Die Rechtsarbeit der Hitler-Jugend
Von Dr. G e rh a rd  K le m e r, Rechtsdienststelle der Reichsjugendführung, Berlin

I.
Wie jede Arbeit der Hitler-Jugend kann auch ihre 

Rechtsarbeit nur soweit volle Berechtigung haben, 
als sie sich notwendig aus der der Hitler-Jugend1 
eigentümlichen Aufgabenstellung ergibt. Nach § 2 
des HJ.-Gesetzes v. 1. Dez. 1936 hat die Hitler­
jugend die A u f g a b e ,  die gesamte deutsche Jugend 
außer in Elternhaus und1 Schule körperlich, geistig 
und sittlich im Geiste des Nationalsozialismus zum 
Dienst am Volk und zur Volksgemeinschaft zu er­
ziehen. Diese umfassende Erziehungsaufgabe ist 
nicht mehr ohne eine erhebliche Rechtsarbeit der 
Hitler-Jugend zu lösen. Einmal ist das Erziehungs­
ziel der Hitler-Jugend nur in einer Lebensordnung 
der deutschen Jugend zu erreichen, die diesem 
Ziele entspricht. Die Verantwortung der Hitler­
jugend für die Schaffung einer solchen Lebensord­
nung aber erfordert eine Teilnahme an der jugend­
rechtlichen Gesetzgebung, der R e c h t s p o l i t i k .  
Sodann setzt die Erziehung zur Volksgemeinschaft 
die Erkenntnis und Anerkennung der dem Volke 
eigenen Gemeinschaftsordnung, d. h. seiner Rechts­
ordnung, zumindest in ihren Grundzügen voraus. 
Die insoweit erforderliche Erziehungsarbeit ist Auf­
gabe der Rech t sschu l ung .  Und wenn schließ­
lich trotz aller Maßnahmen auf dem Gebiete der 
jugendrechtlichen Gesetzgebung und trotz der er­
wähnten Rechtsschulung das Erziehungsziel bei 
einem Jugendlichen aus äußeren oder inneren Grün­
den gefährdet ist, so muß mit allen Mitteln versucht 
werden, auch diesen Jugendlichen noch durch ge­
eignete Maßnahmen auf den rechten Weg zu bringen 
bzw. die von außen drohenden Gefahren zu besei­
tigen. Dies ist Sinn der Re c h t s b e t r eu u ng .

Zur Erfüllung der der Hitler-Jugend auf dem Ge­
biete der Rechtspolitik, der Rechtsschulung und der 
Rechtsbetreuung obliegenden Aufgaben wurde An­
fang 1934 innerhalb des Sozialen Amtes der Reichs­
jugendführung die Stelle eines Rechtsreferenten ge­
schaffen. Auch heute noch wird diese Arbeit in 
Anerkennung ihres vorwiegend sozialen Charakters 
innerhalb der Sozialarbeit geleistet, und zwar in der 
Reichs jugendführung von der R e e h t sd i e ns t -  

tei le,  ln den Gebieten der Hitler-Jugend stehen

für die Rechtsarbeit die G e b i e t s r e c h t s r e f e ­
r en ten ,  in den Bannen die B a n n r e c h t s r e f e ­
ren ten  zur Verfügung. Die Gebiets- bzw. Bann­
rechtsreferenten sind zugleich auch für den BDM. 
zuständig. Sieht man einmal von den unvermeid­
lichen Übergangsschwierigkeiten anläßlich der Ein­
berufungen zum Wehrdienst ab, so kann die er­
freuliche Feststellung getroffen werden, daß auch 
im Kriege eine — wenn auch zumeist nur kriegs­
mäßige — Besetzung der Gebiete mit Rechtsrefe­
renten sichergestellt werden konnte. Gleiches gilt 
für die größte Anzahl der Banne.

Wenn hier nur die j u g e n d r e c h t l i c h e  A r b e i t  der 
Rechtsdienststelle sowie der Gebiets- und Bannrechts­
referenten behandelt werden soll, so bedeutet dies doch 
nicht, daß dies die einzigen Stellen innerhalb der H itler­
jugend wären, die sich mit Rechtsfragen zu befassen 
haben. Als besonders wesentlich seien daher noch er­
wähnt: die H J . - G e r i c h t s b a r k  e i t  und die R e c h t s -  
v e r w a l t u n g  der Hitler-Jugend.

II.
R e c h t s p o l i t i k

Die Beteiligung der Hitler-Jugend an der jugend- 
rechtlichen Gesetzgebung ist auf verschiedene Weise 
sichergestellt. Soweit die jugendrechtliche Reform­
arbeit vom Jugendrechtsausschuß der Akademie für 
Deutsches Recht vorbereitet wird — und das ist 
bei allen grundlegenden Gesetzen des Jugendrechts 
der Fall —, ist eine hinreichende Berücksichtigung 
der Bestrebungen der Hitler-Jugend dadurch ge­
währleistet, daß die zuständigen Sachbearbeiter der 
Reichsjugendführung zugleich Mitglieder des Ju­
gendrechtsausschusses der Akademie für Deutsches 
Recht sind oder doch zumindest als Gäste zu den 
Tagungen des Jugendrechtsausschusses hinzugezo­
gen werden. Darüber hinaus enthalten bereits einige 
der neueren jugendrechtlichen Gesetze — so z. ß. 
§ 27 JugSchö. — die ausdrückliche Bestimmung, 
daß Durchführungsvorschriften nur nach Anhörung 
des Jugendführers des Deutschen Reichs zu erlassen 
sind. Sodann entspricht es auch dort, wo eine der­
artige gesetzliche Bestimmung nicht besteht, der 
Gepflogenheit aller in Betracht kommenden Reichs- 
ministerien, daß sie den Jugendführer des Deutschen
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Reiches bei allen Gesetzeserneuerungen oder Ände­
rungen, soweit sie Jugendliche betreffen, zuvor 
hören.

Auf dem Gebiete des J u g e n d v e r f a s s u n g s ­
rech ts  wird die gesetzgeberische Arbeit heute vor 
allem unmittelbar vom Jugendführer des Deutschen 
Reichs geleistet. Als besonders bedeutsam seien aus 
der bisherigen Arbeit nur die beiden DurchfVO. 
zum HJ.-Gesetz v. 25. März 1939 genannt, die die 
Jugenddienstpflicht begründen. Nachdem zunächst 
nur die Jahrgänge 1923 und 1929/31 allgemein zur 
Jugenddienstpflicht herangezogen wurden, werden 
nunmehr durch Erlaß des Jugendführers des Deut­
schen Reichs v. 12. Sept. 1941*) auch sämtliche noch 
fehlenden Jahrgänge aufgerufen. Allerdings ist es 
unter Berücksichtigung der besonderen Kriegsver­
hältnisse den einzelnen Gebietsführern überlassen, 
von der Erfassung einzelner Jahrgänge abzusehen, 
wenn nicht die genügende Anzahl geeigneter HJ.- 
Führer zur Verfügung steht.

Die Zukunft wird auf diesem Teilgebiet des Jugend­
rechts die Klärung einer Reihe wichtiger Einzelfragen 
bringen müssen, so z. B. der Geltung der Jugenddienst­
pflicht für Jugendliche fremder Volksgruppen innerhalb 
des Reichsgebietes, der Erzwingung der Jugenddienst­
pflicht usw. .

Im J u g e n d a r b e i t s r e c h t  konnte bereits vor 
Ausbruch des gegenwärtigen Krieges unter weit­
gehender Mitwirkung der Hitler-Jugend mit dem 
JugSchG. v. 30. April 1938 ein besonders bedeut­
samer Erfolg erzielt werden. Durch seine Bestim­
mungen über das grundsätzliche Verbot der Kinder­
arbeit, über die Arbeitszeitbeschränkungen, über den 
Mindesturlaub usw. wird eine gesunde Entwicklung 
der deutschen Jugend, soweit es sich um den 
Arbeitsplatz handelt, gewährleistet. Die große Be­
deutung, die diesen arbeitsrechtlichen Schutzbe­
stimmungen zukommt, geht besonders offensichtlich 
auch daraus hervor, daß trotz des Krieges und der 
damit verbundenen äußersten Anspannung aller 
Arbeitskräfte nur verhältnismäßig geringfügige Aus­
nahmebestimmungen verzeichnet zu werden brau­
chen, unter denen nur die Anordnung des RArbM. 
v. 11. Sept. 1939* 2) von größerer Bedeutung ist. Daß 
die Reichsjugendführung darüber hinaus auch an 
der Schaffung der für die Praxis besonders bedeut­
samen Lehrvertragsmuster in zahlreichen Fällen be­
teiligt war, sei in diesem Zusammenhang ebenfalls 
angedeutet.

So groß die Erfolge auf dem Gebiet des Jugend­
arbeitsrechts auch sein mögen, die Aufgaben für 
die Zukunft sind noch größer. So sind auch im 
Kriege die von der Akademie für Deutsches Recht, 
vom Reichsarbeitsministerium, vom Jugendamt der 
DAF. und von der RJF. seit Jahren gemeinsam 
durchgeführten Vorarbeiten zur Schaffung eines 
B e r u f s e r z i e h u n g s g e s e t z e s  weitergeführt 
worden, das für jeden Jugendlichen eine Mindest­
ausbildung vorschreibt, die bisher verstreuten Be­
stimmungen über Lehr- und Anlernverhältnisse zu­
sammenfaßt und darüber hinaus auch die Berufs- 
nachwuchsienkung und den Reichsberufswetikampf 
erwähnt3). Der Jugendschutz in der Landwirtschaft 
dürfte spätestens nach Kriegsende in Angriff ge­
nommen werden. Schließlich bedürfen auch organi­
satorische Fragen — wie etwa die Schaffung beson­
derer Jugendabteilungen bei den Arbeitsämtern, die

!) ANdJFdDtR. 1941 Sp. 119.
2) RArbBl. III, 293 i. d. Fass, des Erlasses v. 24. Okt.- 

1939 (RArbBl. I, 489).
3) Vgl. Em ge: AkadZ. 1941, 359.

neben der Berufsnachwuchslenkung auch den Ar­
beitseinsatz Jugendlicher zur Aufgabe haben — 
noch einer Lösung4).

Das J u g e n d s t r a f r e c h t  konnte gerade im 
Kriege unter Mitwirkung der Rechtsdienststelle der 
RJF. auf dem Wege zur völligen Umgestaltung des 
Jugendgerichtsgesetzes erheblich vorangeführt wer­
den. Die VO. gegen jugendliche Schwerverbrecher 
v. 4. Okt. 1939 (RGBl. S. 2000) brachte einen be­
deutsamen Fortschritt auf dem Gebiete der bisher 
oft allzu starren Altersgrenzen. Die VO. zur Er­
gänzung des Jugendstrafrechts v. 4. Okt. 1940 
(RGBl. S. 1336) führte den Jugendarrest ein, auf 
dessen Sinn und umwälzende Bedeutung für das 
gesamte System des Jugendstrafrechts hier nicht 
eingegangen zu werden braucht. Schließlich bleibt 
die VO. v. 10. Sept. 1941 (RGBl. S. 567) mit der 
Einführung der bisher nur dem Recht der Ostmark 
(§ 12 ÖstJGG.) bekannten unbestimmten Verurtei­
lung zu nennen. Sie ist dafür besonders kennzeich­
nend, daß gerade im Jugendrecht neben dem Sühne­
gedanken der Strafe das Erziehungsziel nie über­
sehen werden darf.

Die Zukunft wird hier trotz allem noch mancherlei 
Neues bringen müssen, so z. B. die gesetzliche Festlegung 
der Beteiligung der Hitler-Jugend an der Jugendstraf­
rechtspflege 6) sowie die endgültige Klärung der Alters­
grenzen und dabei insbesondere der Behandlung der 
sog. Halberwachsenen im Alter von 18 bis 21 Jahren.

Am wenigsten weit sind bisher wohl die Neue­
rungsbestrebungen auf dem Gebiete des J u g e n d ­
p f l e g e r e c h t s  gediehen. Immerhin haben auch 
hier z. B. die VO. zur Einführung des RJugWohlfG. 
im Sudetenland v. 5. März 1939 (RGBl. S. 429) 
und in der Ostmark v. 20. März 1940 (RGBl. S. 519) 
die Neuerung gebracht, daß die im alten Reichs­
gebiet noch immer geltende Fassung des RJug­
WohlfG. mit ihrer für den Weimarer Staat kenn­
zeichnenden Formulierung des Erziehungsziels be­
reits ausdrücklich dem nationalsozialistischen Er­
ziehungsziel angepaßt wird. Auch hier wird die 
Arbeit indessen, nachdem sie infolge des Krieges 
zunächst fast vollständig eingestellt war, schon in 
Kürze mit dem Ziele einer völligen Umgestaltung des 
Jugendpflegerechts wieder aufgenommen werden.

Wenn die erwähnten rechtspolitischen Aufgaben 
seitens der Hitler-Jugend in erster Linie von der 
Rechtsdienststelle der Reichsjugendführung zu lösen 
sind, so schließt dies doch nicht aus, daß auch die 
Gebietsrechtsreferenten für die rechtspolitische Ar­
beit der Hitler-Jugend von Bedeutung sind. Auf 
Grund ihrer praktischen Erfahrung in Einzelfällen 
und ihrer daraus gewonnenen Übersicht ist es viel­
mehr für sie eine nicht zu unterschätzende Aufgabe, 
überall dort Anregungen für die jugendrechtliche 
Gesetzgebung zu geben, wo Lücken oder sonstige 
Mißstände auftauchen.

Von besonderer Bedeutung ist die rechtspolitische 
Arbeit der Gebietsrechfsreferenten in all den Ge­
bieten, zu deren Bereich Landesteile gehören, die 
in das Großdeutsche Reich eingegliedert wurden. 
Hier gilt es, durch Mitwirkung des Gebietsrechts­
referenten die E i n f ü h r u n g  r e i c h s r e c h t l i c h e n  
J u g e n d r e c h t s  in den neuen G e b i e t e n  vor­
zubereiten und zu beschleunigen. So konnte allein 
im letzten Jahre — und zwar größtenteils unter 
Beteiligung, der Hitler-Jugend — idas RJugWohlfG. 
in Luxemburg und Lothringen, das JugSchG. in 
Luxemburg, Lothringen und im Elsaß und die PolVO.

n  Vgl. Ost :  DJDtschl. 1940, 2Ö5ff.
6) Vgl. K l e me r .  „Jugendstrafrecht und Hitler-Jugend“ , 

2. Aufl., Berlin 1941.
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zum Schutz ¡der Jugend im Elsaß und in Lothringen 
eingeführt werden.

M it der Neugestaltung unseres gesamten Jugend­
rechts und der Einführung reichsrechtlicher Jugend­
gesetze in den neuen Gebieten ist erst eine der 
Voraussetzungen für die gerade im Kriege wegen 
der Einziehung vieler Väter, Lehrer und HJ.-Führer 
sowie der Berufstätigkeit vieler Mütter besonders 
dringlichen Betreuung der Jugend gegeben. Ebenso 
notwendig ist es, daß die neuen Vorschriften von 
den geeigneten Erziehern gehandhabt werden und 
daß alle beteiligten Staats- und Parteisteilen eng- 
stens Zusammenarbeiten, ihre Maßnahmen aufein­
ander abstimmen und einander Anregungen geben. 
In dieser Erkenntnis wurde im Oktober 1941 die 
R e i c h s a r b e i t s g e m e i n s c h a f t  f ü r  J u g e n d ­
b e t r e u u n g  begründet, der in  Kürze in den einzel­
nen Gauen G a u a r b e i t s g e m e i n s c h a f t e n  fol­
gen werden.

III.
R e c h t s s c h u l u n g

Ausgangspunkt der Rechtsschulung6) ist die Er­
kenntnis, daß es nicht nur die Volksfremdheit des 
Rechts, sondern ebenso die Rechtsfremdheit des 
Volkes wirksam zu bekämpfen gilt. Dafür aber ist 
die Hitler-Jugend kraft der ihr gestellten Aufgabe 
allein zuständig, da die Rechtserziehung nicht zum 
Schulunterricht gehört und es sich bei ihr auch im 
wesentlichen um einen Teil der der Hitler-Jugend 
obliegenden weltanschaulichen Schulung handelt. 
Die Hitler-Jugend ist dazu auch besonders geeignet, 
weil gerade der junge Mensch jeder Schulung am 
meisten zugänglich ist und diese Bereitschaft gegen­
über dem als Kameraden anerkannten Rechtsrefe­
renten besonders groß ist. .Wenn auch Jungen und 
Mädel nicht zu „kleinen Juristen“  ausgebildet wer­
den sollen, so ist die R e c h t s s c h u l u u g d e r  E i n ­
he i t e n  doch deshalb am besten von den Rechts­
referenten und ihren rechtskundigen Mitarbeitern 
durchzuführen, weil derjenige HJ.-Führer die Auf­
gaben der Rechtsschulung am anschaulichsten und 
wirkungsvollsten lösen wird, der das Gebiet des 
Rechts auch wissenschaftlich beherrscht und aus 
innerster Überzeugung schulen kann. Das erfordert 
indessen durchaus nicht etwa eine abgeschlossene 
Ausbildung als Volljurist. Gerade Studenten sind 
auf diesem Gebiet fast immer mit gutem Erfolg 
tätig geworden, da sie sich besonders leicht in die 
von jeglicher Juristerei unberührten und alters­
mäßig nur wenig jüngeren Kameraden hineindenken 
können.

Es dürfte nicht übertrieben sein, wenn gerade der 
Rechtsschulung eine große Zukunft vorausgesagt 
werden kann. Zum erstenmal in der Geschichte der 
deutschen Erziehung wird damit die gesamte deut­
sche Jugend von einer rechtlichen Erziehung erfaßt 
werden, die jedem einzelnen Jugendlichen die völki­
sche Notwendigkeit der Rechtsordnung und ihrer 
Beachtung vor Augen führt und die wichtigsten 
Einzelkenntnisse aus dem Gebiet der praktischen 
Rechtskunde vermittelt.

Kann auch die Einheitenschulung durch Rechtsrefe­
renten während des Krieges grundsätzlich nicht erfolgen, 
so ist doch eine R e c h t s s c h u l u n g  v on  F ü h r e r n  
u n d  L e h r g ä n g e n  durch die Rechtsreferenten gerade 
wahrend des Krieges um so dringender. Denn durch die 
Einberufungen zur Wehrmacht wechseln die einzelnen 
Führer der Hitler-Jugend bedeutend häufiger und sind 
durchschnittlich auch erheblich jünger als in Friedens- 
zeiten. Sie können also nicht die Erfahrungen und Kennt-
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6) Vgl. im einzelnen: B e r g e m a n n :  DJDtschl. 1939 
; Bauer:  DJDtschl. 1939,52; K l e m e r  a.a.O. S.39.

nisse haben, die in normalen Zeiten von ihnen verlangt 
worden wären. Hier zu helfen, ist Aufgabe der Rechts­
arbeit der Hitler-Jugend. Dabei wird sich die rechtliche 
Schulung einmal auf die Kenntnis all der Vorschriften 
zumindest in ihren Grundzügen zu erstrecken haben, die 
die ihnen anvertraute Jugend betreffen. Zu denken ist 
hier besonders an das HJ.-Gesetz, seine Durchführungs­
verordnungen sowie die wichtigsten dazu ergangenen 
Erlasse, die Dienststrafordnung der Hitler-Jugend, das 
JugSchG., die PolVO. zum Schutz der Jugend, die Ein­
führung des Jugendarrestes usw. Darüber hinaus muß 
aber auch jeder HJ.-Führer wissen, wie die genannten 
Bestimmungen auf die Hitler-Jugend und ihren Dienst 
unmittelbar einwirken, ob also z. B. der Weg vom HJ.- 
Dienst nach Einbruch der Dunkelheit nach § 1 der PolVO. 
zum Schutz der Jugend verboten und damit strafbar ist, 
ob und in welchem Umfange HJ.-Führer als Erziehungs­
berechtigte i.S. der §§ 2 ff. der PolVO. anzusehen sind, 
ob das Gaststattenverbot für Veranstaltungen der H itler­
jugend ebenso nicht g ilt wie für solche der NSDAP, usw.

Zum Gebiet der Rechtsschulung im weiteren Sinne 
soll hier auch die Beteiligung der Hitler-Jugend an 
der Durchführung von J u g e n d r e c h t s  Semi na ­
ren  an den Universitäten gerechnet werden. Diese 
Seminare haben — ebenso wie die an einigen Uni­
versitäten bereits üblichen Jugendrechtsvorlesungen 
~  die Aufgabe, dem Jugendrecht auch innerhalb 
des Umversitätsbetriebes die praktische Anerken­
nung als eigene Rechtsdisziplin zu verschaffen. Dar­
über hinaus verfolgen sie den Zweck, Anregungen 
für die jugendrechtliche Gesetzgebung zu geben und 
schließlich auch geeigneten Nachwuchs für die 
Rechtsarbeit der Hitler-Jugend zu werben. Während 
des Wintersemesters 1941/42 führten bereits mehr 
als 10 Universitäten ein Jugendrechtsseminar und 
einige weitere eine jugendrechtliche Arbeitsgemein­
schaft durch. An fast allen andern Universitäten 
wird die Einrichtung solcher Seminare geplant.

IV.
R e c h t s b e t r e u u n g

Eine Rechtsbetreuung durch die Hitler-Jugend im 
Sinne einer Bearbeitung jugendrechtlicher Einzeifälle 
ist auf allen Teilgebieten des Jugendrechts zu fin­
den. Im J u g e n d a r b e i t s r e c h t  ist eine M itw ir­
kung der Hitler-Jugend teilweise bereits gesetzlich 
verankert, und zwar auf dem Gebiete des JugSchG. 
bei der Erteilung sog. Kinderarbeitskarten sowie 
beim allgemeinen Beschwerderecht des Jugendfüh­
rers des Deutschen Reiches gegenüber den auf 
Grund des JugSchG. ergangenen Bescheiden.

Bei grundsätzlichem Verbot der Kinderarbeit ist eine 
Beschäftigung von Kindern im Rahmen des <§ 5 JugSchG. 
zulässig, wenn zuvor eine sog. K i n d e r a r b e i t s k a r t e  
erteilt ist. Nach Nr. 5 der AusfVO. v. 12. Dez. 1938 (RGBl. 
S. 1777) hat das dafür zuständige Gewerbeaufsichtsamt 
zu diesem Zwecke u. a. die Stellungnahme des Jugend­
amtes einzuholen, das sie „im  Benehmen mit der in ­
ständigen Dienststelle des Jugendführers des Deutschen 
Reichs“  zu erstatten hat. Zuständige Dienststelle des 
Jugendführers des Deutschen Reichs in diesem Sinn ist 
die Sozialstelle des zuständigen Bannes der Hitler-Jugend, 
Sachbearbeiter ist der Bannrechtsreferent7). Eine ableh­
nende Stellungnahme wird z. B. dann zu erteilen sein, 
wenn der Gesundheitszustand des Kindes die beabsich­
tigte Beschäftigung nicht zuläßt — was notfalls durch 
Einschaltung des Bannarztes festzustellen ist — oder 
wenn die Arbeitszeit so liegt, daß eine ordnungsmäßige 
Erfüllung der Jugenddienstpflicht nicht möglich ist.

Gegen sämtliche auf Grund des JugSchG. ergangenen 
Anordnungen, Entscheidungen oder Ausnahmegenehmi­
gungen steht nach § 25 Abs. 3 JugSchG. u. a. auch dem 
Jugendführer des Deutschen Reiches oder dessen Be- 
auftragten die Beschwerde zu. Der Jugendführer des

7) Interne Anordnung des Sozialen Amtes der RIF 
v. 20. Dez. 1938. J '
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Deutschen Reiches hat dieses B e s c h w e r d e r e c h t  den 
Sozialabteilungsleitern der Gebiete übertragen. Sachbear­
beiter sind hier die Gebietsrechtsreferenten.

Ober diese beiden gesetzlich ausdrücklich aner­
kannten Fälle hinaus ist es Aufgabe der Hitler­
jugend, in Erfüllung ihres Erziehungsauftrages zu 
ihrem Teil die E i n h a l t u n g - d e s  a r b e i t s r  echt -  
l i c h e n  J uge n ds ch u t z es ,  und zwar insbeson­
dere hinsichtlich der Arbeitszeit- und Urlaubsrege­
lung zu überwachen. Dies ist der Hitler-Jugend auf 
Grund der bereits erwähnten Rechtsschulung der 
Einheitsführer möglich, die mit den wichtigsten Be­
stimmungen des JugSchG. vertraut gemacht werden 
und so alle ihnen bekanntwerdenden Zweifelsfälle 
den Bann- bzw. Gebietsrechtsreferenten zur Kennt­
nis bringen können. Auch überall dort, wo die Ge­
währung des bei m indestensl ((tägiger Teilnahme an 
einem Lager oder einer Fahrt der Hitler-Jugend er­
höhten Urlaubs (§ 21 Abs. 2 JugSchG.) Schwierig­
keiten bereitet, ist es Aufgabe der Rechtsreferenten, 
aufklärend und vermittelnd einzugreifen.

Diese jugendarbeitsrechtliche Tätigkeit der Hitler­
jugend erfolgt in enger Zusammenarbeit mit den 
G a u j u g e n d r e c h t s b e r a t e r n  der  DAF.  sowie 
den U n t e r a b t e i l u n g s l e i t e r n  f ü r  J u g e n d ­
a r b e i t s r e c h t  in den Gaujugendabteilungen der 
DAF., die selbst Hitler-Jugend-Führer sind und in 
Personalunion als Referenten den Sozialabteilungen 
der Gebiete der Hitler-Jugend ängehören. Beide 
haben sich außer mit den praktischen Fragen des 
JugSchG. insbesondere mit Arbeitsvertragsbrüchen 
Jugendlicher sowie mit Fragen des Berufserzie­
hungsrechts, insbesondere der Erziehungsbeihilfen, 
zu befassen.

Die praktische Mitarbeit der Hitler-Jugend auf 
dem Gebiete des J u g e n d s t r a f r e c h t s  ist durch 
weitgehende M i t t e i l u n g s p f l i c h t e n  der mit der 
Verfolgung von Jugendstrafsachen betrauten P o l i ­
zei -  und  J u s t i z b e h ö r d e n  ermöglicht. Die Zu­
sammenarbeit zwischen Justiz und Hitler-Jugend 
beruht insoweit auf der ÄV. des RJM. v. 16. Mai 
19358). Danach geben Staatsanwaltschaften bzw. 
Jugendgerichte den Bannrechtsreferenten der Hitler­
jugend oder den Gebietsrechtsreferenten bei Straf­
taten von Angehörigen der Hitler-Jugend Anklage­
schriften, Einstellungsverfügungen, Hauptverhand­
lungstermine, Urteile mit Gründen usw. zur Kennt­
nis. Ebenso besteht zwischen Flitler-Jugend und 
Polizei eine weitgehende Zusammenarbeit, zu der 
u. a. ein lückenloses gegenseitiges Meldeverfahren 
gehört, das sich auf sämtliche Jugendliche, unab­
hängig von ihrer HJ.-Zugehörigkeit, erstreckt0).

Sobald die Flitler-Jugend auf diese Weise von der 
strafbaren Handlung eines ihrer Mitglieder erfährt, 
ergibt sich daraus für sie eine Fülle von Aufgaben. 
Teils handelt es sich dabei um die eigene inner­
dienstliche Reaktion der Hitler-Jugend, teils um eine 
Art Amtshilfe gegenüber der Justiz. So hat die 
Hitler-Jugend einerseits ein Disziplinarverfahren 
durchzuführen (a) und soziale Betreuungsmaßnah­
men einzuleiten (b). Andererseits soll sie dem Ju­
gendgericht nach Möglichkeit in zweifacher Hinsicht 
eine Stellungnahme übermitteln: zur Persönlichkeit 
des Jugendlichen, wie sie sich aus Leistung und 
Haltung in seiner Formation ergibt (c) sowie zu den 
etwa ergriffenen oder geplanten Disziplinarmaßnah- 
men (d). Darüber hinaus ist schließlich auch eine 
gewisse Mitwirkung der Hitler-Jugend beim Vollzug

8) DJ. 1935, 766 i. Verb. m. AV. v. 19. Mai 1936 (DJ.
S. 792). , ,

9) Erl. d. Reichskriminalpolizeiamts v. 28. Okt. 1938 
(2722/8.38 1 B).

des Jugendarrests (e) und bei der Frage der Rehabi­
litation (f) notwendig.

a) Die H J . - G e r i c h t s b a r k e i t  beruht auf der Er­
kenntnis, daß die Hitler-Jugend wie jede andere Gemein­
schaft nur dann innerlich stark bleiben kann, wenn sie 
imstande ist, jedem gemeinschaftswidrigen Verhalten 
wirksam entgegenzutreten, und zwar in leichteren Fäl­
len durch Erziehung und Zurechtweisung, in schwereren 
durch Entfernung des Störers. Zu diesem Zwecke ßtehen 
der Hitler-Jugend zur Zeit folgende Disziplinarmaßnahmen 
zur Verfügung: Verwarnung, Verweis, Beförderungssperre 
bis zur Höchstdauer von 3 Jahren, Aberkennung der 
Dienststellung, Herabsetzung des Dienstranges, Ab­
erkennung der Fähigkeit, Jugendführer zu sein, Jugend­
dienstarrest, Ausscheiden bis zur Dauer von 3 Jahren 
und auf Dauer sowie Ausschluß10 *).

b) Die Erziehungsaufgabe der Hitler-Jugend ist in­
dessen beim Bekanntwerden strafbarer Handlungen im 
allgemeinen nicht schon durch die Verhängung geeig­
neter Disziplinarmaßnahmen erfüllt. Vielmehr wird es 
für den Erziehungserfolg noch bedeutsamer sein, in Ge­
meinschaft mit der staatlichen Jugendgerichtsbarkeit die 
tieferen Gründe der Verfehlung festzustellen und zu be­
kämpfen11). Ebenso gehört die sog. Straffälligenbetreuung 
hierher, die nach der AV. des RJM. v. 25. März 194112) 
an Stelle von Jugendamt oder NSV. auch von der H itler­
jugend übernommen werden kann. Doch wird es sich 
hierbei — zumindest jetzt im Kriege — nur um besonders 
gelagerte Einzelfälle handeln können.

c) Die Kenntnis der L e i s t u n g  u n d  H a l t u n g  des 
J u g e n d l i c h e n  in d e r  J ug e n d ge m ein sc h a f t  ist 
für^die Persönlichkeitsbeurteilung, die gerade im Jugend­
strafrecht so überaus wichtig ist, oft von erheblicher 
Bedeutung. Denn alle anderen Beurteilungen des Jugend­
lichen betreffen im wesentlichen sein Verhalten gegen­
über Erwachsenen. Nur die Stellungnahme der H itler­
jugend kann darüber Klarheit verschaffen, wie sich der 
Jugendliche in der Gemeinschaft seiner Altersgenossen, 
also gegenüber seinen Kameraden, verhält13).

d) Die Kenntnis von den b e r e i t s  e r g r i f f e n e n  
o d e r  g e p l a n t e n D i s z i p I i n a r m a ß n a h m e n  ist für 
die Jugendgerichte notwendig, da die Maßnahmen der 
HJ.-Gerichtsbarkeit und die Strafen, Zuchtmittel und Er­
ziehungsmaßregeln der Jugendgerichte im Interesse des 
beabsichtigten einheitlichen Erziehungserfolges stets auf­
einander abgestimmt sein müssen. Dementsprechend be­
tont die neue AV. des RJM. v. 20. Jan. 194214 * * *) ausdrück­
lich, daß die Staatsanwaltschaft zu prüfen habe, „ob bei 
einer disziplinären Erledigung durch die Hitler-Jugend 
von einer Ahndung der Tat im Jugendstrafverfahren ab­
gesehen werden kann (§32 RJGG.; §30 östJGG.; §153 
RStPO.)“ . Ganz besonders deutlich wird die Notwendig­
keit engster Zusammenarbeit, wenn etwa die H itler­
jugend bereits Jugenddienstarrest angeordnet hat. Denn 
in diesen Fällen kommt die Verhängung eines Jugend­
arrestes durch das Jugendgericht selbstverständlich nicht 
mehr in Betracht. Der Jugendliche müßte sonst wegen 
derselben Straftat zwei völlig gleichartige Freiheits­
entziehungen verbüßen, da der Vollzug des Jugenddienst­
arrests dem des Jugendarrests seit der Neuregelung 
durch die AV. des RJM. v. 20. Jan. 1942 angeglichen is t13).

e) Die M itwirkung der Hitler-Jugend an der staatlichen 
Strafrechtspflege kann sich nicht auf das Ermittlungs­
und Erkenntnisverfahren beschränken, sondern erstreckt 
sich in gewissem Umfang auch auf den Vollzug und 
die Strafregistrierung. So wird sich eine gewisse E i n ­
s c h a l t u n g  der Hitler-Jugend b e i m  V o l l z ü g e  des

10) Vgl. Dienststrafordnung der Hitler-Jugend für die 
Dauer des Krieges v. 19. Mai 1941 (Reichsbefehl 23/41 K).

n ) Vgl. im einzelnen K l e m e r  a. a. O. S. 49/57.
!2) DJ. 1941, 399 (402).
13) Dazu vgl. im einzelnen K l e m e r  a. a. O. S. 28 f., 

38 f., 79 ff.
14) DJ. 1942,102.
16) Zur Notwendigkeit der gegenseitigen Abstimmung 

von staatlicher Jugendgerichtsbarkeit und Disziplinar- 
gerichtsbarkeit der HJ. siehe: S i e b e r t ,  „Grundzüge
des deutschen Jugendrechts“ , 2. Aufl. 1941, Deutscher
Rechtsverlag, S. 41 ff.; K l e m e r  a. a.O. S. 61 f f. ; B e r g e -  
mann:  DtjagR. Heft 1 S.42,43.
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J u g e n d -  u n d  J u g e n d d i e n s t a r r e s t s  empfehlen. 
Dementsprechend wird z. B. innerhalb des Gebietes Ber­
lin seit etwa einem Jahre Monat für Monat in der für 
Berlin und nähere Umgebung zuständigen Jugendarrest­
anstalt Lichterfelde eine Schulung durch Rechtsreferenten 
und sonstige dafür besonders geeignete HJ.-Führer durch­
geführt. Eine derartige Belehrung gibt die Möglichkeit, 
die gerade während des Arrests im allgemeinen leichter 
beeinflußbaren Jugendlichen eindrucksvoll anzusprechen 
und ihnen darüber hinaus zu zeigen, daß die H itler­
jugend und damit die gesamte Jugendgemeinschaft sie 
noch nicht völlig aufgegeben hat.

f) Hat ein Jugendlicher eine Strafe verbüßt, so besteht 
schon heute — über den stets zulässigen Gnadenweg 
hinausgehend — in Annäherung an den bekannten Re­
habilitationsartikel 24 des ital. JGG. die Möglichkeit, 
2 bzw. 4 Jahre nach der Strafverbüßung bei voller Be­
währung die R e h a b i l i t i e r u n g  des Jugendlichen, d.li. 
die vorzeitige Löschung der Strafregistereintragung, aus­
zusprechen16). Ob Haltung und Leistung des Jugend­
lichen die Rehabilitation rechtfertigen, wird, abgesehen 
von der Bewährung im Beruf und — jetzt im Kriege — 
als Soldat, vor allem vom Einsatz in der Jugendbewegung 
abhängen.

Ähnlich dem Jugendstrafrecht verlangt auch die 
Tätigkeit des Vormundschaftsrichters auf den Ge­
bieten des J u g e n d p f l e g e r e c h t s  und  F a m i ­
l i e n r e ch t s  eine eingehende Erforschung der Per­
sönlichkeit der betroffenen Jugendlichen. Es war 
daher nur selbstverständlich, daß die genannte AV. 
des RJM. v. 16. Mai 1935 auch auf diesen Rechts­
gebieten die Vorteile einer S t e l l u n g n a h m e  der 
Hitler-Jugend zur Persönlichkeit Jugendlicher für 
die vormundschaftsgerichtliche Arbeit erwähnt. Aus­
drücklich nennt die AV. in diesem Zusammenhang: 
A n o r d n u n g  der  F ü r s o r g e e r z i e h u n g  ode r  
S c h u t z a u f s i c h t ,  E n t z i e h u n g  des S o r g e ­
rech ts  gemäß § 1666 BGB., V o I I j ä h r i g -  
ke i t s -  und E h e l i c h k e i t s e r k l ä r u n g e n  s o ­
w i e  A d o p t i o n e n  von HJ.-Angehörigen.

Darüber hinaus hat die Hitler-Jugend dadurch 
wesentlich zur endgültigen Klärung und Bereinigung 
des Fürsorgeerziehungswesens und der Heimerzie­
hung überhaupt beigetragen, daß sie Lehrlings­
und Kameradschaftsheime, also — um den jetzt 
gebräuchlichen Ausdruck zu verwenden — sog. J u ­
g e n d w o h n h e i m e  einrichtete17). .Wenn auch die

16) Vgl. AV. des RJM. v. 9. Dez. 1940 (DJ. S. 1392).
17) Vgl. S i e b e r t  a. a. O. S. 89, 90; K l e m e r  a. a. O. 

S. 69—78.

Gründe für die Schaffung von Jugendwohnheimen 
vorwiegend in Zielen der Berufserziehung und des 
Arbeitseinsatzes zu suchen sind, also mit denen 
zur Errichtung von F ü r s o r g e e r z i e h u n g s a n ­
s t a l t e n  unmittelbar nichts gemeinsam haben, so 
bringen sie doch der Fürsorgeerziehung eine we­
sentliche Entlastung und Bereinigung. Denn zweifel­
los werden gerade Jugendliche, bei denen das Eltern­
haus fehlt oder versagt, die also früher mangels ge­
eigneterer Einrichtungen oft in Fürsorgeerziehung 
überwiesen werden mußten, bevorzugt in Jugend­
wohnheimen aufgenommen werden können. Damit 
aber ist bereits ein bedeutsamer Schritt auf dem 
Wege zu der seit langem geforderten Differenzie­
rung der Heimarten getan, ebenso wie auf der 
anderen Seife das im August 1940 vom RF. #  u. 
ChdDtPol. eingerichtete J u g e n d  s c h u t z l a g e r  
Moringen als erste Form der B e w a h r u n g  das 
endgültige Differenzierungsziel erheblich näher­
gerückt hat.

Bei der S c h u t z a u f s i c h t  hat die Hitler-Jugend 
in vielen Gebieten dazu beigetragen, dem Mangel 
an Helfern durch Benennung geeigneter und be­
reiter Persönlichkeiten, insbesondere auch von HJ.- 
Führern und BDM.-Führerinnen wirksam entgegen- 
zutreten18).

Weiter ist die Hitler-Jugend bei der A u f e r l e ­
g u n g  b e s o n d e r e r  V e r p f l i c h t u n g e n  biswei­
len insofern tätig geworden, als es die Einhaltung 
sog. negativer Verpflichtungen zu überwachen 
galt19). Schließlich hat die Hitler-Jugend häufig 
selbst innerhalb des Formationsdienstes eine wirk­
same B e t r e u u n g  gefährdeter Jugendlicher ange­
strebt und durchgeführt.

Nach alledem dürfte es — auch wenn im Rahmen 
dieses Berichtes vieles nur angedeutet werden 
konnte — wohl nicht als Überbewertung der Rechts­
arbeit der Hitler-Jugend erscheinen, wenn man ab­
schließend feststellt, daß sie für die gerade im 
Kriege so bedeutsame Betreuung der Jugend un­
entbehrlich und darüber hinaus zugleich mit den 
für die Hitler-Jugend maßgeblichen Gedanken der 
Jugenderziehung für das Jugendrecht als neues 
Rechtsgebiet besonders kennzeichnend ist.

181 Siehe im einzelnen K l e m e r  a. a. O. S. 67—69.
19) K l e m e r  a. a. O. S. 65/66.

Die Reichweite der Kammerautorität 
auf Grund der Reichskulturkammergesetzgebung

Von Assessor Ka r l  H e i n z  W a c h e n f e l d ,  Leiter der Rechtsabteilung der Reichsmusikkammer

Die Beantwortung der Frage, wer auf Grund 
seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten Berufs­
oder Tätigkeitsgruppe der Reichskulturkammerge­
setzgebung untersteht, also k a m m e r p f l i c h t i g  
Jst, ist insofern von Bedeutung, als im Falle ihrer 
Bejahung entweder die Eingliederung in die für die 
Berufs- oder Tätigkeitsgruppe zuständige Einzel­
kammer der Reichskulturkammer, der E r w e r b  der  
K a m m e r m i t  g l i  e d s c h a f  t, oder die B e f r e i u n g  
von  der  V e r p f l i c h t u n g ,  der Einzelkammer aiv 
zugehören, V o r a u s s e t z u n g  f ü r  das Rec h t  der  
B e t ä t i g u n g  auf dem Zuständigkeitsgebiet der 
Einzelkammer ist.

Die Bejahung der Kammerpflicht ist aber auch 
für die Beantwortung der Frage entscheidend, w e r

d er K a m m e r a u t o r i t ä t  u n t e r s t e h t ,  wer mit­
hin zur Befolgung der von den Kammerpräsidenten 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit getroffenen Maß­
nahmen — besonders der von ihnen erlassenen An­
ordnungen — verpflichtet ist, und welche Rechts­
folgen deren Nichtbeachtung nach sich ziehen kann.

Auf Grund des RKKG. v. 22. Sept. 1933 (RGBl. 
I, 661) ist der Reichsminister für Volksaufklärung 
und Propaganda beauftragt und ermächtigt worden, 
die Angehörigen der Tätigkeitszweige, die seinen 
Aufgabenkreis betreffen, in Körperschaften des 
öffentlichen Rechts ZusammenzufassenJ).

*) Der Aufgabenkreis ergibt sich aus der VO. über die 
Aufgaben des Reichsministeriums für Volksaufklärung 
und Propaganda v. 30. Juni 1933 (RGBl. I, 449). Danach
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Durch dieses Gesetz und die zu ihm erlassene
1. DurchfVO. v. 1. Nov. 1933 (RGBl. I, 797p) sind 
die Reichsmusikkammer, die Reichskammer der bil­
denden Künste, die Reichstheaterkammer, die Reichs­
schrifttumskammer und die Reichspressekammer als 
öffentlich-rechtliche Körperschaften errichtet und ge­
meinsam mit der bereits vorher geschaffenen vor­
läufigen Filmkammer* 3), die den Namen Reichsfiim- 
kammer erhielt, zu einer Gesamtkörperschaft des 
öffentlichen Rechts mit der Bezeichnung Reichs­
kulturkammer vereinigt worden4).

Nach der Begründung zum RKKG. ist „fü r den 
nationalsozialistischen Staat die Kultur eine Ange­
legenheit der Nation“ . Seine Aufgabe besteht darin, 
„innerhalb der Kultur schädliche Kräfte zu bekämp­
fen und wertvolle zu fördern, und zwar nach dem 
Maßstabe des Verantwortungsbewußtseins für die 
nationale Gemeinschaft“ . Der in diesen Worten 
zum Ausdruck gekommene Gedanke ist auch im 
§ 3 der 1. DurchfVO. zum RKKG. (=  1. DurchfVO.) 
gesetzlich verankert worden:

„D ie Reichskulturkammer hat die Aufgabe, durch 
Zusammenwirken der Angehörigen aller von ihr um­
faßten Tätigkeitszweige unter der Führung des Reichs­
ministers für Volksaufklärung und Propaganda die 
deutsche Kultur in Verantwortung für Volk und Reich 
zu fördern, die wirtschaftlichen und sozialen Ange­
legenheiten der Kulturberufe zu regeln und zwischen 
allen Bestrebungen der ihr angehörenden Gruppen 
einen Ausgleich zu bewirken.“

Hieraus ergibt sich, daß die Reichskulturkammer 
als die Gemeinschaft aller an der Kultur Mitwirken­
den anzusehen ist. Sie ist nach den Ausführungen 
des Reichsministers für Volksaufklärung und Propa­
ganda in seiner Eigenschaft als Präsident der Reichs­
kulturkammer der „Zusammenschluß aller Schaffen­
den in einer geistigen Kultureinheit“ 5 6).

Punkt 25 des Programms der NSDAP, v. 24. Febr. 
1920 stellt bereits die Forderung zur „Bildung von 
Stände- und Berufskammern“  auf. Die Reichskultur­

gehören zum Geschäftsbereich des Ministeriums a l l e  
A u f g a b e n  der  g e i s t i g e n  E i n w i r k u n g  a u f  die 
N a t i o n ,  der Werbung für Staat, Kultur und Wirtschaft, 
der Unterrichtung der in- und ausländischen Öffentlich­
keit über sie und der Verwaltung aller diesen Zwecken 
dienenden Einrichtungswesen. Nach der Begründung zum 
RKKG. (RAnz. 1933 Nr. 225) „steht im Mittelpunkt der 
geistigen Einwirkung die Arbeit an der deutschen Kultur“ .

_2) Zur Reichskulturkammergesetzgebung gehören ferner 
die Durchführungsverordnungen v. 9. Nov. 1933 (RGBl. I, 
969), v. 19. April 1937 (RGBl, i, 468), v. 5. Juli 1937 (RGBl. 
I, 752), v. 2S. Okt. 1939 (RGBl. I, 2118), das TheaterG. 
v. 15. Mai 1934 (RGBl. I, 411) mit DurchfVO. v. 18. Mai 
1934 (RGBl. 1,413) und das ErgG. zum RKKG. v. 15. Mai 
1934 (RGBl. 1,413). M it ihr im engsten Zusammenhang 
stehen das Gesetz über die Vermittlung von Musikauffüh­
rungsrechten v. 4. Juli 1933 (RGBl. 1,452) und das Schrift- 
leiterG. v. 4. Okt. 1933 (RGBl. I, 713) mit ihren Durchfüh­
rungsbestimmungen. Erwähnt sei auch noch die VO. des 
Ministerrats für die Reichsverteidigung über den Nach­
weis der Zugehörigkeit zur Reichsschrifttumskammer vom 
17. Juli 1940 (RGBl. 1, 1035).

3) Siehe Gesetz über die Errichtung einer vorläufigen 
Filmkammer vom 14. Juli 1933 (RGBl. I, 483) und VO 
vom 22. Juli 1933 (RGBl. I, 531).

4) Die ebenfalls errichtete Reichsrundfunkkammer ist 
inzwischen durch die 5. DurchfVO. zum RKKG. v. 28. Okt.
1939 (RGBl. I, 21 IS) aufgelöst worden. Kammerpflichtige 
Rundfunkschaffende sind in die zuständigen anderen 
Kammern zu übernehmen.

6) Rede des Reichsministers für Volksaufklärung und
Propaganda anläßlich der Eröffnung der Reichskultur­
kammer im November 1933 („V . B.“  Nr. 326/27 v. 23. Nov 
1933).

kammergesetzgebung ist eine der ersten praktischen 
Verwirklichungen dieses Programmpunktes.

Die kulturell Tätigen sind mithin als Glieder 
ihnen übergeordneter Gemeinschaften, die in den 
Einzelkammern der Reichskulturkammer als öffent­
lich-rechtliche Körperschaften ihre gesetzliche Form 
erhalten haben, zu betrachten.

Die Kammern sind die „organisierten“  Gemein­
schaften der an der Gestaltung der Kultur Be­
teiligten.

Die Rechtsstellung und die Bedeutung der Kam­
mern werden durch die Worte der Begründung zum 
RKKG., nach der die Reichskulturkammer „keine 
Einrichtung innerhalb des Staates oder gar neben 
ihm, sondern der Staat selbst in einer neuen Form“  
ist, am besten gekennzeichnet. „Die rechtsstaatlichen 
Einrichtungen, die bisher im Mittelpunkt standen 
(Gesetz, Gerichtsbarkeit, Polizei) werden nicht ent­
behrlich. Sie treten aber als Mittel des Zwanges und 
der Autorität zurück hinter den Einrichtungen, die 
bestimmt sind, den Willen der Glieder der Nation 
zu erfassen.“  Damit hat der Gesetzgeber zum1 Aus­
druck gebracht, daß die Aufgaben der Reichskultur­
kammer und ihrer Einzelkammern als staatliche Auf­
gaben anzusehen sind, zu deren Durchführung den 
Präsidenten der Einzelkammern weitgehende Be­
fugnisse verliehen worden sind. Die Befugnis der 
Rechtsschöpfung auf Grund des § 25 der 1. Durchf­
VO. ist neben der Berechtigung, die Aufnahme, eines 
Kammerpflichtigen ablehnen oder ein Mitglied aus­
schließen zu können e), die wichtigste.

Nach § 25 der 1. DurchfVO. können die Kam­
merpräsidenten „Bedingungen für den Betrieb, für 
die Eröffnung und die Schließung von Unterneh­
mungen auf dem Gebiete ihrer Zuständigkeit fest­
setzen und Anordnungen über wichtige Fragen 
innerhalb dieses Gebietes, insonderheit über Art und 
Gestaltung der Verträge zwischen den von ihnen 
umfaßten Tätigkeitsgruppen treffen“ 7). Die auf 
Grund dieser Vorschrift erlassenen Anordnungen 
sind nach einhelliger Auffassung bindendes (mittel­
bares) Reichsrecht.

Das Gesetz schreibt grundsätzlich als Voraus­
setzung für das Recht der Betätigung auf dem Zu­
ständigkeitsgebiet einer Einzelkammer den Erwerb 
ihrer Mitgliedschaft vor (§§ 4—6 der 1. Durchf­
VO.). Der Präsident der Einzelkammer kann aber 
bestimmen, daß gewisse Fälle „geringfügiger oder 
gelegentlicher Ausübung“  einer kammerpflichtigen

6) Die Ablehnung' oder der Ausschluß können erfolgen, 
wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, daß 
der Kammerpflichtige die für die Ausübung seiner Tätig­
keit erforderliche Zuverlässigkeit und Eignung nicht be­
sitzt (§ 10 der 1. DurchfVO.).

7) Durch Anordnungen dürfen „völkerrechtliche Ver­
einbarungen nicht verletzt werden“  (§ 25 Abs. 1 Satz 2 
der 1. DurchfVO.). Anordnungen „auf dem Gebiete des 
Buch-, Musikalien- und Kunsthandels bedürfen der Ge­
nehmigung des Reichsministers für Volksaufklärung und 
Propaganda und des Reichswirtschaftsministers“  (§ 25 
Abs. 2 der 1. DurchfVO.). Hierunter sind aber nur Be­
stimmungen marktregelnden Inhalts zu verstehen, worauf 
mit Recht S c h r i e b e r :  DR. 1935, 350 hinweist.

Nach herrschender Auffassung hat das ArbOG. vom 
20. Jan. 1934 das Recht der Kammerpräsidenten zum Erlaß 
von Anordnungen, soweit es sich um die Regelung von 
„Rechtsbeziehungen zwischen Betriebsführer und Gefolg­
schaft, also um das Recht der abhängigen Arbeit han­
delt“ , beseitigt (so P f e n n i g :  „Ufita“ 1937, 118; s. a. 
S c h r i e b e n  DR. 1935, 349; S c h m i d t - L e o n h a r d t ,  
„Die Reichskulturkammer“ , IndustrieverlagSpaeth 8c Linde, 
Berlin 1936, S. 25). Eine Erörterung hierüber bleibt als 
über den Rahmen dieser Abhandlung hinausgehend außer 
Betracht.
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Tätigkeit die Zugehörigkeit zur Kammer nicht be­
gründen, kann also die Befreiung von der Verpflich­
tung, der Einzelkammer anzugehören, aussprechen 
(§ 9 der 1. DurchfVO.)«).

Nach § 4 der 1. DurchfVO. muß g r u n d s ä t z ­
l i ch  j eder ,  der bei der Erzeugung, der Wieder­
gabe, der geistigen oder technischen Verarbeitung, 
der Verbreitung, der Erhaltung, dem Absatz oder 
der Vermittlung des Absatzes von K u l t u r g u t  mit­
wirkt, M i t g l i e d  der  E i n z e l k a m m e r  sein,  die 
für seine Tätigkeit zuständig ist.

Das staatliche Interesse an einer kulturellen Be­
tätigung ist aber nur unter bestimmten Vorausset­
zungen gegeben und begründet nur bei ihrem Vor­
liegen die Kammerpflicht. Als Kulturgut im Sinne 
der Reichskulturkammergesetzgebung ist nach § 5 
der 1. DurchfVO. nur anzusenen jede Schöpfung 
oder Leistung der Kunst, wenn sie der Öffentlich­
keit übermittelt wird und jede andere geistige Schöp­
fung, wenn sie durch Druck oder Film der Öffent­
lichkeit übermittelt w ird * 9).

Für den Begriff der Mitwirkung im Sinne des § 4 
der 1. DurchfVO. ist es nach § 6 unerheblich, ob 
die Tätigkeit ausgeübt wird gewerbsmäßig oder 
gemeinnützig, durch Einzelpersonen, durch Gesell­
schaften, Vereine oder Stiftungen des Privatrechts, 
durch Körperschaften oder Anstalten des öffent­
lichen Rechts, durch Reichsangehörige oder Aus­
länder, durch Unternehmer oder Personen in einem 
Anstellungsverhältnis, es sei denn, daß es sich bei 
diesen um eine rein kaufmännische, büromäßige, 
technische oder mechanische Tätigkeit handelt10 *).

Die Reichskulturkammergesetzgebung verlangt 
zur Begründung der Kammerpflicht kein Tätigwer­
den in der Öffentlichkeit, beschränkt sich vielmehr 
darauf, daß das Kulturgut unter den im § 5 der 
T DurchfVO. aufgeführten Voraussetzungen „de r  
Ö f f e n t l i c h k e i t  ü b e r m i t t e l t  wird“ , ein oft 
nicht genug beachteter, aber wesentlicher Unter­
schied. Es ist also nach der Reichskulturkammerp'e- 
setzgebung keineswegs erforderlich, daß die kulturelle 
Leistung in der Öffentlichkeit im Sinne eines unbe­
stimmten, individuell nicht begrenzten, jedermann 
zugänglichen Personenkreises dargeboten wird. Ein 
Schriftsteller wird beispielsweise nicht in der Öffent­
lichkeit tätig, wohl aber wird das von ihm geschaf­
fene Kulturgut, sein Werk, wenn er es verlegen 
läßt, „der Öffentlichkeit übermittelt“ , so daß hier­
durch sowohl seine, als auch des Verlegers Kammer­
pflicht begründet wird. Der Auffassung, daß der 
Begriff „Öffentlichkeit“  nicht anders als nach bis­
herigem Recht zu verstehen sei, also „die Möglich­
keit gegeben sein müsse, daß eine unbestimmte 
Personenzahl von dem Werk Kenntnis erlange“ 11),

®) Die Befreiung kann sowohl durch allgemeine An­
ordnung als auch durch Entscheidung in Einzelfällen 
ausgesprochen werden.

9) § 5 der 1. DurchfVO. in der Änderungsfassung des 
8 2 der 5. DurchfVO.

10) Nach § 8 der 1. DurchfVO. g ilt die Herstellung von
Vorerzeugnissen nicht als Verarbeitung von Kulturgut im
Sinne der Verordnung. Vorerzeugnisse sind „Güter, die 
zwar bestimmt sind, einer geistigen Schöpfung zum Aus­
druck zu verhelfen, mit deren Herstellung aber der Vor­
gang des geistigen Heranbringens noch nicht begonnen

bmlc^* " b e 011 h a r b * ’ ” Uie Reichskulturkam­
mer S. 16), z. B. Papier zur Herstellung von Büchern, 
Leitungen, Zeitschriften und Rohfilmen. Die Herstellung 
und der Absatz von Nacherzeugnissen, wie beispielsweise 
Büchern, Zeitungen, Zeitschriften, Bildern fallen hino-ecren 
unter die Reichskulturkammergesetzgebung.
„Ufrta“°  1934/ 32! 6 be f :  DRll935’ 345; s- a' P f e n n i g :

ist nicht beizutreten. Eine Übermittlung von Kultur­
gut im Sinne des § 5 der 1. DurchfVO. ist viel­
mehr bereits dann anzunehmen, wenn die Tätigkeit 
die eigene häusliche Sphäre, wie man sich aus- 
drücken kann, überschreitet, da bei Vorliegen dieser 
Voraussetzung schon das staatliche Interesse an 
einer kulturellen Leistung einsetzt. Die Richtigkeit 
dieser Auffassung wird durch das Ergänzungsgesetz 
zum RKKG. v. 15. Mai 1934 (RGBl. I, 413) be­
stätigt. Nach diesem Gesetz gehören beispielsweise 
die in Anstalten der Musik oder der bildenden 
Künste — wie Musikschulen und Kunstakademien — 
zur Erteilung von Unterricht in einer dieser Künste 
tätigen Lehrer der. für ihre Tätigkeit zuständigen 
Einzelkammer kraft Gesetzes als Mitglieder an. Die 
in solchen Anstalten tätigen Lehrer werden aber 
nicht vor „einem größeren, nicht scharf begrenzten, 
jedermann zugänglichen Personenkreis“ 12), sondern 
nur vor den in die Anstalt aufgenommenen Schülern, 
also gerade vor. einem individuell begrenzten Per­
sonenkreis, tätig.

Die im Ergänzungsgesetz zum RKKG. getroffene 
Regelung, nach der die Kammermitgliedschaft kraft 
Gesetzes begründet wird, es also einer besonderen 
Aufnahme in eine Einzelkammer nicht bedarf, stellt 
auch nicht etwa eine Erweiterung der in den §§ 4 
bis 6 der 1. DurchfVO. enthaltenen, die Kammer­
pflicht begründenden Voraussetzungen dar. Die 
Kammerpflicht eines Lehrers an einer Musikschule 
wäre auch ohne Vorliegen des die gesetzliche M it­
gliedschaft feststellenden Ergänzungsgesetzes be­
gründet. So bedingt beispielsweise ehe Unterrichts­
tätigkeit eines nicht unter das Ergänzungsgesetz fal­
lenden Privatmusikiehrers, die sich in dem zahlen­
mäßig beschränkten Personenkreis seiner Schüler 
vollzieht, ebenfalls die Kammerpflicht, da er seine 
Leistung einem aus der Öffentlichkeit entnommenen 
Kreis von Personen, närnlich dem seiner Schüler, 
darbietet und über sie wiederum Kulturgut der 
Öffentlichkeit übermittelt13).

Nur dann, wenn die kulturelle Tätigkeit die eigene 
häusliche Sphäre nicht überschreitet, wird die Kam- 
merpflicht nicht begründet11). Dies ist beispielsweise 
bei einem Autor der Fall, der ausschließlich für 
sich komponiert, ohne das von ihm geschaffene 
Werk in irgendeiner Form der Öffentlichkeit zu 
übermitteln.

Die Entscheidung, ob von einer Übermittlung von 
Kulturgut an die Öffentlichkeit gesprochen werden 
kann, kann im Einzelfalle schwierig sein. Wenn aber 
nach der Reichskulturkammergesetzgebung die For­
derung gilt, „das Kulturschaffen in Freiheit, aber in 
Verantwortung, das Kulturwirken als öffentliche 
Aufgabe, als Dienst am Volke, nicht nur begrifflich,

_12) Die Erfüllung dieser Voraussetzungen nimmt P f e n ­
n i g :  „U fita“  1934, 32 für das Vorliegen des Begriffs 
„Öffentlichkeit“  an. *

13) Das Beispiel des Privatmusikiehrers führt auch 
Sc h r i e  ber  (DR. 1935, 345) mit dem Hinweis auf dessen 
Kammerpflicht an. Wenn er aber den vorher von ihm 
selbst geprägten, „dem bisherigen Recht“  entsprechen­
den Begriff der „Öffentlichkeit“ , nach dem „die Mög­
lichkeit gegeben sein muß, daß eine unbestimmte Per­
sonenzahl von dem Werk Kenntnis erlangt“ , zugrunde 
legen würde, so würde er zu diesem allein richtigen Er­
gebnis nicht kommen können.

,14) So beiaht S c h r i e b  er  (DR. 1935, 345) mit Recht 
die Kammerpflicht von „Musikern, die ausschließlich bei 
privaten Veranstaltungen spielen“ . Auch hinsichtlich der 
Tätigkeit solcher Musiker g ilt das zur Anm. 13 Gesagte. 
Nach der hier vertretenen Auffassung sind solche Musiker 
deshalb kammerpflichtig, weil ihre Tätigkeit, wie oben 
dargelegt wurde, die eigene häusliche Sphäre überschreitet.
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sondern auch rechtlich“ 15), so muß der bei der 
Prüfung der Kammerpflicht anzulegende Maßstab 
grundsätzlich ein enger sein16).

Um einer ebenfalls vielfach vertretenen irrtüm­
lichen Auffassung entgegenzutreten, erscheint auch 
der Hinweis darauf angezeigt, daß die Reichs­
kulturkammergesetzgebung keine rein berufsständi­
sche Gesetzgebung darstellt, ihr also nicht nur be­
ruflich auf dem Zuständigkeitsgebiet der Reichs­
kulturkammer Tätige unterstehen. Dies ergibt sich 
schon aus den bereits erörterten §§ 3 und 25 der
1. DurchfVO., vor allem auch aus dem soeben 
wiedergegebenen § 6 der 1. DurchfVO., in dem 
u. a. öffentlich-rechtliche Körperschaften und Ver­
eine als kammerpflichtig aufgeführt sind, also Ge­
meinschaftswesen, bei denen die Annahme einer 
beruflichen Tätigkeit schon begrifflich ausgeschlos­
sen is t17).

Zu § 6 der 1. DurchfVO. ist noch zu bemerken, 
daß die in ihr enthaltene Aufzählung eine rein bei­
spielhafte, keine erschöpfende ist. Sie besagt nichts 
weiter, als daß es sowohl unerheblich ist, wer eine 
der im § 4 der 1. DurchfVO. auf gezählten Tätig­
keiten ausübt, als auch wie sie ausgeübt w ird18).

15) So S c h m i d t - L e o n h a r d t :  DR. 1935, 342; ders., 
„Die Reichskulturkammer“  S. 11; s. a. Ga s t  im „Hand­
buch der Reichskulturkammer“ , herausgeg. von Hans 
Hinkel, Berlin 1937, S. 20.

16) Wenn P f e n n i g  („U fita“  1934, 32) der Meinung ist, 
daß „ein Verein von Theaterfreunden, welche eine Lieb­
haberbühne betreiben, nicht Mitglied der Reichstheater­
kammer zu werden brauche, wenn nur vor der beschränk­
ten Mitgliederzahl vorgeführt werde“ , also die Kammer­
pflicht eines solchen Vereins überhaupt verneint, so ist 
dieser Auffassung nicht beizuireten. Nach dieser Auf­
fassung wäre es möglich, kulturelle Gemeinschaften zu 
gründen, die im Gegensatz zu den mit der Reichskultur­
kammer verfolgten Zielen arbeiten, ohne daß die zustän­
digen Kammerpräsidenten zum Einschreiten befugt wären, 
da die Gemeinschaften sich darauf berufen könnten, der 
Reichskulturkammergesetzgebung nicht zu unterstehen. 
P f e n n i g  sieht auch die Schwierigkeiten, die seine Auf­
fassung mit sich bringt, selbst ein, wenn er sagt, daß für 
den Fall, daß der Kreis der Teilnahmeberechtigten sich 
wesentlich erweitere, eine Übermittlung von geistigen 
Leistungen oder Schöpfungen an die Öffentlichkeit vor­
liege. Bei der hier vertretenen Auffassung können 
Schwierigkeiten dieser Art nicht entstehen.

17) Das besagt nichts dagegen, daß die Kammern i n 
e r s t e r  L i n i e  berufsständische Einrichtungen sind. 
Wenn aber T a t a r i n - T a r n h e y d e n  (JW. 1933, 2555) 
sagt, daß die Reichskulturkammergesetzgebung nur die 
beruflich Tätigen erfasse, so ist das, wie schon der 
Wortlaut des §6 zeigt, unrichtig. Die Tatsache, daß sich 
die Errichtung der Kammern innerhalb der Richtlinien zu 
halten habe, die für den berufsständischen Aufbau von 
der Reichsregierung beschlossen werden (§ 4 RKKG.), 
spricht nicht für die Richtigkeit dieser Auffassung. Die 
Einbeziehung von Gemeinschaften erweist sich als er­
forderlich, „weil sonst eine sachlich unbegründete Lücke 
der Organisation bestände“  (so S c h m i d t - L e o n h' a r d t, 
„Die Reichskulturkammer“  S. 17; s. a. S. 6).

18) „Man kann noch weitere solche ,Unerheblichkeiten* 
aufzählen“  (so S c h m i d t - L e o n h a r d t ,  „Die Reichs­
kulturkammer“  S. 17).

19) Um einen Überblick über den Kreis der auf Grund 
der §§4—6 der 1. DurchfVO. Kammerpflichtigen zu ge­
währen, werden nachstehend die wichtigsten Berufs- und 
Tätigkeitsgruppen aufgeführt, die den Einzelkammern 
unterstehen:
1. R e i c h s m u s i k k a m m e r :

Schaffende Musiker (Komponisten), nachschaffende Mu­
siker (wie Solisten, Konzertbegleiter, Kapellmeister, Or­
chestermusiker, Kapellenleiter, Unterhaltungsmusiker, 
Kirchenmusiker, Chorleiter und Leiter von Instrumental­
gemeinschaften), Musikerzieher, Konzertveranstalter, In­
haber von Konzertdirektionen, Konzertunternehmer, Kon-

Die grundlegende Bedeutung der §§ 4—6 der 
1. DurchfVO. besteht darin, daß sie im einzelnen 
die persönlichen und sachlichen Voraussetzungen 
aufzählen, unter denen die Kammerpflicht begründet 
wird, und damit gleichzeitig den Kreis derer um­
reißen, die der Reichskulturkammergesetzgebung 
unterstehen19).

Ihre Bedeutung liegt also in erster Linie in ihrem 
materiellrechtlichen Inhalt. Die im § 4 der 1. Durchf­
VO. gleichzeitig enthaltene organisationsrechtliche 
Bestimmung, nach der grundsätzlich der Kammer­
pflichtige die Mitgliedschaft der für seine Tätigkeit 
zuständigen Einzelkammer erwerben muß, ist dem­
gegenüber von nachgeordneter Bedeutung.

Wenn nun nach § 9 der 1. DurchfVO. der Prä­
sident der Einzelkammer bestimmen kann20), daß 
gewisse Fälle „geringfügiger oder gelegentlicher 
Ausübung“  einer im § 4 bezeichneten Tätigkeit, 
„die Zugehörigkeit zur Kammer nicht begründen“ , 
so fragt es sich, welche Bedeutung dieser Vor­
schrift beizumessen ist. Die Frage ist die, ob eine 
Entscheidung des Präsidenten auf Grund des § 9 
der 1. DurchfVO. lediglich einen Verzicht auf die 
organisatorische Eingliederung, auf die förmliche 
Mitgliedschaft, bedeutet, oder ob durch sie gleich­
zeitig der Befreite von allen übrigen Pflichten, die

zertbesorger, Kapellen- und Künstlersekretäre, Musik­
verleger, Musikalienhändler und Angestellte des Musik­
verlags und Musikaiienhandels, Chor- und Laienmusik­
gemeinschaften (Gesang- und Instrumentalvereine), die 
staatlich genehmigte Gesellschaft zur Verwertung musi­
kalischer Urheberrechte (Stagma).
2. Re i chs  k ä m m  er  de r  b i l d e n d e n  Kü ns t e :

Architekten, Garden- und Landschaftsgestalter, Bild­
hauer (auch Kunsthandwerker, wie Holzbiidhauer, Eisen­
gießer), Maler, Gebrauchsgraphiker, Entwerfer (wie 
Innenraumgestalter), Kunstverleger, Kunsthändler und 
Kunstversteigerer.
3. R e i c h s t h e a t e r k a m m e r :

Bühnenangehörige (wie Theaterveranstalter, Bühnen­
leiter, Schauspieler, Opern- und Operettensänger, Spre­
cher, künstlerische Vorstände [z. B. Spielleiter, Theater­
kapellmeister, künstlerische Beiräte, Dramaturgen, Bühnen­
bildner], bühnentätige Chormitglieder, Bühnentänzer, 
Tanzmeister, Solo- und Gruppentänzer, Inspizienten und 
Souffleure, Verwaltungsvorstände und leitende Angestellte 
von Bühnen, Bühnenlehrer und Bühnenschulleiter), ar­
tistische Unternehmer und Artisten jeder Art, Artisten­
vermittler, Kunsttanzlehrer, Gesellschaftstanzlehrer, Schau­
steller, Bühnenverleger, Veriagsdramaturgen, Verlags­
leiter.
4. R e i c h s s c h r i f t t u m s k a m m e r :

Schriftsteller, Lektoren (einschließlich Schriftwaltern 
und Verlagsredakteuren) in Buchhandelsbetrieben, Buch­
verleger und Buchhändler, Angestellte des Buchverlags 
und des Buchhandels, Inhaber von Leihbüchereien, Buch­
vertreter, Veranstalter und Vermittler mündlicher Vor­
träge von Werken des Schrifttums, angestellte oder be­
amtete Bibliothekare (mit Ausnahme von wissenschaft­
lichen Bibliotheken).
5. R e i c h s p r e s s e  k ä m m e  r:

Verleger und Veriagsangesteiite von Verlagen peri­
odischer Druckschriften (Zeitungen, Zeitschriften, Korre­
spondenzen, Informationsdiensten usw.), Schriftleiter und 
Pressestenographen, Inhaber von Vertriebsunternehmen 
von periodischen Zeitschriften und Angestellte solcher 
Unternehmen.
6. R e i c h s f i l m k a m m e r :

Filmhersteller, Filmbearbeiter (in Kopieranstalten), Film- 
vertreiber, Filmvorführer, Vergeber von Urheber- und 
Patentrechten für die Filmherstellung, für den Filmver­
trieb und die Filmvorführung, Filmschaffende.

20) Ein Rechtsanspruch auf Befreiung besteht demnach 
nicht. Die Entscheidung steht in freiem, pflichtgemäßem 
Ermessen des zuständigen Kammerpräsidenten.
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sich aus der Reichskulturkammergesetzgebung er­
geben, entbunden wird.

Anwendbar ist § 9 der 1. DurchfVO. auch nur 
in den Fällen, in denen eine kammerpflichtige Tätig­
keit, also eine Tätigkeit unter den in den §§ 4—6 
der 1. DurchfVO. vorgeschriebenen Bedingungen, 
ausgeübt wird. Wenn nach dem Gesetz der Präsi­
dent der Einzelkammer für Fälle einer geringfügigen 
oder gelegentlichen Ausübung einer kammerpflich­
tigen Tätigkeit bestimmen kann, daß die „Zuge­
hörigkeit zur Kammer“  nicht begründet wird, so 
ergibt sich hieraus zwangsläufig, daß grundsätz­
lich der Kammerpflichtige auch in solchen Fällen an 
sich die förmliche Mitgliedschaft erwerben muß 21).

Die bei Vorliegen der in den §§ 4—6 der 
1. DurchfVO. aufgestellten persönlichen und sach­
lichen Voraussetzungen begründete Kammerpflicht 
ist somit das Primäre, ihre Bejahung sowohl Vor­
aussetzung für die Eingliederung in eine Einzel­
kammer, als auch für das in das freie, pflichtgemäße 
Ermessen des Kammerpräsidenten gestellte Recht, 
den Kammerpflichtigen zu befreien.

Nur der, dessen Kammerpflicht festgestellt ist, 
darf überhaupt in eine Einzelkammer organisato­
risch (förmlich) eingegliedert oder von der Ver­
pflichtung zum Erwerb der förmlichen Mitglied­
schaft befreit werden, da die Reichskulturkammer­
gesetzgebung eine freiwillige Mitgliedschaft, eine 
Mitgliedschaft ohne das Vorliegen der die Kammer­
pflicht begründenden Voraussetzungen, nicht kennt22).

Der Entscheidung, ob die organisatorische Ein­
gliederung zu vollziehen oder die Befreiung von 
der Verpflichtung zum Erwerb der förmlichen M it­
gliedschaft auszusprechen ist, hat also stets die 
Vorprüfung voranzugehen, ob der Betroffene eine 
kammerpflichtige Tätigkeit ausübt und demnach die 
Mitgliedschaft überhaupt erwerben kann.

Es ist also festzustellen: Ist die Kammeipflicht 
einerseits die gesetzliche Folge eines Tatbestandes 
— des der Betätigung unter Erfüllung der in den 
§§ 4—6 der 1. DurchfVO. im einzelnen aufgeführ­
ten Tatbestandsmerkmale — so ist sie andererseits 
Voraussetzung für die vom zuständigen Kammer­
präsidenten zu treffende Entscheidung der Auf­
nahme als förmliches Mitglied oder der Befreiung 
von der Verpflichtung zum Erwerb der förmlichen 
Mitgliedschaft. Sie besteht ihrerseits unabhängig 
von dem vom Kammerpräsidenten vorzunehmenden 
Verwaltungsakt, während dieser seinerseits von 
ihrem Vorliegen abhängig ist.

Aus dieser Erkenntnis folgt, daß der Entschei­
dung auf Grund des § 9 der 1. DurchfVO., durch 
die „die Zugehörigkeit zur Kammer nicht begründet 
wird“ , keine andere Bedeutung als die einer organi­
satorischen Maßnahme beizumessen, daß sie aus­
schließlich als Verzicht auf die förmliche Einglie-' 
derung aufzufassen ist.

21) Begründet auch die Ausübung einer geringfügigen 
oder gelegentlichen Tätigkeit auf dem Zuständigkeits­
gebiet einer Kammer die Kammerpflicht, ja sogar grund­
sätzlich die Pflicht zum Erwerb der förmlichen Mitglied­
schaft, so ist dies ein weiterer Beweis für die Richtigkeit 
der oben vertretenen Auffassung, daß sich die Reichs­
kulturkammergesetzgebung nicht als rein berufsständische 
Gesetzgebung darstellt, da eine geringfügige oder ge­
legentliche Tätigkeit auf bestimmten Gebieten niemals 
den Beruf einer Person ausmachen kann.

22) Die Kammern sind „Zwangsorganisationen“ . Eine
Befreiung bei Nichtvorliegen der die Kammerpflicht be­
gründenden Voraussetzungen wäre ein, ein rechtliches 
Nullum darstellender Verwaltungsakt; denn die Befreiung 
von einer nicht bestehenden Pflicht ist nicht denkbar.

Die Vielgestaltigkeit des Lebens bringt es mit 
sich, daß der einzelne — vor allem der beruflich 
Tätige — häufig auf den verschiedensten Lebens­
gebieten tätig wird. Dann ist er Glied verschiedener 
Lebensgemeinschaften im Sinne der obigen Aus­
führungen; denn seine Zugehörigkeit zu den einzel­
nen Lebensgemeinschaften wird ja unserem heutigen 
organischen Denken entsprechend bereits durch die 
Tatsache der Betätigung in dem Lebensbereich einer 
solchen Gemeinschaft begründet, nicht erst durch 
einen Verwaltungsakt.

Dieser Vielgestaltigkeit des Lebens trägt § 9 der 
1. DurchfVO. Rechnung, wenn er die Präsidenten 
der Einzelkarnmern ermächtigt, von einer förmlichen 
Eingliederung in eine Kammer abzusehen. Der Sinn 
und die praktische Bedeutung dieser Vorschrift lie­
gen darin, nach Möglichkeit zu vermeiden, daß der 
einzelne, der sich auf verschiedenen Lebensgebieten 
betätigt, allein aus diesem Grunde auch gleichzeitig 
von mehreren „organisierten“  Gemeinschaften förm­
lich erfaßt und somit auch den aus dieser organi­
sierten Erfassung sich ergebenden Pflichten — vor 
allem zur Zahlung von Organisationsbeiträgen — 
unterworfen wird.

Aus diesem Grunde hat auch der Präsident der 
Reichskulturkammer den Präsidenten der Einzel­
kammern die Anwendung des § 9 der 1. DurchfVO. 
zur Pflicht gemacht, soweit es sich um auf dem 
Zuständigkeitsgebiet einer Kammer beruflich Tätige 
handelt. Das „Verbot der Doppelorganisation“  gilt 
nicht nur innerhalb des Zuständigkeitsbereichs der 
Reichskulturkammer, sondern grundsätzlich auch 
im Verhältnis der Kammern zu anderen außerhalb 
der Reichskulturkammer stehenden Berufsorganisa­
tionen23).

Wenn die’ Befreiung nach dem Dargelegten nur 
die Bedeutung eines Verzichtes auf die förmliche 
Eingliederung in eine Einzelkammer hat, der von 
ihr Betroffene also nach wie vor als Kammer­
pflichtiger anzusehen ist, so folgt hieraus, daß mit 
einer Entscheidung auf Grund des § 9 derl. Durchf-

23) Siehe hierzu die „Bekanntmachung, betreffend Reichs­
kulturkammer und Arbeitsfront“  v. 12. Febr. 1934 (veröff. 
„V . B.“  v. 13. Febr. 1934 und in der übrigen Tagespresse, 
abgedr. bei S c h r i e b e r - W a c h e n f e l d ,  „Musikrecht“ , 
Berlin 1936, S. 11), wo es heißt, daß die in den Einzel­
kammern „zusammengefaßten schaffenden Deutschen“  
durch ihre Mitgliedschaft in den Kammern „ihre Pflicht 
dem ständischen Aufbau des deutschen Volkes gegenüber 
erfüllt und deshalb auch nur Mitgliedsbeiträge an diese 
Organisationen abzuführen haben“ . Auf den Grundsatz 
des Verbotes der Doppelorganisation ist wiederholt hin­
gewiesen worden.

Das Verbot der doppelten oder mehrfachen Erfassung 
g ilt nicht im Hinblick auf die „öffentliche Hand“  (z. B. 
für eine Gemeinde, die sich als Theaterunternehmer und 
gleichzeitig als Konzertveranstalter betätigt).

Im übrigen sind aber in Durchführung der Weisung 
des Präsidenten der Reichskulturkammer und nach der 
Praxis, die sich in der Anwendung des §9 der 1. Durchf­
VO. herausgebildet hat, die Worte „geringfügige und 
gelegentliche Ausübung“  einer kammerpflichtigen Tätig­
keit relativ zu verstehen. Für auf dem Zuständigkeits­
gebiet der Reichskulturkammer beruflich Tätige ist eine 
solche „geringfügige“  und „gelegentliche“  Tätigkeit 
immer dann anzunehmen, wenn sie nicht h a u p t b e r u f ­
l i c h  ist, mag sie auch — absolut genommen — in ihrem 
Umfang bedeutend sein. Als hauptberufliche Tätigkeit 
ist eine solche anzusehen, durch die die Arbeitskraft des 
Ausübenden vollständig oder überwiegend in Anspruch 
genommen wird. Eine Durchbrechung erfährt der vor­
stehende Grundsatz, wenn ein Reichsgesetz (z. B. § 1 
SchriftleiterG. v. 4. Okt. 1933 [RGBl. 1,713]) eine ständische 
Eingliederung auch bei gewissen nebenberuflichen Tätig­
keiten vorsieht.
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VO. „eine Befreiung von der sachlichen Autorität 
der Kammer nicht verbunden ist“ 2i).

Der b e f r e i t e  K a m m e r p f l i c h t i g e  i s t  im 
H i n b l i c k  auf  se ine k u l t u r e l l e  T ä t i g k e i t  
w e i t e r h i n  „ A n g e h ö r i g e r  d e r  v o n  d e r  
R e i c h s k u l t u r k a m m e r  u m f a ß t e n  T ä t i g ­
k e i t s z w e i g e “ 24 25), Glied der ihm übergeordneten 
alle kulturell Tätigen umfassenden Gemeinschaft. 
Er ist zwar nicht förmlich eingegliedertes Mitglied 
der in Gestalt einer öffentlich-rechtlichen Körper­
schaft „organisierten“  Gemeinschaft, betätigt sich 
aber materiell auf ihrem Zuständigkeitsgebiet und 
ist demnach auch den „Gesetzen“  dieser Gemein­
schaft unterworfen.

Eine gegenteilige Auffassung würde nicht nur mit 
Sinn und Zweck der Reichskulturkammergesetz­
gebung unvereinbar sein, sondern auch zu dem Ge­
setz  ̂selbst im Widerspruch stehen.

Wenn die Reichskulturkammer „die Aufgabe hat, 
die deutsche Kultur in Verantwortung für Volk und 
Reich zu fördern“  (§ 3 der 1. DurchfVO.), wenn 
sie nach der Begründung zum RKKG. „keine Ein­
richtung innerhalb des Staates oder gar neben ihm, 
sondern der Staat selbst in einer neuen Form ist“ , 
wenn ihr Zweck darin besteht, „innerhalb der Kultur 
schädliche Kräfte zu bekämpfen und wertvolle zu 
fördern, und zwar nach dem Maßstabe des Ver­
antwortungsbewußtseins für die nationale Gemein­
schaft“ , wenn die Kammerpräsidenten ganz allge­
mein zum Erlaß von „Anordnungen über wichtige 
Fragen innerhalb ihres Zuständigkeitsgebiets“  er­
mächtigt worden sind (§ 25 der 1. DurchfVO.), und 
sich diese Anordnungen als bindendes (mittelbares) 
Reichsrecht darstellen, so ergibt sich hieraus, daß 
die Hoheitsbefugnisse der Kammerpräsidenten sich 
auf Sachgebiete, nicht auf einen, ein für allemal 
fest umgrenzten Personenkreis erstrecken26).

Die im § 25 der 1. DurchfVO. besonders hervor­
gehobene Ermächtigung, nach der die Kammer­
präsidenten „Bedingungen für den Betrieb, die Er­
öffnung und Schließung von Unternehmungen auf 
dem Gebiete ihrer Zuständigkeit festsetzen können“ , 
veranschaulicht dies deutlich. Danach können die 
Kammerpräsidenten Sperranordnungen erlassen, 
durch die beispielsweise die Neugründung kultur- 
vvirtschaftlicher Unternehmen (wie Buch- und Mu­
sikverlage, Buch- und Musikalienhandlungen) ver­
boten oder genehmigungspflichtig gemacht w ird27), 
können also in die Gewerbe- und Berufsfreiheit 
solcher Personen eingreifen, die noch gar keine

24) So S c h m i d t - L e o n h a r d t ,  „Die Reichskultur­
kammer“  S. 25, der von einer „autoritären Erfassung“  
des Befreiten spricht.

25) Siehe §1 RKKG., §3 der 1. DurchfVO.
26) Dies ergibt sich vor allem aus § 3 der 1. DurchfVO., 

von dem man sagen kann, daß er Umfang und Grenze 
der Zuständigkeit der Reichskulturkammer, und damit 
ihrer Einzelkammern, bestimmt, soweit nicht eine Grenze 
durch andere Reichsgesetze bestimmt ist (s. Anm. 7, wo 
darauf hingewiesen wurde, daß beispielsweise nach herr­
schender Auffassung die im § 3 der 1. DurchfVO. ge­
gebene Zuständigkeit, die wirtschaftlichen und sozialen 
Angelegenheiten der Kulturberufe zu regeln und zwi­
schen widerstreitenden Kräften einen Ausgleich zu be­
wirken, soweit es sich um das Recht der abhängigen 
Arbeit handelt, durch das ArbOG. als beseitigt angesehen 
wird).

27) Siehe beispielsweise die „II. Anordnung betreffend
Regelung des deutschen Notenhandels“  v. 10. Dez. 1935
(RAnz. Nr. 291 v. 13. Dez. 1935) und die „Anordnung über
die Durchführung der gewerbsmäßigen Konzertunterneh­
mung und -besorgung“  v. 29. Jan. 1938 (RAnz. Nr. 44 
v. 22. Febr. 1938), durch welche die sie betreffenden Tätig­
keiten genehmigungspflichtig gemacht worden sind.

zur Zuständigkeit einer Kammer gehörende Tätig­
keit ausüben, aber ausüben würden, wenn ihnen die 
Ausübung der Tätigkeit gestattet werden sollte28). 
Daraus ergibt sich, daß die Kammerautorität sogar 
über den Kreis der nach §§ 4—6 der 1. DurchfVO. 
Kammerpflichtigen hinausreichen kann. Um wieviel 
mehr ist aber dann die Auffassung berechtigt, daß 
der von der Verpflichtung zum Erwerb der förm­
lichen Mitgliedschaft Befreite, dessen Kammerpflicht 
nach dem Gesagten nicht berührt wird, die von den 
Kammerpräsidenten im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
getroffenen Maßnahmen — besonders die auf Grund 
des § 25 der 1. DurchfVO. erlassenen Anordnungen 
— ebenso zu befolgen hat, wie ein förmliches 
Kammermitglied29).

S c h m i d t - L e o n h a r d t 30) hat für den Fall der 
organisatorischen Erfassung eines Kammerpflichti­
gen als förmliches Kammermitglied den Begriff der 
„formellpn (d. h. formell organisatorischen) Kammer­
zugehörigkeit“ , für den Fall der Befreiung von der 
Verpflichtung zum Erwerb der förmlichen Kammer­
mitgliedschaft den der „materiellen Kammerzuge­
hörigkeit“  geprägt.

28) Siehe hierzu R o h w e r - K a h l m a n n ,  „D ie Reichs­
filmkammer“ , Leipzig 1936, S. 48 und Bode,  „Die kultur­
politischen Aufgaben der Verwaltung im deutschen Musik­
leben“ , Nolte-Verlag, Düsseldorf 1937, S.5, die beide auf 
§26 der 1. DurchfVO., nach dem „Maßnahmen auf Grund 
des § 25 keine Entschädigungsansprüche wegen Enteig­
nung begründen“ , hinweisen und auch aus ihm folgern, 
daß sich solche Anordnungen an jedermann wenden.

29) S c h m i d t - L e o n h a r d t ,  „Die Reichskulturkam­
mer“  S. 25 vergleicht die Anordnungen mit „den Orts­
gesetzen von Gemeinden“ . Er weist darauf hin, daß der 
„Gemeindegewalt nicht nur die Gemeindeangehörigen, 
sondern auch die Personen, die sich in einer Gemeinde 
aufhalten“ , unterworfen sind. So auch S c h r i e b e n  DR. 
1935, 349, der damit seine frühere gegenteilige Auffas­
sung ( S c h r i e b e r ,  „Die Reichskulturkammer“ , Junker
u. Dünnhaupt Verlag, Berlin 1934, S. 36) aufgegeben hat.

Eine gegenteilige Auffassung hieße auch die Meinung
vertreten, daß der Kammerpräsident sich im Falle einer 
Entscheidung auf Grund des §9 der 1. DurchfVO. sei­
ner Rechte über den befreiten Kammerpflichtigen be­
geben würde, ja daß er befugt wäre, nach freiem Er­
messen den Kreis der Kammerpflichtigen zu bestimmen, 
also die § § 4 bis 6 der 1. DurchfVO. im Einzelfalle auf­
zuheben. Die Kammerpräsidenten könnten die ihnen auf 
ihren Zuständigkeitsgebieten obliegenden Aufgaben auch 
nicht mehr erfüllen. Ein praktisches Beispiel mag dies 
besonders verdeutlichen: Nach der vom Präsidenten der 
Reichsmusikkammer erlassenen Anordnung zum Schutze 
musikalischen Kulturgutes v. 29. März 1939 (RAnz. Nr. 77
v. 31. März 1939) kann die Inverlagnahme, der Vertrieb 
und die Aufführung von musikalischen Werken, die dem 
nationalsozialistischen Kulturwillen widersprechen, ver­
boten werden. Würde man der Auffassung folgen, daß 
die Anordnungen nur für eingegliederte Kammerpflich­
tige (förmliche Kammermitglieder) bindend seien, nicht 
hingegen für (von der förmlichen Mitgliedschaft) Be­
freite, so wäre bei Anwendung der vorerwähnten An­
ordnung der Fall denkbar, daß ein befreiter Verleger 
das verbotene Werk ausliefern, der als Kammermitglied 
förmlich erfaßte Musikalienhändler es nicht weiter ver­
treiben dürfte, während wiederum einerseits befreite 
Musiker, die das Werk von dem Verleger unmittelbar 
beziehen könnten, nicht an das Verbot gebunden wären, 
wogegen andererseits der Reichsmusikkammer als förm­
liche Mitglieder angehörende Berufsmusiker das Werk 
nicht aufführen dürften. Praktisch wäre die Folge dieser 
abzulehnenden Auffassung die, daß die Kammerpräsiden­
ten von ihrem Recht auf Grund des §9 der 1. DurchfVO. 
keinen Gebrauch mehr machen dürften, um sich nicht 
selbst die Durchführung der ihnen gestellten kulturellen 
Aufgaben unmöglich zu machen.

30) S c h m i d t - L e o n h a r d t ,  „D ie Reichskulturkam­
mer“  S. 15 und 25.



12. Jahrgang 1942 Heft 13] Aufsätze 459

Alle Kammerpflichtigen sind, wie gezeigt worden 
ist, Glieder einer ihnen übergeordneten, die Ge­
samtheit der auf einem bestimmten Kulturgebiet 
Tätigen umfassenden Gemeinschaft. Lediglich ihre 
gliedhafte Steilung zu der in die Rechtsform einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft gekleideten „o r­
ganisierten“  Gemeinschaft ist eine verschiedene, je 
nachdem, ob sie von der Kammer als förmliche 
Mitglieder erfaßt oder von der Verpflichtung zum 
Erwerb der förmlichen Mitgliedschaft befreit sind. 
Diese verschiedenartige gliedhafte Stellung dürfte 
noch deutlicher zum Ausdruck kommen, wenn man 
die eingegliederten Kammerpflichiigen als „ f ö r m ­
l i che  K a m m e r m i t g l i e d e r “ , die von dem Er­
werb der förmlichen Kammermitgliedschaft Befreiten 
als „ m a t e r i e l l e  K a m m e r m i t g l i e d e r “  be­
zeichnet31).

Nach der Feststellung, daß alle Kammerpflichtigen, 
mögen sie förmliche oder materielle Kammermit­
glieder sein, der Kammerautorität unterstehen, fragt 
es sich, ob und welche Machtbefugnisse den Kam­
merpräsidenten zustehen, um ihre Maßnahmen — 
besonders die von ihnen nach § 25 der 1. DurchfVO. 
erlassenen Anordnungen — durchzusetzen.

Den Kammerpräsidenten ist für verschiedene im 
§ 28 der 1. DurchfVO. bestimmte Fälle eine Ord­
nungsstrafgewalt verliehen worden. So können sie 
„Ordnungsstrafen gegen jeden festsetzen, der als 
Mitglied der Kammer den Anordnungen der Kam­
mer zuwiderhandelt“  (§ 28 Ziff. 2 der 1. DurchfVO.).

Unter den Begriff „M itglied der Kammer“  im 
Sinne dieser Vorschrift fällt nicht nur das förmliche 
Kammermitglied, sondern auch der nach § 9 der 
1. DurchfVO. Befreite, das materielle Kammer­
mitglied.

Man kann nach der gewonnenen Erkenntnis über­
haupt ganz allgemein sagen, daß unter „Mitglied 
der Kammer“  stets sowohl das „förmliche“  als 
auch das „materielle Kammermitglied“  zu verstehen 
ist, wenn sich nicht aus dem Gesetz oder der An­
ordnung eines Kammerpräsidenten selbst ergibt, daß 
nur förmliche Kammermitglieder gemeint sein kön­
nen. Das ist immer dann der Fall, wenn sich die 
betreffende Vorschrift ihrem Inhalte nach nur auf 
„organisierte“  Kammerpflichtige beziehen kann, wie 
§ 24 Satz 1 der 1. DurchfVO., nach dem „alle mit­
telbaren odei* unmittelbaren Mitglieder der Kammer 
zu Beiträgen verpflichtet sind“ .

§ 28 Ziff. 2 der 1. DurchfVO. hat aber keinen 
organisationsrechtlichen Charakter, der lediglich 
seine Anwendung auf förmliche Kammermitglieder

31) Für die gewählten Bezeichnungen dürfte auch die 
Erwägung sprechen, daß nach dem allgemeinen Sprach­
gebrauch der Begriff „form ell“  den Sinn der Worte „nur 
der Form halber“  erhalten hat, so daß durch Verwendung 
des Begriffes „formell“  eine falsche Vorstellung über 
seine Bedeutung entstehen könnte. — Die Tatsache, daß 
S c h m i d t - L e o n h a r d t  („D ie Reichskulturkammer“  
S. 15ff.) die die Kammerpflicht behandelnden §§4 bis 6 
der 1. DurchfVO. unter dem Kapitel „Die materielle 
Kammerzugehörigkeit“  bespricht, könnte zu der Schluß­
folgerung verleiten, als setze er die Kammerpflicht der 
„materiellen Kammerzugehörigkeit“  gleich, was aber 
nicht der Fall ist. Auch S c h m i d t - L e o n h a r d t  macht 
einen Unterschied zwischen Kammerpflicht und den von 
ihm geprägten Begriffen der „formellen“  und „mate­
riellen Kammerzugehörigkeit“ , wenn er sagt, daß es 
nicht möglich ist, die Frage der formellen Organisations­
zugehörigkeit der der Kammerpflicht schlechthin gleich­
zusetzen“ , daß „es galt, eine Einrichtung zu treffen die 
zwischen der formell organisatorischen Erfassung ’ und 
der Kammerpflicht einen gewissen Unterschied macht“ , 
und im Anschluß hieran auf §9 der 1. DurchfVO hin­
weist.

zulässig erscheinen ließe. Sinn dieser Vorschrift ist 
vielmehr, den Kammerpräsidenten die Möglichkeit 
zu geben, die Durchführung der von ihnen im Rah­
men ihrer Zuständigkeit getroffenen Maßnahmen, 
besonders der von ihnen erlassenen1 Anordnungen, 
erforderlichenfalls zu erzwingen32).

Muß man, m e unter Beweis gestellt worden ist, 
gegenüber einem materiellen Kammermitglied die 
Kammerautorität bejahen, hat es die Anordnungen 
ebenso wie ein förmliches Kammermitglied zu be­
folgen, so folgt hieraus zwangsläufig, daß man 
auch das Recht der Kammerpräsidenten zur Ver­
hängung von Ordnungsstrafen, wenn ein materielles 
Kammermitglied einer Anordnung zuwiderhandelt, 
auch nicht verneinen kann, weil die Ordnungsstraf­
gewalt sich in beiden Fällen als ein notwendiges 
Korrelat darstellt, um die Durchführung der An­
ordnungen und sonstigen Maßnahmen zu gewähr­
leisten33 * 3).

32) Zur Erreichung dieses Zieles können sich die
Kammerpräsidenten auch der Polizeibehörden bedienen, die
nach §29 der 1. DurchfVO. „verpflichtet sind, §4 dieser 
Verordnung sowie die von der Reichskulturkammer und 
den Einzelkammern gemäß § 25 erlassenen Anordnungen 
auf Erfordern durchzuführen“  (beispielsweise kulturw irt­
schaftliche Betriebe polizeilich zu schließen, wenn sie 
den Anordnungen nicht entsprechen).

3S) Die Folgerung, daß der Befreite auch der Ord­
nungsstrafgewalt untersteht, zieht auch E r i e r  („Das 
rechtliche Wesen der Reichskulturkammer“ , Verlag Dit- 
tert & Co., Dresden 1937, S. 38).

Würde man die Kammerautorität gegenüber einem 
materiellen Kammermitglied zwar richtigerweise bejahen, 
gleichzeitig aber die Ordnungsstrafgewalt ihm gegenüber 
mit dem Hinweis darauf verneinen, daß unter „Mitglied 
der Kammer“  im Sinne des § 28 Ziff. 2 der 1. DurchfVO. 
nur das förmliche Kammermitglied verstanden werden 
könne, so würde dies nicht nur auf eine lediglich auf 
den Buchstaben des Gesetzes abgestellte Anwendung die­
ser Bestimmung hinauslaufen, sondern auch den prak­
tischen Wert der Erkenntnis wieder aufheben, daß auch 
das materielle Kammermitglied der Kammerautorität unter­
steht. Diese Auffassung findet auch nicht etwa eine 
Stütze in den Ausführungen von S c h m i d t - L e o n h a r d t  
über die Rückgängigmachung der Befreiung ( S c h m i d t -  
L e o n h a r d t ,  „Die Reichskulturkammer“  S. 18 ff.). Zwar 
weist er darauf hin, daß die Befreiung als reiner Akt 
pflichtgemäßen Ermessens jederzeit zurückgenommen 
werden könne, wenn erneutes pflichtgemäßes Ermessen 
dazu Grund gäbe, was dann der Fall sei, wenn der ledig­
lich „vom Organisationszwang Befreite die Befreiung 
mißbrauche“ . Dann könnten „gegen den betreffenden 
Befreiten diejenigen Maßregeln zur Anwendung gebracht 
werden, die sein Verhalten veranlaßt hätten“ . In den fo l­
genden Ausführungen behandelt Schmi d t - Leonhar d t  
aber nur das Ablehnungs- und Ausschlußverfahren auf 
Grund des §10 der 1. DurchfVO. Nur für dieses ver­
langt er den vorherigen Widerruf, für die Verhängung 
von Ordnungsstrafen hingegen nicht. W ill der Kammer­
präsident den Befreiten, das materielle Kammermitglied, 
aus dem Kulturleben als „schädliche Kraft“  ausschalten, 
ihn also aus der „organisierten“  Gemeinschaft, der 
Kammer, der dieses Recht vom Gesetzgeber im § 10 der
1. DurchfVO. verliehen worden ist, ausschließen, so muß 
logischerweise die Befreiung erst rückgängig gemacht 
werden; denn ein Ausschluß aus der „organisierten“  Ge­
meinschaft, der Kammer, der den Verlust des Rechts der 
Betätigung auf ihrem Zuständigkeitsgebiet zur Folge hat 
ist begrifflich nicht denkbar, wenn der Auszuschließende 
ihr „organisatorisch“  überhaupt nicht angehört. Rück­
gängigmachung der Befreiung und Ausschluß können 
aber_ durch ein und denselben Verwaltungsakt erfolgen. 
In diesem Falle wird im gleichen Augenblick, in denTdie 
Befreiung rückgängig gemacht wird, der Ausschluß w irk­
sam. Wurde man die Rückgängigmachung der Befreiung 
und die damit verbundene Begründung der förmlichen 
Mitgliedschaft auch als Voraussetzung für die Verhängung 
einer Ordnungsstrafe nach §28 Ziff. 2 der 1. DurchfVO.

53*
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Verstößt ein Kammerpflichtiger, der weder der 
ihm nach § 4 der 1. DurchfVO. grundsätzlich ob­
liegenden Pflicht zum Erwerb der förmlichen M it­
gliedschaft genügt hat, noch von dieser Verpflich­
tung auf Grund des § 9 der 1. DurchfVO. befreit 
worden ist, gegen eine Anordnung eines Kammer­
präsidenten, so kann er nicht nach § 28 Ziff. 2 der 
1. DurchfVO. bestraft werden, da diese Strafbe­
stimmung nur auf „Mitglieder der Kammer“ , also 
auf förmliche und materielle Kammermitglieder, an­
wendbar ist. Die Möglichkeit der Bestrafung eines 
solchen Kammerpflichtigen ergibt sich bereits aus 
§ 28 Ziff. 1 der 1. DurchfVO., wonach „die Prä­
sidenten der Einzelkammern gegen jeden Ordnungs­
strafen festsetzen können, der entgegen der Vor­
schrift des § 4 dieser VO. nicht Mitglied der Kam­
mer ist und gleichwohl eine der von ihr umfaßten 
Beschäftigungen ausübt“ . In der Zuwiderhandlung 
gegen die Anordnung eines Kammerpräsidenten 
liegt in einem solchen Falle ja bereits ein Verstoß 
gegen die im § 4 der 1. DurchfVO. begründete 
grundsätzliche Verpflichtung zum Erwerb der förm­
lichen Mitgliedschaft, so daß schon wegen dieses

für erforderlich halten, so würde das darauf hinauslaufen, 
daß der betroffene Kammerpflichtige wegen d e r Zu­
widerhandlung, die zu der Rückgängigmachung der Be­
freiung Anlaß gegeben hat, nicht bestraft werden könnte, 
da er ja zur Zeit des Verstoßes gegen eine Anordnung 
noch nicht förmliches Kammermitglied war. Sollte der 
Kammerpräsident aber — weil die „Zuwiderhandlung“  
als besonders schwerwiegend anzusehen ist — ein Ein­
schreiten für unbedingt geboten halten, so müßte er zu 
der allein übrigbleibenden rechtlichen Möglichkeit, der 
des Ausschlusses, greifen, also gleich von der schärfsten 
gesetzlichen Maßnahme Gebrauch machen!

Verstoßes eine Ordnungsstrafe nach § 28 Ziff. 1 
der 1. DurchfVO. verwirkt is t34).

Als E r g e b n i s  der angestellten Betrachtungen ist 
also festzustellen: D ie  B e f r e i u n g  e ines K a m ­
m e r p f l i c h t i g e n  von  de r  V e r p f l i c h t u n g  
zum E r w e r b  der  f ö r m l i c h e n  M i t g l i e d ­
s c h a f t  b e d e u t e t  k e i nen  V e r z i c h t  auf  die 
K a m m e r a u t o r i t ä t ;  ihr unterstehen die mate­
riellen Kammermitglieder in gleicher Weise wie die 
förmlichen Kammermitglieder. Verstoßen materielle 
Kammermitglieder gegen die Anordnungen eines 
Kammerpräsidenten, so kann die Zuwiderhandlung, 
ebenso wie gegenüber förmlichen Kammermitglie­
dern, durch Ordnungsstrafen auf Grund des § 28 
Ziff. 2 der 1. DurchfVO. geahndet werden. Machen 
sich Kammerpflichtige, die weder förmliche, noch 
materielle Kammermitglieder sind, eines Verstoßes 
gegen Kammeranordnungen schuldig, so kann ihre 
Bestrafung nach § 28 Ziff. 1 der 1. DurchfVO. er­
folgen.

34) Bei Anwendung des §28 Ziff. 1 der 1. DurchfVO. 
darf, worauf ausdrücklich hingewiesen sei, § 9 der
1. DurchfVO. nicht unberücksichtigt bleiben, da der 
Kammerpflichtige, auf den § 9 angewendet worden ist, 
ja gerade von der im §4 der 1. DurchfVO. grundsätzlich 
vorgeschriebenen Verpflichtung zum Erwerb der förm­
lichen Mitgliedschaft befreit worden ist, so daß auf ihn 
§28 Ziff. 1 der 1. DurchfVO. keine Anwendung finden 
kann. § 28 Ziff. 1 der 1. DurchfVO. ist daher entsprechend 
zu ergänzen. Er besagt also, daß gegen solche Kammer­
pflichtige Ordnungsstrafen verhängt werden können, die 
weder förmliche noch materielle Kammermitglieder sind. 
Verstoßen materielle Karnmermitglieder gegen eine An­
ordnung, so findet, wie dargelegt worden ist, § 28 Ziff. 2 
der 1. DurchfVO. Anwendung.

Zur Gebrauchtwaren-Verordnung
Von Ministerialrat R u b a r t h ,  Gruppenleiter beim Reichskommissar für die Preisbildung

Die Bewirtschaftungsmaßnahmen im gewerblichen 
Sektor und die kriegsbedingte Einschränkung der 
Herstellung von neuen Verbrauchsgütern im zivilen 
Bereich haben in zunehmendem Maße dazu geführt, 
daß gebrauchte Waren im geschäftlichen, aber auch 
im privaten Verkehr immer größere Bedeutung ge­
wonnen haben. Die hierdurch hervorgerufene ver­
stärkte Nachfrage nach gebrauchten Waren, der 
kein entsprechendes Angebot mehr gegenüberstand, 
löste einen immer stärker werdenden Druck auf die 
für gebrauchte Waren geforderten Preise aus. Für 
sie galt zwar die PreisstopVO. v. 26. Nov. 1936 
(RGBl. I, 955); die Feststellung des im Okt. 1936 
für gleichartige oder vergleichbare Waren gezahlten 
Preises, der nach der PreisstopVO. nicht über­
schritten werden durfte, war jedoch mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden, weil der Grad der Wert­
minderung, der für die Bewertung gebrauchter Wa­
ren von ausschlaggebender Bedeutung ist, einen 
Vergleich sehr erschwerte. Die PreisstopVO. reichte 
deshalb nicht mehr aus, um dem mehr und mehr 
überhandnehmenden Streben nach Preiserhöhungen 
entgegenzutreten, zumal die Käufer heute leicht 
geneigt sind, einen überhöhten Preis anzulegen, 
um nur überhaupt in den Besitz von Waren zu ge­
langen. Bereits im Runderlaß Nr. 108/40 v. 24. Aug. 
1940 (MittBI. I, 634) hatte der Reichskommissar für 
die Preisbildung den Mitgliedern der Fachgruppe 
Versteigerer eine Ausnahmegenehmigung nach § 3 
PreisstopVO. erteilt. Danach durften sie bei Ver­
steigerungen von gebrauchten Waren den Zuschlag

auch zu einem höheren als dem vermutlichen Stop­
preis erteilen, sofern der dem tatsächlichen Wert 
der gebrauchten Ware angemessene Preis nicht 
überschritten wurde. Aber auch die Feststellung 
dieses tatsächlichen Wertes und des hierfür an­
gemessenen Preises für gebrauchte [Waren begeg­
nete in der Praxis nicht selten Schwierigkeiten. 
Es kam hinzu, daß gebrauchte Waren nicht allein 
auf Versteigerungen und noch weniger stets durch 
gewerbliche Versteigerer, für die allein die Aus­
nahmegenehmigung im Runderlaß Nr. 108/40 galt, 
angeboten wurden, sondern ebenso über den Ge­
brauchtwarenhändel, häufig sogar auch von privat 
zu privat verkauft wurden. Die Notwendigkeit, die 
für die Bedürfnisse der Preisüberwachung nicht 
mehr ausreichende PreisstopVO. abzulösen* 1 und den 
allenthalben auftretenden Preisauftriebstendenzen 
durch eine den Besonderheiten des Gebrauchtwaren­
handels angepaßte Regelung entgegenzutreten, war 
immer dringender geworden. Auf einigen Sonder­
gebieten, wie z. B. auf dem Gebiete des Handels mit 
gebrauchten Kraftfahrzeugen, mit gebrauchten Werk­
zeugmaschinen und Baugeräten und anderem mehr 
waren zwar bereits gesetzliche Regelungen in Kraft. 
Bei der Vielzahl von Arten gebrauchter Waren, die 
mit zunehmender Einschränkung der Konsumgüter­
erzeugung in immer größerem Maße auf dem Markt 
erschienen, konnten aber solche Einzelregelungen 
ebensowenig ausreichen wie die von einigen Preis­
bildungsstellen für ihre örtlich begrenzten Bezirke 
erlassenen Anordnungen, die überdies in vielen
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Punkten voneinander abwichen. Eine reichseinheit­
liche, alle Arten von gebrauchten Waren umfassende 
Regelung allein konnte den Gefahren auf diesem 
Gebiete entgegenwirken.

Der Reichskommissar für die Preisbildung hat 
deshalb durch die VO. über Höchstpreise für ge­
brauchte .Waren (GebrauchtwarenVO.) v. 21. Jan. 
1942 (RGBl. I, 43) die Preisbildung für gebrauchte 
Waren auf eine reichseinheitliche Grundlage gestellt. 
Die VO. hat bewußt von einer kasuistischen Rege­
lung abgesehen, die der Vielzahl von Arten ge­
brauchter Waren doch nicht hätte gerecht werden 
können und ihre praktische Handhabung statt zu 
erleichtern, erschwert hätte. Der Reichskommissar 
für die Preisbildung hat deshalb eine allgemeine, 
alle Arten von gebrauchten Wären umfassende Re­
gelung getroffen. Den Vorschriften der VO. unter­
liegen gebrauchte Waren aller Art (§ 1 Abs. 1) mit 
Ausnahme von

1. Gegenständen, die einen Sammler- oder Kunst­
wert haben (§ 1 Abs. 3),

2. von Altmaterial (§' 1 Abs. 3),
3. von gebrauchten Waren, für die vom Reichs­

kommissar für die Preisbildung oder mit seiner 
Zustimmung bereits Sondervorschriften erlas­
sen sind oder erlassen werden (§ 1 Abs. 4).

Gebrauchte Waren im Sinne der VO. sind Waren, 
die ungeachtet des Grades ihrer Benutzung oder 
Abnutzung noch geeignet sind, dem gleichen Ver­
wendungszweck zu dienen wie in ungebrauchtem 
Zustande, die aber bereits in der Hand des Ver­
brauchers gewesen sein müssen. Gebrauchte Möbel­
stücke, Anzüge, sonstige Bekleidungsgegenstände, 
Wäsche, die bereits in der Hand des Verbrauchers 
gewesen sind, auch gebrauchte Flaschen, Einmache­
gläser und gebrauchte Maschinen, soweit sie nicht 
in Sondervorschriften geregelt sind, auch Kessel, Be­
hälter, Motoren, die aus Abbruchen gewonnen sind, 
und dergl. mehr gehören hierher. Nicht erforderlich 
ist, daß der Gegenstand vom Verbraucher bereits 
tatsächlich in Gebrauch genommen worden oder in 
sein Eigentum übergegangen ist. Auch eine beim 
Möbelhändler oder Spediteur eingestellte Zimmer­
einrichtung gilt als gebraucht im Sinne der VO., 
wenn sie nur vom Verbraucher bereits gekauft war, 
sei es auch nur auf Abzahlung unter Eigentumsvor­
behalt. Dagegen gelten beispielsweise Bücher, die 
sich noch beim Sortimenter befinden, auch wenn sie 
angestaubt, beschädigt oder sonst im Preis zurück­
gesetzt sind, nicht als gebrauchte Waren im Sinne 
der VO.; sie befinden sich noch im Handel und sind 
nicht in den Besitz des Verbrauchers gelangt. Der 
Begriff „gebrauchte Waren“  ist weit auszulegen. 
Auch wenn zur Aufarbeitung gebrauchter Gegen­
stände in erheblichem Umfange neues Material ver­
wandt worden ist, so handelt es sich nicht um neue, 
sondern um gebrauchte Waren. Der mit der VO. 
verfolgte Zweck, eine Ordnung des Gebrauchtwaren­
marktes herbeizuführen, konnte nur erreicht werden, 
wenn nur die im1 Verkehr wirkh'ch als neu angesehe­
nen Waren ausgeschieden werden, im übrigen aber 
der Kreis der von der VO. einbezogenen Wären 
möglichst weit gezogen wird. In handelsüblicher 
Weise umgetauschte Waren gelten natürlich nicht 
als gebrauchte W;aren im Sinne der VO.

Gegenstände, die einen Sammler- oder Kunstwert 
besitzen, sind im § 4 Abs. 1 Ziff. 2 und 3 der VO. 
zur Durchführung des Gesetzes über das Versteige­
rergewerbe (Versteigerungsvorschriften) v. 30. Okt. 
1934 (RGBl. I, 1091) im einzelnen aufgeführt. Diese 
Aufzählung gilt auch für § 1 Abs. 3 Gebraucht-
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warenVO. Auch die Begriffsbestimmung des „Kultur­
gutes“  in § 1 der Anordnung des Präsidenten der 
Reichskammer der Bildenden Künste zur Durchfüh­
rung des RKKG. v. 4. Aug. 1934 (Volk. Beobachter 
Nr. 219 v. 7. Aug. 1934) kann zur Erläuterung hier­
für herangezogen werden. Bei kunsthandwerklichen 
oder kunstgewerblichen Gegenständen werden die 
Grenzen, ob es sich tatsächlich um Gegenstände, 
die einen Sammler- oder Kunstwert haben, handelt 
oder nicht, häufig flüssig sein. Damit solche Gegen­
stände unter die Ausnahme des § 1 Abs. 3 fallen, 
muß ihr Wert ganz offensichtlich den etwaigen Ge­
brauchswert übersteigen. Übersteigt ihr Wert den 
Gebrauchswert nur unwesentlich oder überhaupt 
nicht, so können sie nicht mehr als Gegenstände 
mit Sammler- oder Kunstwert angesprochen werden, 
sie sind Gebrauchsgegenstände und unterliegen als­
dann den Vorschriften der GebrauchtwarenVO.

Während Kunstgegenstände eine besonders wert­
volle Gattung gebrauchter Gegenstände darstellen 
und deshalb aus der Masse der Durchschnittswaren 
herausgehoben werden mußten, mußte umgekehrt 
Altmaterial deshalb von1 der Regelung ausgenommen 
werden, weil Altmaterial überhaupt keinen Ge­
brauchswert mehr besitzt. Zum Altmaterial gehören 
Gegenstände, die wegen ihrer Benutzung oder aus 
sonstigen Gründen nicht mehr geeignet sind, ihrem 
früheren Verwendungszweck zu dienen, sondern erst 
durch Verarbeitung (nicht Bearbeitung oder Um­
arbeitung) wieder für einen Gebrauchszweck, häufig 
auch einen anderen als früher, nutzbar gemacht 
werden müssen, z. B. Lumpen, Schrott, Makulatur 
und sonstiger Abfall.

Sondervorschriften, die auf dem Gebiete des Ge­
brauchtwarenhandels vom Reichskommissar für die 
Preisbildung oder mit seiner Zustimmung bisher 
erlassen sind und deshalb nach § 1 Abs. 4 neben 
der GebrauchtwarenVO. in Geltung bleiben, sind 
z. B.

1. § 15 der Anordnung über den Geschäftsverkehr 
mit Landmaschinen und landwirtschaftlichen 
Geräten v. 29. Febr. 1940 in der Fassung vom 
15. Nov. 1940 (RAnz. Nr. 297),

2. die 3. Anordnung zur Regelung der Verbrau­
cherpreise und Handelsspannen im Geschäfts­
verkehr mit gebrauchten Kraftfahrzeugen vom 
28. Febr. 1941 (RAnz. Nr. 56),

3. die Anordnung über Höchstpreise für fabrik­
neue und gebrauchte Werkzeugmaschinen und 
Baugeräte v. 15. Dez. 1939 (RAnz. Nr. 298),

4. der Erlaß betreffend Preisregelegung für Ver­
käufe der auf Grund der Anordnung Nr. 51 der 
Reichsstelle für Kautschuk und Asbest abgelie­
ferten Kraftfahrzeugreifen v. 13. Aug. 1941 
(MittBI. I, 488),

5. die VO. über die Festsetzung von Höchstprei­
sen für gebrauchte Schmieröle v. 28. Dez. 1937 
(RAnz. 1938 Nr. 3),

6. der Runderlaß Nr. 108/40 v. 24. Aug. 1940 be­
treffend Versteigerungen und Preisvorschriften 
(MittBI. I, 634) mit der Maßgabe, daß an Stelle 
des in Abs. 2 vorgesehenen Zuschlages zu 
einem Gebot in angemessener Höhe künftig die 
Vorschrift des § 2 Abs. 3 der Gebrauchtwaren-

_ VO. gilt,
7. die Anordnung Nr. 3 der Reichsstelle für Pa­

pier und Verpackungswesen (wegen Vorschrif­
ten auf dem Gebiete des Verpackungswesens) 
v. 31. Dez. 1941 (RAnz. Nr. 304),

8. die Anordnung BF 5 der Reichsstelle für Bast­
fasern (Regelung des Verkehrs mit Erntebinde­



462 Aufsätze [Deutsches Recht, Wochenausgabe

garn und Erntebindegarnenden) v. 27. Jan. 
1941 (RAnz. Nr. 23),

9. die Anordnung über Höchstpreise für Nutz­
eisen v. 4. Okt. 1939 (RAnz. Nr. 233),

10. der Erlaß betreffend Preisgestaltung bei der 
Pfandverwertung von Goldwaren v. 9. Jan. 
1941 — 1111-132-15024/40 — (MittBI. II, 44),

11. die Anordnung KP 2 der Reichsstelle für Klei­
dung und verwandte Gebiete v. 8. Jan. 1942 
(Nr. 9) betreffend Preisbildung für ausländi­
sche Teppiche,

12. die Anordnung WL 4 der Reichsstelle für 
Wolle und andere Tierhaare (Rückgabe und 
Benutzungspflicht für gebrauchte und regene­
rierte Putzlappen) v. 26. Juli 1938 (RAnz. 
Nr. 176).

Zu den Sondervorschriften gehören auch die auf 
Grund des RLeistungsG. von den Wirtschaftsämtern 
festgesetzten Vergütungssätze für gebrauchte 
Schreibmaschinen.

Die GebrauchtwarenVO. gilt für alle Arten des 
Besitzwechsels und alle Verkaufswege, die ge­
brauchte Waren regelmäßig zu nehmen pflegen, 
also ebenso für den Gebrauchtwarenhandel wie für 
die Veräußerung in Versteigerungen oder für den 
Verkauf durch Privatpersonen. Besondere Beach­
tung verdient die Veräußerung im Wege der Ver­
steigerung, immer noch der Weg, auf dem die 
meisten gebrauchten Waren auf den Markt kommen. 
Gleich, ob es sich um freihändige Versteigerungen, 
wie sie z. B. zum Zwecke einer Nachlaßregulierung 
auf Antrag sämtlicher Erben, anläßlich der Auf­
lösung eines Haushalts oder auf Grund eines Son­
derauftrages stattfinden, oder ob es sich um Ver­
steigerungen im Zwangsvollstreckungswege oder 
um Konkursverkäufe handelt, sei es, daß es sich um 
Versteigerungen von Privatpersonen oder Behörden, 
sei es, daß es sich um Versteigerungen durch Ge­
richtsvollzieher, durch Beamte der Finanz-, Post­
oder Kommunalverwaltung oder um die Versteige­
rung von Pfand- oder Fundsachen handelt, für Ver­
steigerungen aller Art g ilt jetzt die Gebraucht­
warenVO. Der Reichsminister der Justiz hatte be­
reits in seiner Anordnung v. 19. Juli 1940 (DJ. 
S. 849) darauf hingewiesen, daß bei allen Zwangs­
vollstreckungen in bewegliche Sachen und der Ver­
wertung oder Versteigerung von Pfandsachen aller 
Art die einschlägigen Preisvorschriften zu beachten 
sind. An die Stelle der damals für gebrauchte 
Sachen geltenden PreisstopVO. ist nunmehr die Ge­
brauchtwarenVO. getreten, an die hiernach auch die 
Gerichtsvollzieher sowohl bei freihändigem Verkauf 
als auch bei Zwangsvollstreckungen gebunden sind. 
Sie geht etwaigen Dienstanweisungen, nach denen 
die zu versteigernden Sachen „bestens“  zu verwer­
ten sind, vor. Ebenso sind die Beamten der Finanz-, 
Post- oder Kommunalverwaltung oder die Beamten 
der Reichsbahn, denen die Versteigerung von ge­
brauchten Sachen obliegt, zur Beachtung der Vor­
schriften der GebrauchtwarenVO. verpflichtet. Auch 
für gewerbliche Versteigerer, die der Fachgruppe 
Versteigerer angehören, g ilt nunmehr neben dem 
Runderlaß Nr. 108/40 die GebrauchtwarenVO. Das 
bedeutet, daß, soweit diese Versteigerer nach dem 
Runderlaß Nr. 108/40 gehalten waren, den Zu­
schlag zu einem Gebot in angemessener Höhe zu 
erteilen, nunmehr die höchstzulässige Grenze für 
diesen angemessenen Preis durch die Vorschriften 
der GebrauchtwarenVO. festgelegt ist, im übrigen 
aber nach wie vor die Bestimmungen des Runcr- 
erlasses Nr. 108/40 gemäß § 1 Abs. 4 Gebraucht­

warenVO. gelten. Das bei Versteigerungen vom 
Ersteher zu erhebende Aufgeld ist nach wie vor 
zulässig; es ist kein Teil des höchstzulässigen Prei­
ses, sondern eine darüber hinaus zu zahlende Ge­
bühr für die Arbeitsleistung des Versteigerers. Ein 
Maklerlohn für die Vermittlung eines Verkaufs von 
gebrauchten Waren ist von dem Vertragsteil zu 
tragen, der den Makler beauftragt hat, also vom 
Käufer neben dem zulässigen Preis; der Verkäufer 
dagegen, der einen Makler in Anspruch genommen 
hat, darf den Maklerlohn nicht seinem Käufer in 
Rechnung stellen, da die allein im Interesse des 
Verkäufers entfaltete Tätigkeit des Maklers keine 
dem Käufer zugute kommende Mehrleistung dar­
stellt.

Die Preisbildung selbst regelt § 2. Ausgangs­
punkt ist der für gleichartige oder vergleichbare 
neue Waren beim Verkauf durch den Einzelhandel 
zulässige Preis, also der Wiederbeschaffungspreis. 
Von diesem Preise ist ein der tatsächlichen Wert­
minderung entsprechender Abzug von mindestens 
25«/o dieses Preises zu machen; denn eine gebrauchte 
Ware darf nie so viel oder gar mehr kosten als eine 
gleichartige oder vergleichbare neue Ware. Hiermit 
sind die Grundzüge der Preisbestimmung klarge- 
steilt. Der Preis bestimmt sich nach zwei Faktoren: 
dem Preise für eine gleiche oder vergleichbare 
neue Ware und der tatsächlichen Wertminderung, 
für die jedoch mindestens 25°/o dieses Wiederbe­
schaffungspreises anzusetzen sind. Der zulässige 
Wiederbeschaffungspreis für vergleichbare neue 
Waren wird ohne große Schwierigkeiten festzustel­
len sein, soweit vergleichbare neue Waren im Zeit­
punkt des Verkaufs noch im Verkehr sind. Aber 
auch soweit es sich um Waren handelt, die heute 
nicht mehr oder nur beschränkt hergestellt werden, 
ist der für solche Waren zulässige Preis aus Preis­
listen, Prospekten, Rechnungen, notfalls beim ein­
schlägigen Fachhandel, der Fachgruppe oder der 
Preisbehörde zu ermitteln. Erforderlich ist nicht die 
Existenz der Ware selbst, entscheidend ist vielmehr, 
daß der Preis einer vergleichbaren neuen Ware 
festzustellen ist. Das wird auch für solche Waren, 
die nicht mehr hergestellt werden, ohne besondere 
Schwierigkeiten aus früheren Preislisten, Katalogen 
und dergl. möglich sein.

Der von dem Wiederbeschaffungspreis abzuzie­
hende Betrag muß der tatsächlichen Wertminderung 
entsprechen. Die Wertminderung kann durch Be­
nutzung, Abnutzung, Beschädigungen, dadurch, daß 
die Ware aus der Mode gekommen ist, oder aus 
ähnlichen Umständen eingetreten sein. Sie wird sich 
im Einzelfall nicht immer mathematisch genau er­
rechnen lassen, muß dann eben nach pflichtge­
mäßem Ermessen geschätzt werden. Jedenfalls darf 
aber die Preisobergrenze von 75<y0 des Wiederbe­
schaffungspreises auch für die besterhaltene Ware 
nicht überschritten und nur für Waren gefordert 
werden, die nur eine geringe Wertminderung auf- 
weisen, fast „wie neu' oder „neuwertig“  sind oder 
vom Gebrauchtwarenhandel aufgearbeitet oder aus­
gebessert sind. Damit ist gleichzeitig klargestellt, 
daß für die Kosten einer Aufarbeitung oder Um­
arbeitung kein besonderer Zuschlag über die Preis­
obergrenze hinaus gefordert werden darf; höchstens 
rechtfertigt eine Aufarbeitung also, weil durch sie 
die tatsächliche Wertminderung geringer geworden 
ist, daß der nach § 2 zulässige Höchstpreis von 
75o/o des Wiederbeschaffungspreises gefordert wer­
den darf. Ist die Wertminderung größer als eben 
angedeutet, so muß auch der für Wertminderung 
zu m achende Abzug entsprechend groß er ais 25 «/o sein.
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Von der Bestimmung, daß die Preisobergrenze von 
75o/o nicht überschritten werden darf, ist nach § 4 
eine einzige Ausnahme für werthaltigen Schmuck, 
z. B. Gold, Silber, Edelsteine u. dgl. zugelassen 
worden; im Runderlaß Nr. 4/42 v. 27. Jan. 1942 
(MittBI. I, 66) sind die Preisbildung^- und Preis­
überwachungsstellen allgemein ermächtigt worden, 
für werthaltigen Schmuck Ausnahmen von der Vor­
schrift des § 2 zu bewilligen, wenn durch die Vor­
lage eines schriftlichen Gutachtens eines gericht­
lich beeidigten Sachverständigen nachgewiesen wird, 
daß ein höherer Preis gerechtfertigt ist. Im übrigen 
darf die Preisobergrenze keinesfalls überschritten 
werden.

Die VO. verbietet in § 1 Abs. 1 sowohl das 
Fordern und Annehmen als das Versprechen und 
Gewähren höherer Preise, als sie nach der VO. zu­
lässig sind. Sie wendet 1 sich also sowohl an den 
Verkäufer als den Käufer. Nur der Bieter in Verstei­
gerungen unterliegt nicht diesem Verbot; es ergibt 
sich dies aus der besonderen Natur der Versteige­
rung, bei der allein der Versteigerer die Verant­
wortung für die Einhaltung der Preisvorschriften 
trägt.

Um den Verkäufer gebrauchter Waren zu ver­
anlassen, sich vor einem Verkauf Rechenschaft über 
den zulässigen Preis zu geben, um andererseits dem 
Kauflustigen die Möglichkeit zu bieten, zu prüfen, 
ob der zum Kauf angebotene Gegenstand der Preis­
lage nach für ihn in Frage kommt und um die Preis­
überwachung auf dem Gebrauchtwarenmarkt zu er­
leichtern, ist in § 3 bestimmt, daß in Zeitungs­
anzeigen oder sonstigen ¡Werbungsmitteln (z. B. Pla­
katen, Zettelaushängen, Prospekten, Rundschreiben

u. ä.) für jeden gebrauchten Gegenstand der ge­
forderte Preis anzugeben ist. Nicht nur der Ge­
brauchtwarenhändler, sondern jeder gewerbsmäßige 
Händler ist zu dieser Preisangabe verpflichtet; auch 
wer in der Hauptsache mit neuen Waren handelt, 
gelegentlich aber auch gebrauchte Waren oder auch 
nur einen einzelnen gebrauchten Gegenstand ver­
kauft, ist zu der in § 3 vorgeschriebenen Preis­
angabe in der Verkaufsankündigung verpflichtet. 
Für Versteigerer g ilt diese Bestimmung nicht, da­
gegen für Privatpersonen jeder Art. Unter Privat­
personen im Sinne dieser Vorschrift sind nicht nur 
diejenigen gemeint, die gebrauchte Sachen ihres 
Haushalts verkaufen, sondern, als Gegensatz zum 
gewerbsmäßigen Händler gedacht, allgemein solche 
Personen, die gebrauchte Waren nicht im Rahmen 
ihres Gewerbebetriebes verkaufen. Die Vorschrift 
des § 3 gilt nicht im Bereich der oben erwähnten 
Sondervorschriften, die nach § 1 Abs. 4 unberührt 
bleiben.

Die GebrauchtwarenVO. ist am 1. Febr. 1942 in 
Kraft getreten; sie gilt im Altreich, in den Reichs­
gauen der Ostmark, im Reichsgau Sudetenland, in 
Memel, Danzig, den eingegliederten Ostgebieten, 
in Eupen, Malmedy und Moresnet und Lothringen, 
nicht dagegen im Protektorat Böhmen und Mähren, 
in Generalgouvernement, Elsaß, Luxemburg, Hol­
land, Belgien und den besetzten Westgebieten. Zu­
widerhandlungen gegen die Vorschriften dieser VO. 
werden nach der VO. über Strafen und Straf­
verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvor­
schriften v. 3. Juni 1939 (RGBl. I, 999) in der Fas­
sung der Novelle v. 28. Aug. 1941 (RGBl. I, 539) 
mit gerichtlichen oder Ordnungsstrafen bestraft.

M itte ilungen des Reichsrechtsamtes und des NSRB.

Aus der Arbeit der Gaue des NSRB.
Gau Berlin

Am 3. Dez. 1941 behandelte die Arbeitsgemeinschaft 
„Menschenführung im Verfahren“  unter der Leitung des 
wissenschaftlichen Sachbearbeiters des Referates für Aus­
druckskunde in der Inspektion für das Personaiprüfwesen 
im Oberkommando des Heeres, ORegR. Dr. S c h ä n z 1 e, 
in einer Aussprache mit Filmvorführungen „ Das  M i e ­
n e n s p i e l “ . Eine weitere Aussprache fand am 10. Dez. 
statt, in der das Thema „ D i e  b e r u f l i c h e  A u s ­
w e r t u n g  der  A u s d r u c k s p s y c h o l o g i e  f ü r  das 
E r k e n n e n  u n d  B e h a n d e l n  der  R e c h t s u c h e n ­
den ,  der  A n g e k l a g t e n  u n d  Z e u g e n “  behandelt 
wurde. Am 18. Dez. fand die 7. Tagung der Arbeits­
gemeinschaft für Strafrechtspflege statt. Es sprach Prof. 
D r . Mo e d e  über „ D e r  P s y c h o l o g e  als G e r i c h t s ­
g u t a c h t e r “  mit Lichtbildervorführungen.

Gau Schlesien
Die Kreisgruppe Olatz führte im Oktober bis Dezember 

Vortragsveranstaltungen durch, an denen im Oktober
LGR. M ö l l m a n n  über „ D i e  S t e l l u n g  der  N S D A P ,  
in der  Z i v i l r e c h t s p r a x i s “  sprach. Im November 
1941 berichtete I. Staatsanwalt S c h w a r z  über „ D i e  
S t e l l u n g  d e r  N S D A P ,  i n  d e r  S t r a f r e c h t s ­
p r a x i s “ . im Dezember 1941 fand die Monatsveranstal­
tung mit einem Vortrag von Dr. B a r t h e l s  über „ D i e  
S t e l l u n g  der  N S D A P ,  in d e r  V e r w a l t u n g s ­
r e c h t s p r a x i s “  statt. An diesen Veranstaltungen nah­
men auch Berufskameraden der Kreisgruppe Franken­
stein teil.

Gau Tirol-Vorarlberg
Am 30. Nov. 1941 wurde ein Vorbereitungskursus für 

die Wirtschaftstreuhänder durch den Gauführer Dr. U 1 m 
eröffnet, der in der Zeit vom 30. Nov. bis einschließlich

3. Dez. 1941 vom Gaugruppenwalter Wirtschaftsrechts­
wahrer und dem Gauuntergruppenwalter Wirtschaftstreu­
händer veranstaltet wurde. Zum Vortrag gelangten die im 
Prüfungsverfahren vorgeschriebenen Gebiete wie Steuer­
recht, Wirtschaftsrecht, Berufsrecht, Buchführungs- und 
Prüfungstechnik u. a. m. Vortragende waren: RegR. 
Dr. L e i d i g k e i t ,  OFinPräs. Innsbruck, Dozent Dr. fier- 
bert H e r b s t ,  Berlin, und einige Kollegen aus dem 
Wirtschaftstreuhänderberufe.

Gau Wien
Der NSRB.-Gau Wien hat mit einem Vortrag des Uni­

versitäts-Professors Dr. Wenzel Graf G f e i s p a c h ,  der 
am 9. Okt. 1941 über das Thema „Vereinheitlichung des 
deutschen Strafrechts“  sprach, seine Veranstaltungstätig­
keit wieder aufgenommen. Trotz der Kriegszeit war der 
Vortragssaal mit 1000 Personen nahezu vollständig be­
setzt. Die Gaugruppe Rechtspfleger veranstaltete am 
17. Okt. 1941 für die Bundeskameraden der Gaugruppen 
Rechtsanwälte und Notare einen Vortrag des JustOblnsp. 
Stefan S u d i k über Gerichtskosten, der im großen 
Sitzungssaal des NSRB., Gau Wien, stattfand.

Am 18. Dez. 1941 fand in den Räumen der Gaudienst­
stelle Wien des NSRB. eine Tagung der Gaurechtsämter 
über die Erste Strafanpassungsverordnung statt.

Gau Thüringen
Die Kreisgruppe Gotha veranstaltete am 24. Nov. 1941 

eine Mitgliederversammlung, auf welcher KGR. The es  
vom Reichsjustizministerium über „Nationalsozialistische 
Rechtsformen, insbesondere im Versicherungswesen“  
einen fesselnden Vortrag hielt.

Gau Wartheland
Auf einer Versammlung der Kreisgruppe Posen sprach 

Generalstaatsanwalt D r e n d e l  über die Aufgaben des
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Staatsanwalts im Warthegau. Die Wandlung der Staats­
auffassungen habe, so führte er aus, im Laufe der Zeit 
verschiedene Typen des Staatsanwalts geprägt, der als 
Vertreter der Staatsautorität seine Arbeit immer nach 
den geltenden Anschauungen habe ausrichten müssen. 
Heute sei der Typ des liberalistisch-individualistischen 
Staatsanwalts ebenso unmöglichwie der des monarchistisch­
reaktionären, der früher neben dem Ostelbier und dem 
Korpsstudenten als Karikatur in den Witzblättern er­
schien. Der heutige Staatsanwalt werde von der Idee 
getragen, der berufene Sachwalter des nationalsozialisti­
schen Volksstaates zu sein. Des Vertrauens des Volkes, 
dessen er hierzu bedürfe, müsse er sich immer würdig 
erweisen. Er verdiene dies Vertrauen aber auch, da es 
ebensosehr seine Aufgabe sei, Unschuldige zu schützen, 
wie Schuldige zur Verantwortung zu ziehen. Das kamerad­
schaftliche Einvernehmen mit allen Dienststellen, das im 
Warthegau herrsche, gebe dem Staatsanwalt unter vol­
ler Wahrung seines eigenen besonderen Auftrages die 
Gewähr für eine erfolgreiche Arbeit.

Aufbau des NSRB. im  Elsaß
Auf Einladung des Gaurechtsamtsleiters und Gauführers 

des NSRB. Pg. Ru pp fand in Straßburg im Gebäude des 
Chefs der Zivilverwaltung eine Arbeitstagung der Gau­
gruppenwalter des NSRB. Gau Baden und der Amtswalter 
des NSRB. im Elsaß statt. Die Tagung diente der Vo ll­
endung des schon vor einem Jahr begonnenen Aufbaues 
des NSRB. im Elsaß durch die endgültige Eingliederung 
und Aufnahme sämtlicher Rechtswahrer des Elsaß in den 
NSRB.

Zu Beginn der Tagung gab der Gaurechtsamtsleiter 
und Gauführer die Anordnung des Gauleiters und die 
erforderlichen Richtlinien bekannt. Im Anschluß daran

sprach sein Stellvertreter im Amt, Pg. Dr. H e u ß ,  über 
die Organisation und das Aufgabengebiet des NSRB. und 
der Kreisrechtsamtsleiter, hierauf der Gauorgamsations- 
walter Pg. H a r k e  über einzelne Organisationsfragen 
und schließlich der Kreisgruppenwalter Wirtschaftsrechts­
wahrer Pg. Dr. T r ö n d l e ,  Straßburg, über das Auf­
gabengebiet der Wirtschaftsrechtswahrer. An der folgen­
den Aussprache beteiligten sich die Erschienenen lebhaft 
mit sichtbarem Interesse. Damit sind jetzt die Voraus­
setzungen dafür gegeben, daß sämtliche Rechtswahrer 
des Elsaß der Deutschen Rechtsfront angehören und 
ihren Teil zu der großen noch zu lösenden Aufgabe der 
Schöpfung eines Deutschen Rechts aktiv beitragen.

Institut für Ostrechtsforschung
Im Rahmen der Reichsstiftung für Deutsche Ostforschung 

wurde mit dem Sitz in Posen das I n s t i t u t  f ü r  Os t -  
r e c h t s f o r s c h u m g  errichtet. Zum Vorstand wurde 
der Oberlandesgerichtspräsident Staatsrat Froböß bestellt, 
zum Wissenschaftlichen Leiter der zur Zeit als Ober­
leutnant b. d. Wehrmacht befindliche o. Professor und D i­
rektor des Rechtswissenschaftlichen Instituts der Reichs­
universität, Dr. Fritz Reu.

Das Institut hat die Aufgabe, in engem Zusammen­
wirken von Wissenschaft und Praxis alle bedeutsamen 
Erscheinungen des deutschen Rechtslebens im Osten zu 
sammeln, die im Zusammenhang mit dem Wiederaufbau 
des Ostraums auftretenden Rechtsfragen wissenschaftlich 
zu erforschen, in Fragen fremder Rechte und des deut­
schen Ostrechts Auskünfte zu erteilen und endlich die 
Öffentlichkeit über die Ergebnisse seiner Arbeit in Ge­
stalt von Vorträgen, Schulungslehrgängen, Veröffent­
lichungen usw. zu unterrichten.

S c h r i f t t u m
Dr. iur. O s k a r  R e d e l b e r g e r ,  Ass. bei dem Regie­

rungspräsidenten in München: Das Ö f f e n t l i c h e
Rech t ,  Fälle mit Lösungen. Berlin-Leipzig-Wien 1941.
Deutscher Rechtsverlag. 173 S. Preis kart. 5,40 3tM.
Fallsammlungen mit Lösungen haben keinen unbe­

schränkten pädagogischen Wert. Denn die Bearbeitungen 
müssen eine bestimmte, handfeste Lösung bieten und 
können die eigentlichen wissenschaftlichen Probleme 
meist gar nicht ausschöpfen. So wird der Benutzer leicht 
veranlaßt, die gebotene Lösung als die allein richtige zu 
betrachten, ohne daß er andere Lösungsmöglichkeiten 
und Probleme erkennt. Außerdem verfügt der Benutzer 
nur selten über die Energie, zunächst selbständig den 
Fall durchzuarbeiten oder wenigstens zu durchdenken 
und dann erst die Lösung nachzulesen. Wer aber gleich 
die gegebene Lösung liest, bringt sich selbst dabei um 
den ganzen Gewinn der gedanklichen Schulung.

Trotzdem gibt es auch auf dem Gebiete des öffent­
lichen Rechts schon eine Reihe von Fallsammlungen mit 
Lösungen, zu denen nun die oben angezeigte getreten 
ist. Sie gefällt dabei durch die geschickte Auswahl der 
Tatbestände und zeichnet sich dadurch aus, daß der 
Verf. in den 80 Fällen in besonderem Maße den Erfor­
dernissen unseres heutigen Rechtsdenkens Rechnung 
trägt. In den nicht nur verwaltungsreehtlichen, sondern 
zum großen Teil auch staatsrechtlichen Fällen hat er 
eine große Reihe der heutigen staatsrechtlichen Pro­
bleme, insbesondere auch die mit der Stellung der 
NSDAP, zusammenhängenden Fragen zur Sprache ge­
bracht. Viele andere Fälle sind Tatbestände, die schon 
seit Jahrzehnten zum erprobten Bestände unserer Prak­
tika gehören, und die der Verf. neu einzukleiden versucht 
hat. Dieser Eindruck der Aufgeschlossenheit gegenüber 
dem neuen Rechtsdenken steigert sich beim Studium der 
gebotenen Lösungen, obwohl dem Verf. bei der weit­
gehenden Problematik des heutigen öffentlichen Rechts 
hier nicht in allen Dingen zugestimmt werden kann. So 
ist im ganzen innerhalb der einer solchen Sammlung

ihrer Natur nach gezogenen Grenzen eine recht brauch­
bare Leistung erzielt worden, die für die Prüfungsvor­
bereitung bei vernünftiger Handhabung empfohlen wer­
den kann.

Prof. Dr. G e r h a r d  Wa c k e ,  Jena.

G e o r g  Dahm:  U n t e r s u c h u n g e n  zu r  V e r f a s -  
s u n g s -  und  S t r a f r e c h t s g e s c h i c h t e  d e r  i t a ­
l i e n i s c h e n  S t a d t  im M i t t e l a l t e r .  (Idee und 
Ordnung des Reiches, Gemeinschaftsarbeit deutscher 
Staatsrechtslehren) Hamburg 1942. Hans. Verlagsan­
stalt. 87 S. Preis kart. 2,40 91M.

S t r a f r e c h t  und  S t r a f v e r f a h r e n .  Eine Sammlung 
der wichtigsten Gesetze des Strafrechts und des Straf­
verfahrens mit Erläuterungen. Für den Praktiker zum 
Handgebrauch begründet von Dr. D a l c k e ,  weil. 
GenStA., Geh. OJR. 32. neubearb. Aufl., besorgt von 
Dr. E. F u h r m a n n ,  LGDir. in Berlin, Dr. K. K r u g ,  
MinR. im RJM., Dr. K. S c h ä f e r ,  OLGR. im RJM. 
Berlin und München 1941. J. Schweitzer Verlag. XIX, 
1852 S. Preis geb. 22 9Ut.

K u r t  E m i g :  Das R e c h t  de r  E r n ä h r u n g s w i r t -  
schaf t .  (Idee und Ordnung des Reiches, Gemein­
schaftsarbeit deutscher Staatsrechtslehrer.) Hamburg 
1942. Hans. Verlagsanstalt. 64 S. Preis kart. 1,60 M l.

B e i h i l f e n -  und  U  n t e rs t ü t  zun g s - B  est  i m m u n -
gen für Reichsbeamte und Soldaten der alten und 
neuen Wehrmacht, unter besonderer Berücksichtigung 
der Fürsorgebestimmungen für Kriegs- und Einsatz- 
beschädigte. Erläutert von MinR. M a x  Sch r oede r .  
4. erw. Aufl. München und Berlin 1942. Verlag Beck. 
XII, 234 S. Preis kart. 5 SUC.
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R e c h t s p r e c h u n g
F„*c„i,piriitnnpn mir aus-znorsweise und mit genauer Quellen ingabe gestattet

[** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts. — f  Anmerkung]

jR ech tspo litisch  besonders bedeutsam e E n ts c h e id u n g e n :
aus dem Arbeitsrecht S. 473 N r. 5 und 476 N r. 6 ; Reichsverwaltungsgericht S. 479 N r. 8

Zivilrecht 1

1 . RO. — §§ 157, 242, 260, 433 B., 666, 675 BGB. Unter 
den bei der Veräußerung eines Gewerbebetriebes verkauf­
ten .Gegenständen“ brauchen nicht notwendig nur die In­
ventarstücke und Vorräte verstanden zu werden, sondern 
das ganze Geschäft einschließlich mitverkaufter unkörper­
licher Güter, wie Geschäftswert, Kundschaft oder derglei­
chen, kann darunter fallen. . .

Auf den Verkauf unkörperlicher Güter sind die Vorschrif­
ten über den Verkauf von Sachen — unbeschadet der be­
sonderen, für den Verkauf von Rechten gegebenen Bestim­
mungen — soweit angängig entsprechend anzuwenden.

Hat der Veräußerer eines Geschäfts gegenüber dem Er­
werber die Verpflichtung übernommen, ihm die Kundschaft 
zuzuführen, keinesfalls aber Kunden abzuwerben, und ver­
letzt er diese Verpflichtung, so kann der Erwerber über die 
Verletzungen Auskunft, wenn nicht schon nach §§ 675, 666 
BGB., so doch nach §§ 242, 260 BGB. verlangen, f )

Der Bekl. hat durch notariellen Vertrag v. 27. April 
10qq seinen „gesamten Buchdruckereibetrieb“  in E., „so 
wie er zur Zeit besteht“ , an die Kl. „veräußert“ . Die 
wichtigsten Einrichtungsgegenstände sind im Vertrag be- 
snnders aufgezählt, die nicht mit veräußerten sind gleich­
falls angegeben. In § 9 des Vertrages ist der Kaufpreis 
für die veräußerten Gegenstände“  mit 50000MM, an­
gegeben und die Zahlungsweise geregelt. In § 10 ist eine 
Verpflichtung des Beld. festgesetzt, nach Maßgabe seiner 
Gesundheit für die KI. tätig zu werden, wogegen er 
Provision für die hereingebrachten Aufträge erhalten 
Tollte. Weiter ist dort gesagt, daß der Bekl. sich ver- 
nfliVhte nach Möglichkeit seine bisherige Kundschaft der 
U  7UZ’uführen und der Konkurrenz keine Aufträge aus 
seinem Kundenkreis zuzuleiten. Außerdem enthalt der 
Vertrag eine zehnjährige Wettbewerbsbeschränkung des 
Rek! und verschiedene sonstige Nebenabreden.

nie KI hat im November 1939 beim LG. Klage er­
hoben mit dem Antrag, den Bekl. zur Zahlung von 
Ä  nebst Zinsen zu verurteilen. Zur Begründung, 
fa t  sie geltend gemacht, der Kaufpreis zerfalle ver rag- 
heh ln  zwei Teile, nämlich 42300 55.« für die Druckerei 

■ 1700 MM für die Mitarbeit des Bekl. An das Mit-
ärbeitsveispfechen habe sich der Bekl. nicht gehalten 
auch von vornherein keine redliche Absicht gehabt und 
d e KI verschiedentlich getäuscht. Den diese Mitarbeit 
betreffenden selbständigen Vertrag oder selbständigen 
Teil eines Vertrages fechte sie daher wegen arglistiger 
Täuschung an und trete notfalls wegen Fortfall des Inter­
n e s  an der Erfüllung davon zurück. Die 2000 5t« ver- 

tfp  als Teil der 7700 5t«. Hilfsweise wurden die 
7000 5t« als Schadensersatz verlangt, weil der Bekl in 
“  t Rp7iehung gegen seine Vertragsversprechen
m i  insbesondere auch unberechtigterweise Forde-
ruTgen di nach de® Vertrag ihr zuslünden, für sich 
dnkass’iert und anderen Druckereien Aufträge zugewandt

haDas LG. hat dem Anspruch in Höhe von 1417,52

Siaofgenbdkses Urteil haben beide Teile Berufung ein-

geDfet KI. hat in Ergänzung ihres früheren Vorbringens 
insbesondere noch geltend gemacht, von dem Kau,preis 
von 50 000 MM entfielen wertmäßig auf das Inventar etwa 
30000 5?.-«, der Rest sei für den „Geschaftswert zu rech­
nen, der sich nach der Kundschaft, dem Umsatz usw.

richte. Der Bekl. habe den Umsatz wider besseres Wis­
sen viel zu hoch angegeben, die Kundschaft habe er ihr 
in arglistiger Weise nicht zugeführt. Sodann ist der 
Schadensersatzanspruch, wie im ersten Rechtsgang, teil­
weise auf eine Reihe kleinerer Einzelposten gestützt. Die 
Klagforderung ist auf 13 000 5?.« erhöht worden.

Das BG. hat die Berufung der KI. in vollem Umfange 
zurückgewiesen, der Berufung des Bekl. zum Teil statt­
gegeben und • dessen Verurteilung nur in Höhe von 
853,55 MM aufrechterhalten. Das RG. hob auf und ver­
wies die Sache an das OLG. zurück.

Gegenüber der Auslegung des Vertrages v. 27. April 
1939 und der sonstigen Feststellung des Vertragsinhalts 
durch den Vorderrichter rügt die Revision mit Recht eine 
Verletzung des § 157 BGB. und eine Verkennung des 
Rechtsbegriffs „Gegenstand“ . Das BG. ist, woran seine 
Ausführungen keinen Zweifel lassen, der irrigen Meinung, 
daß unter „Gegenstand“  dasselbe zu verstehen sei, wie 
unter einer Sache, nämlich etwas Körperliches. Das BGB. 
verbindet mit dem Wort „Gegenstand“  jedoch einen 
weiteren Begriff (siehe § 90 BGB. und des näheren 
RGRKomin., Erl. 3 zu § 90 BGB.). Unter „Gegenstände' 
i. S. des § 9 des Vertrages brauchen also nicht not­
wendigerweise nur die Inventarstücke und Vorräte (die 
Maschinen, die Büroeinrichtung und das vorhandene 
Papier) verstanden zu werden, sondern es können sprach­
lich auch darunter fallen das ganze Druckereigeschäft 
oder doch jedenfalls die nach der Behauptung der KL 
mitverkauften unkörperlichen Güter, wie Geschäftswert, 
Kundschaft u. dgl., die, wie außer Zweifel ist, den Gegen­
stand von Kaufgeschäften bilden können. Durch diesen 
Irrtum des BG. wird aber, wie seine Ausführungen er­
kennen lassen, auch die Würdigung der Aussage des 
Zeugen Notar Dr. L. beeinflußt. Es hält das, was Dr. L. 
bekundet hat, zürn Teil für völlig unvereinbar mit dein 
Wortlaut des § 9 des Vertrages, weil es eben unter 
Gegenstand nur einen körperlichen Gegenstand versieht. 
Es würde ohne den aufgezeigten Rechtsirrtum unbedenk­
lich aus der Aussage des Zeugen L. haben entnehmen 
können, daß die im § 9 genannten 50 000 MM die Gegen­
leistung der KI. waren nicht nur für das Inventar, son­
dern auch für das, was sie sonst noch an Leistungen 
des Bekl. erhalten sollte. Das BG. hatte aber zu einer 
dahin gehenden Feststellung des Vertragsmhalts auch 
ohne die Aussage des Zeugen Dr. L gelangen können, 
wenn es nicht ein übergroßes Gewicht aut die von ihm 
angenommene Wortbedeutung des Ausdiuckes „Gegen­
stände“  gelegt, sondern den Vertrag in seinem ganzen 
Zusammenhang gewürdigt hätte. Selbst wenn mit den, 
Ausdruck „Druckereibetneb' im §1 nur die Inventar­
stücke und sonstigen körperlichen Sachen gemeint sein 
sollten, so geht doch aus dem übrigen Inhalt des Ver­
trages hervor, daß die KI. jedenfalls mehr erhalten sollte, 
als die bloßen Einrichtungssachen usw. Der veräußerte 
Betrieb wurde zunächst weitergefuhrt in den bisherigen 
Räumen. Der Bekl. durfte für scine Rechnung nur die 
bereits vorliegenden Aufträge ausfuhren (§ 6 des Ver­
trages), woraus folgt, daß Aufträge, die aus dem Kunden­
kreis des Bekl jetzt eingmgen, der Kl. zufielen. Die KI. 
erwarb die Möglichkeit, die vorhandenen Gefolgschafts- 
mitMieder zu übernehmen. Vor allem aber enthalt der 
s LeistungsVersprechungen des Bekl. gegenüber der

Erwerberin“ , die mit dem veräußerten Inventar usw. 
nichts zu tun haben und denen eine solche Bedeutung 
zukommt daß sie nicht mit den dem Bekl. gegebenen 
Provisionsversprechen als abgegolten gelten können. So 
ergibt sich der notwendige Schluß, daß der „Gesamt-
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preis“  von 50 000 auch eine Vergütung für die in 
§ 10 versprochenen Leistungen des Bekl. in sich schließt.

Es bedarf dann aber auch einer weiteren eingehenden 
Würdigung des § 10 im Rahmen des Gesamtvertrages. 
Die KI. macht geltend, daß dadurch die Verpflichtung dek 
Bekl. zur Verschaffung der verkauften Kundschaft näher 
umschrieben und durch das nach Satz 1 begründete be­
sondere Vertragsverhältnis habe gesichert werden sollen. 
Daß auch unkörperliche Güter, wie ein ganzes Unter­
nehmen, tatsächliche Beziehungen u. dgl., Gegenstand 
eines Kaufvertrages bilden können, kommt verschiedent­
lich in gesetzlichen Bestimmungen zum Ausdruck und ist 
in der Rspr. anerkannt (vgl. RGRKomm., Erl. VI c zu 
§ 433 BGB.). Die Vorschriften über den Verkauf von 
Sachen (körperliche Gegenstände) sind — unbeschadet 
der besonderen für den Verkauf von Rechten gegebenen 
Bestimmungen — soweit angängig (RGZ. 138, 355 unten, 
356 oben =  JW. 1933, 9057), e n t s p r e c h e n d 1 anzu­
wenden. Ist eine „Kundschaft“  verkauft, so kann dieser 
„Kaufgegenstand“  natürlich nicht wie eine Sache über­
geben werden und es kann auch kein Eigentum daran 
verschafft werden. Welche Pflichten in solchen Fällen 
der Käufer hat, ist im einzelnen Fall zu untersuchen (vgl. 
hierzu RGR. im Recht 1909 Nr. 1195) und ergibt sich 
vielfach durch besondere Vereinbarungen der Parteien. 
So würde das auch hier liegen. Es ist im Vertrag gesagt, 
daß der Bekl. sich verpflichte, nach Möglichkeit seine 
bisherige Kundschaft der Erwerberin zuzuführen. Der 
Bekl. hatte also eine mit den getroffenen Vereinbarungen 
und dem Erfordernis des § 242 BGB. in Einklang stehende 
Tätigkeit zu entfalten. Besonders vereinbart war die Ab­
fassung eines Rundschreibens, das an die Kunden heraus­
gehen sollte. In engstem Zusammenhang damit steht die 
vom Bekl. übernommene Verpflichtung, keiner anderen 
Konkurrenzfirma der Erwerberin Aufträge aus seinem 
Kundenkreise zuzuleiten. Darüber hinaus war die in Satz I 
a. a. O. festgelegte Tätigkeitspflicht des Bekl. vereinbart, 
die für sich den Abschluß eines mit dem Verkauf in 
Zusammenhang stehenden Agentur-Vertrages enthält. Die 
Würdigung des BG. in der Frage, ob der Bekl. seine 
Verpflichtungen aus § 10 des Vertrages ordnungsmäßig 
erfüllt oder dagegen verstoßen hat, ist in verschiedener 
Hinsicht rechtsirrtümlich. Es hätte erörtert werden müs­
sen, in welchem Umfang der Bekl. für das Vorhandensein 
und einen Wert der Kundschaft einzustehen hat. Darauf 
ist später noch näher einzugehen. Unterstellt man zu­
nächst, daß der Bekl. nach § 10 Abs. 1 Satz 3 des Ver­
trages n u r  verpflichtet war, auf die Personen und Ge­
schäfte, die bisher seine Kunden, insbesondere Stamm­
kunden waren, dahin einzuwirken, daß sie ihre Aufträge 
in Zukunft der KI. zuwenden möchten, so ist es, da die 
Verpflichtung auf ein positives Tun gerichtet ist, insofern 
jedenfalls Sache des Bekl., darzutun, daß er die über­
nommene Verpflichtung erfüllt hat (vgl. hierzu RGR­
Komm., Erl. 5 zu § 362 BGB. und die daselbst angeführ­
ten Entscheidungen). Das schließt ein, daß er seine Kun­
den namhaft macht und darlegt, was er hinsichtlich dieser 
Kunden unternommen hat. Daraus folgt aber weiter, daß, 
wenn er bei einzelnen Kunden eine einwirkende Tätigkeit 
unterlassen hat, es seine Sache ist, sich zu entlasten und 
darzulegen1, weshalb das nicht geschehen ist. Das BG. 
verkennt das möglicherweise nicht, ist aber der Ansicht, 
daß bei der gegebenen Sachlage die KI. die Darlegungs­
und Beweislast habe. Es weist hierzu auf die Vorgänge 
hin, welche die Herausgabe des Rundschreibens betreffen, 
auf die Krankheit des Beld., einen Unfall und den ihm 
zugestandenen Urlaub. Diese Ausführungen werden aber 
von der Revision mit Recht angegriffen. Das BG. sagt, 
die KI. sei mit einer Verschiebung der Herausgabe des 
Rundschreibens einverstanden gewesen. Die Revision 
weist demgegenüber auf den Schriftsatz v. 13. März 1941 
hin. Danach ist der Bekl. bereits zwei bis drei Tage nach 
dem Kaufabschluß gedrängt worden, das Rundschreiben 
herausgehen zu lassen. Er hat nur um einige Tage Zeit 
gebeten, um einige seiner besten Kunden persönlich auf­
zusuchen, sie mündlich vorzubereiten usw. Diese Be­
hauptung ist von der KI. unter Beweis gestellt. Wenn 
der Bekl. diese Erklärung abgegeben hat, dann kann er 
sich nicht auf Krankheit oder Urlaub berufen. Außerdem 
hat die KL, wie sich aus der Sachlage ergibt, doch wohl
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recht, wenn sie sagt, das Rundschreiben oder etwaige 
sonstige Bearbeitung der bisherigen Kundschaft des Bekl. 
habe a l s b a l d  einsetzen müssen. Die Annahme liegt 
nahe, daß andernfalls diejenigen Kunden, die nun ihre 
Aufträge beim Bekl. nicht mehr unterbringen konnten, 
wenn auf sie nicht eingewirkt wurde, sich der K l. zu­
zuwenden, Kundschaftsbeziehungen zu a n d e r e n  Drucke­
reien anknüpften. T rifft die unter Beweis gestellte Dar­
stellung der KI. zu, dann fällt die Begründung des BG., 
es liege darin, daß der Bekl. sich mit dem Rundschreiben 
zwei bis drei Monate Zeit genommen habe, kein Verstoß 
gegen die übernommene Vertragspflicht. War aber der 
Bekl. hiermit in Verzug geraten, dann würde ein während 
des Verzugs eintretendes Unvermögen zu seinen Lasten 
auch dann gehen, wenn es auf Zufall beruht (§ 287 BGB.). 
Er könnte sich dann nicht darauf berufen, daß der Un­
fall, den er im August erlitten hat, die Herausgabe des 
Rundschreibens weiter verzögert hätte. Es ist im übrigen 
auch keineswegs gesagt, daß der Bekl. voll arbeitsfähig 
sein mußte, sobald das Rundschreiben herausging. Das 
war gewiß erwünscht, aber doch keine vertraglich fest­
gesetzte Vorbedingung. Es war immerhin besser, wenn 
wenigstens das Rundschreiben herausging und die einzel­
nen Kunden durch den Bekl. schriftlich gebeten wurden, 
ihre Aufträge nunmehr der KI. zuzuwenden. Der schlechte 
Gesundheitszustand des Bekl. mag gemäß der getroffe­
nen Vereinbarung entschuldigen, wenn er zunächst keine 
greifbaren Einzelaufträge hereinbrachte. Er entschuldigt 
aber nicht ohne weiteres die Nichterfüllung oder unzu­
reichende Erfüllung der allgemein übernommenen Pflicht 
zur Werbung, soweit diese Erfüllung möglich und zu­
mutbar war. Der Bekl. hat sich ja auch an eine Anzahl 
von Kunden gewandt, wie das BG. feststellt. Er hat aber 
bis jetzt nicht dargetan, daß er in dieser Weise an a l l e  
Kunden oder doch Stammkunden herangetreten ist, oder 
weshalb das gegebenenfalls unterblieben, ist.

Die Revision weist in diesem Zusammenhang auch zu­
treffend darauf bin, daß der Bekl. Aufträge an K o n ­
k u r r e n z f i r m e n  vergeben hat. Das BG. hat dieser- 
halb den Bekl. verurteilt, der Kl. das zu ersetzen, was 
ihr an diesen Aufträgen entgangen ist. Damit allein ist 
dieser Punkt aber nicht in seinem Kern gewürdigt. Es 
ergibt sich daraus jedenfalls, daß der Bekl. durchaus in 
der Lage war, in der damaligen Zeit Aufträge herein­
zubringen und nicht durch Krankheit daran völlig ge­
hindert war. Selbst wenn er zunächst die Erlaubnis hatte, 
von der Hereinbringung von neuen Aufträgen Abstand 
zu nehmen, so bestand doch die Verpflichtung, anderen 
Firmen keine Aufträge zuzuführen, für ihn unverändert 
weiter. Diese Handlungsweise des Bekl. mußte das Ver­
trauen der KI. erschüttern und den Vertragszweck ge­
fährden, wenn nicht unmöglich machen. Ganz besonders 
würde das gelten, wenn die Vermittlung von Bestel­
lungen für Konkurrenzfirmen sich auf eine viel größere 
Anzahl von Fällen erstreckt haben sollte, wie dies die 
KI. vermutet. Es ist richtig, daß die Kl. hier an und für 
sich zu beweisen hat, in welchem Umfang der Bekl. 
seiner Unterlassungspflicht zuwidergehandelt hat (vgl. 
RGRKomm., Erl. 5, letzter Satz, zu § 362 BGB.). Mit 
Recht weist die Revision aber darauf hin, daß der Bekl. 
der KI. auskunftspflichtig sei, wenn feststeht, daß er 
seine Unterlassungspflicht in verschiedenen Fällen ver­
letzt hat. Wenn man eine solche Auskunftspflicht nicht 
schon aus §§ 675, 666 BGB. herleiten will, so ergibt sie 
sich gegenüber dem Agenten, der vertragsuntreu gehan­
delt hat, jedenfalls sowohl aus § 242 wie aus § 260 BGB. 
Es wird hierzu auf das Urt. des Sen. v. 15. Mai 1928, 
11191/28, abgedr.: JW. 1928, 209218, Bezug genommen. 
Bei einem Hinweis des BG. auf diese Verpflichtung des 
Bekl. wird er sich wohl bereit finden, eine dahin gehende 
Auskunft zu erteilen, andernfalls bleibt es der Kl. über­
lassen, einen dahin gehenden sachlich-rechtlichen Klage­
anspruch zu erheben. Ist aber eine solche Auskunfts­
pflicht des Bekl. gegeben, dann muß auch ein Recht der 
Kl. anerkannt werden, die Richtigkeit dieser Auskunft 
nachprüfen zu können. Sie kann dann die Geschäftsbücher 
des Bekl. unter Umständen auch durch einen un­
parteiischen Dritten einsehen lassen. Das alles würde der 
Vorbereitung ihres Schadensersatzanspruches dienen.

Nach der Behauptung der Kl. soll der Bekl. eine Zu-
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Sicherung oder eine Angabe über den Umsatz gemacht 
haben, die der Wahrheit nicht entspricht, und er soll 
dabei w i d e r  bes s e r e s  W i s s e n  gehandelt haben. Für 
das Kaufgewährleistungsrecht ist anerkannt, daß der Ver­
käufer einer Sache, der eine nicht vorhandene Eigen­
schaft arglistig vorgespiegelt hat, ebenso auf Schadens­
ersatz wegen Nichterfüllung in Anspruch genommen wer­
den kann, wie derjenige, der eine fehlende Eigenschaft 
zugesichert oder einen Fehler arglistig verschwiegen hat 
(S 463 BGB. und die Erläuterungsbücher hierzu). Der 
Rechtssatz des § 463 BGB., nach dem die Haftung des 
Verkäufers, der eine Eigenschaft vorgetäuscht hat, ebenso 
gestaltet ist, wie die des Verkäufers, der eine fehlende 
Eigenschaft zugesichert hat, greift Platz, wenn der Zeit­
punkt des Gefahrübergangs eingetreten, die verkaufte 
Sache also übergeben ist. Bei dem „Verkauf' eines un­
körperlichen Gutes, hier also der „Kundschaft', wurde 
diese Bestimmung zur Anwendung kommen, wenn der 
Verkäufer das getan hat, was er nach dem Vertrag tun 
mußte, um dem Käufer die vorhandene Kundschaft zuzu­
führen. Dieser Verpflichtung, hat der Bekl. nun nach der 
Behauptung der Kl. — schuldhafterweise — nicht genügt. 
Die Schadensersatzpflicht des Verkäufers würde sich so­
nach bei Zugrundelegung der Darstellung der Käuferin 
nicht nach § 463 BGB., sondern an sich nach allgemeinen 
Vorschriften regeln. Danach würde der Bekl. ohne Zwei­
fel bei Nichtvorhandensein einer zugesicherten Eigen­
schaft auf Schadensersatz wegen Nichterfüllung belangt 
werden können, weil die Kl. verlangen könnte, in allem 
vermögensrechtlich so gestellt zu werden, wie sie stehen 
würde wenn das, was zugesichert und damit geschuldet 
war vorhanden gewesen wäre. Es würde weiter aber 
jeder inneren Berechtigung entbehren, wenn in solchem 
Fall in der Frage der Schadensersatzverpflichtung die 
arglistige Vorspiegelung einer Eigenschaft nicht e b e n ­
fa l ls  dem Fehlen einer zugesicherten Eigenschaft gleich­
gestellt würde. Der Verkäufer einer Sache oder eines 
unkörperlichen Gutes haftet also, wenn es infolge seines 
Verschuldens oder eines sonst von ihm zu vertretenden 
Umstandes zur „Übergabe“  nicht kommt, bei Vorhegen 
der sonstigen Voraussetzungen eines Anspruchs auf Scha­
densersatz wegen Nichterfüllung nach allgemeinen schuld­
rechtlichen Vorschriften auch für das Fehlen einer arg­
listig- vorgetäuschten Eigenschaft in gleicher Art und m 
gleichem Maße wie für das Fehlen einer zugesicherten 
Fio-enschaft. Wollte man hier im Fall des Nichtvorhanden- 
sefns der vorgetäuschten Eigenschaft den Schuldner, so­
weit es sich um diesen Umstand handelt, von der Haf­
tung für das Erfüllungsinteresse des Gläubigers ^ s t e l ­
len so würde er dafür belohnt, daß er durch Nicht­
bewirkung der „Übergabe“  den Vertrag in g r ö ß e r e m  
Maß verletzt hat.

(RG., Il.Z ivSen, U. v. 16. Okt. 1941, 1171/41.) [N.]

A n m erku n g : Entgegen der Auffassung des BG. geht 
Hns RG zutreffend davon aus, daß der im Kaufvertrag 
gebrauchte Ausdruck „Gegenstände“  keineswegs aut das 
Inventar zu beschränken sei, sondern wegen seiner viel 
umfassenderen Bedeutung unbedenklich auch auf die 
sonst mit dem Druckereigeschäft verbundenen Werte, also 
hier die Kundschaft, bezogen werden könne die der Ge­
schäftsveräußerer der Käuferin zuführen sollte. Wenn es 
sich insofern lediglich um die Auslegung des Vertragsin­
halts handelte, die sich das BG. durch seine unrichtige 
Wortinterpretation unnötig erschwert hatte, so erhob sich 
nun allerdings die interessantere Frage, welche Rechte 
Hp? K daraus zuständen, daß der Bekl. nicht in der ver­
einbarten Weise bei der Übertragung df r Kundschaft m it­
gewirkt hatte Die Gewährleistung nach den Vorschriften 
L .  oo acnff RQB, an die man auf den ersten Blick 
denken ̂ könnte, und die in ständiger Rspr. bei der Ver­
äußerung eines gewerblichen Unternehmens in Ansehung 
der S r k a u f t e n  ideellen Werte in entsprechender An­
wendung der für Sachmängel geltenden Bestimmungen 
heiaht wird (RG. 63, 57; 98, 292, 10t), 20J, l iö, Jpo, 
159 332), kam nicht in Betracht. Denn sie setzt tat­
bestandsmäßig einen Vorgang voraus der dem Gefahr- 
Übergang beim Saehkauf entspricht. Er vollzie s h in 
der Regel bei einer Geschäftsveraußerung ohne weiteres 
dadurch, daß der Verkäufer die zum Geschäftsvermögen

gehörenden Sachwerte auf den Erwerber ubertragt, ihn 
ferner etwa in die Geschäftsräume einweist und ihm die 
Fortführung des Unternehmens, gegebenenfalls unter der 
bisherigen Firma, ermöglicht. Nach dem Vertrag- der 
Parteien sollte der Bekl. jedoch mehr tun, nämlich durch 
eine in gewissen Einzelheiten vorgesehene unmittelbare 
Einwirkung seine Kunden veranlassen, der neuen Ge­
schäftsinhaberin ihre Aufträge zu geben. Da er diese 
Handlungen nicht vorgenommen hat, lag ein hall der 
Nichterfüllung vor, so daß die Kl. nicht die Gewahr- 
leistungsansprüche der §§459 ff. BGB., sondern den An- 
sprach auf Schadenersatz nach den allgemeinen Vor­
schriften des gegenseitigen Vertrages geltend zu machen 
berechtigt war. Sofern der Bekl., wie die Kl. behauptet, 
bei Vertragsschluß wider besseres Wissen arglistig einen 
zu hohen Betrag des Umsatzes und damit einen ni Wahr­
heit nicht vorhandenen Wert der Geschäftsbeziehungen 
vorgespiegelt hatte, geht dieser Schadenersatzanspruch 
soo-ar auf das sich hiernach ergebende volle Erfüllungs­
interesse, wie das RG. am Schluß des Urteils über­
zeugend begründet. Die Gleichstellung des arglistigen 
Vorspiegelns nicht bestehender Eigenschaften des ver­
kauften Gegenstandes mit dem Zusichern von Ligen- 
schaften oder dem arglistigen Verschweigen von Man­
geln gern. § 463 BGB. wird in der Rspr. zwar schon seit 
langem vertreten (RG. 66, 335; 103, 160) und hat sich 
gegenüber einigen im Schrifttum erhobenen Einwendun­
gen erfolgreich durchgesetzt. An der vorstehend abge­
druckten Entsch. ist darüber hinaus aber die Folgerichtig­
keit bemerkenswert, mit der das RG. diese Gleichstel­
lung nunmehr auch außerhalb des Gewährleistungsrechts 
für den Fall der Nichterfüllung durchführt, was sich 
durch das Ergebnis rechtfertigt. Schließlich ist die Be- 
pründtinp" zu billigfcn. mit der das RQ.? ebenfalls im tun- 
&  T t  anderen Urteilen (RG, 108, 7; JW. 1928, 2092), 
die Auskunftspflicht des Bekl. über die treuwidrig von 
ihm an Konkurrenzfirmen vergebenen Aufträge bejaht.

Prof. Dr. H a u p t ,  Leipzig.

** 2 . RG, _  §§ 2333, 2336 BGB. Regelmäßig können Hand­
lungen des Abkömmlings, die zeitlich nach der Testaments­
errichtung liegen, bei der Pflichtteilsentziehung gemäß 
§ 2333 Nr. 1 bis 5 BGB. nicht berücksichtigt werden.

Die KI. ist das einzige Kind des am 8. März 1938 ver­
storbenen Karl R. und seiner ersten Ehefrau Helene, die 
im Jahre 1914 in Geisteskrankheit verfallen, deswegen im 
Jahre 1921 ihm geschieden worden und inzwischen ver­
storben ist. Im Jahre 1921 ging R. eine zweite Ehe mit 
der Bekl. ein, welche kinderlos blieb. Bis zum 30. April 
1925 gehörte die Kl. dem Haushalt ihres Vaters an. Im 
Jahre 1923 hatte sie ihren jetzigen Ehemann P. kennen- 
gelernt zu dem sie in der Folgezeit in nähere Beziehun­
gen trat obwohl er damals verheiratet war. Im Jahre 
1924 erhob P Klage auf Scheidung seiner Ehe. Seine 
damalige Ehefrau stellte Widerklage mit dem gleichen 
Antrag und begründete ihn damit, daß P. mehrfach tihe- 
bruch begangen habe, ln diesem Rechtsstreit wurden die 
Parteien des° gegenwärtigen Prozesses in der Sitzung 
v. 1. Dez. 1924 als Zeugen darüber vernommen, ob sie 
mit P. Geschlechtsverkehr gehabt hätten. Die KI. hat — 
wie gleichfalls die Bekl. — diese Frage damals verneint 
und auch den Austausch von Zärtlichkeiten mit P. in 
Abrede gestellt. Dessen Klage wurde durch rechtskräf­
tiges Urteil des LG. III Berlin v. 26. Jan. 1925 abgewie­
sen die Ehe aber auf die Widerklage der Ehefrau 1 . 
aus’ Alleinschuld des Ehemannes geschieden, nachdem 
dieser zugegeben hatte, mit anderen Frauen geschlecht­
lich verkehrt zu haben. Am 30. April 1925 verließ die Kl. 
heimlich den Haushalt ihrer Eltern, und am 13. Juni des 
gleichen Jahres ging sie mit P. die Ehe ein, aus der 
inzwischen drei Kinder hervorgegangen sind.

Am 28. Mai 1925 errichteten der Erblasser Karl R- und 
seine Frau, die Bekl., ein gemeinschaftliches eigenhän­
diges Testament, in dem sie sich gegenseitig zu alleinigen 
Ertien einsetzten. In diesem Testament bestimmte der 
Erblasser ferner, daß die Kl. wegen der in einem dem 
Testament beigefügten Schriftstück (Brief des Erblassers 
an die KI.) v. 15. Mai 1925 bezeichnet^ Handlungen und 
Angriffe gegen seine Person und seinen Namen, wegen
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Nichtunterstützung ihrer kranken Mutter und wegen 
Schmähung seiner Frau zweiter Ehe von jeder Erbfolge, 
auch von dem Pflichtteil ausgeschlossen bleibe. Der Erb­
lasser begründete diese Maßnahme weiter damit, daß, die 
Ki. ihn und seine Ehefrau durch wissentlichen Ehebruch 
mit nachfolgendem Falscheid betrogen und beschimpft 
habe.

Im Jahre 1925 erhob die KI. beim LG. in Berlin gegen 
ihren Vater Klage auf Zahlung von 10000 ¡UM zur Be­
schaffung einer Aussteuer. M it dieser Klage wurde sie 
am 28. März 1927 rechtskräftig abgewiesen. Das LG. 
führte aus, daß der Erblasser der Kl. mit Recht die Ge­
währung einer Aussteuer verweigert habe, weil sie einen 
ehrlosen und unsittlichen Lebenswandel geführt habe.

Das LG. Berlin hat sodann im Januar 1939 der KI. 
das Armenrecht lediglich für eine Klage gegen ihre Stief­
mutter auf Feststellung ihres Pflichtteilsrechts bewilligt 
und ihr anheimgestellt, sich etwaige sonstige Ansprüche 
vorzubehalten. Daraufhin hat die Kl. Klage erhoben mit 
dem Anträge, festzustellen, daß sie nach ihrem ver­
storbenen Vater Karl R. pflichtteilsberechtigt sei.

Alle Instanzen haben dieser Klage stattgegeben.
I. Das KG. hält das zur Zulassung der Feststellungs­

klage erforderliche rechtliche Interesse für gegeben, weit 
die Bekl. der KL, die als Abkömmling des Erblassers 
gern. § 2303 BGB. pflichtteilsberechtigt wäre, das Pflicht­
teilsrecht streitig mache.

Dem BU. ist in diesem Punkte im Ergebnis beizu­
treten. Das LG. hatte der KL, die ursprünglich beantra­
gen wollte, die Bekl. zu verurteilen, daß sie ihr über 
den Bestand des Nachlasses ihres Vaters Auskunft er­
teile, sie bei der Aufnahme des nach § 260 BGB. vorzu­
legenden Verzeichnisses der Nachlaßgegenstände zuziehe 
und den Wert der Nachlaßgegenstände ermittle, des wei­
teren aber auch festzustellen, daß die Antragstellerin; 
pflichtteilsberechtigt sei, und die Bekl. zu verurteilen, 
daß sie über die ihr vom Erblasser innerhalb der letzten 
10 Jahre vor seinem Tode geschenkten Vermögensstücke 
ein Verzeichnis aufstelle, das Armenrecht nur bewilligt 
für eine Klage auf Feststellung ihres Pflichtteilsrechts 
und ihr anheimgestellt, sich etwaige sonstige Ansprüche 
vorzubehalten (Beschl. v. 11. Jan. 1939). Dementsprechend 
hat die KL im ersten Rechtszug nur den Feststellungs­
antrag gestellt. Die Bekl. hat dann u. a. geltend gemacht, 
der KL fehle das Rechtsschutzinteresse, und auch wenn 
sie über das Feststellungsinteresse hinaus die Feststel­
lung des angeblichen Pflichtteilsanspruchs auch der Höhe 
nach verfolge, so würde diesem Begehren die Erwägung 
gegenüberstehen, daß die Feststellungsklage dann unzu­
lässig sei, wenn die Leistungsklage erhoben werden 
könne; sie würde auch „theoretisch“  in der Lage sein, 
den Leistungs- (Zahlungs-) Anspruch bereits im Zusam­
menhang mit einer Auskunftsklage zu erheben. Als dann 
das LG. die Feststellungsklage in der erhobenen Form 
für zulässig erklärt und die Bekl. Berufung eingelegt 
hatte, hat das KG. der KL als Berufungsbekl. (für die 
Feststellungsklage) erneut das Armenrecht bewilligt. Die 
KL hatte ferner ihre Absicht kundgegeben, Anschluß­
berufung einzulegen und neben dem bisherigen Feststel­
lungsbegehren Ansprüche dahin zu erheben, daß die Bekl. 
zur Zahlung von 9281,25 nebst Zinsen und des weite­
ren dazu verurteilt werde, daß sie den Offenbarungseid 
über die Vollständigkeit ihrer Auskunftserteilung leiste 
und der KL noch den Betrag zahle, der sich als Pflicht­
teilsanspruch in Höhe von 3/s des Nachlaßbestandes er­
geben werde. M it Beschl. v. 20. Mai 1941 hat aber das 
KG. die Bewilligung des Armenrechts für die Anschluß­
berufung abgelehnt, und zwar deshalb, weil schon der 
Hauptantrag als begründet erscheine. Auf die von ihr 
angekündigte Anschlußberufung und Klageerweiterung 
ist dann die KL nicht mehr zurückgekommen. Schon aus 
diesen verfahrensrechtlichen Vorgängen rechtfertigt sich 
die Annahme, daß der KL ein rechtliches Interesse an 
der alsbaldigen Feststellung ihres Pflichtteilsrechts zu­
steht. Sie befand sich in einer Zwangslage, da ihr in bei­
den Vorinstanzen das Armenrecht nur für das ursprüng­
liche Feststellungsbegehren bewilligt, vom KG. das 
Armenrecht für das von ihr beabsichtigte Zahlungs- und 
Offenbarungsbegehren auch ausdrücklich verweigert wor­
den war. Sie konnte nach dieser Einstellung der Vorder­

gerichte aus Armut und mangels Bewilligung des Armen­
rechts keine Leistungsklage erheben, war vielmehr dar­
auf angewiesen, sich auf die Feststellungsklage zu be­
schränken. Schon aus dieser Verfahrenslage ist das nach 
§ 256 ZPO. erforderliche rechtliche Interesse der KL an 
der begehrten alsbaldigen Feststellung des Rechtsver­
hältnisses zu entnehmen, aus dem die ihr etwa zustehen­
den weiteren Ansprüche zu folgern sein werden. Denn 
es wäre absonderlich, wenn man der KL die erforder­
lichen Hilfsmittel zwar vorenthalten wollte, die sie in­
standsetzen würden, die Stufenklage zu erheben, gerade 
aus der ihr aufgezwungenen Beschränkung auf das Fest­
stellungsbegehren aber die Unzulässigkeit der Feststel­
lungsklage ableiten wollte. Es kann deshalb dahingestellt 
bleiben, ob gemeinhin der KL, sofern ihm nur die recht­
liche Möglichkeit zur Erhebung der Stufenklage i. S. des 
§ 254 ZPO. offensteht, auch dazu gezwungen sein kann, 
von ihr Gebrauch zu machen, widrigenfalls ein rechtliches 
Interesse an der alsbaldigen Feststellung des Rechtsver­
hältnisses schon allein deshalb zu verneinen wäre.

Es tr ifft aber auch zu (was der BerR. hervorhebt), daß 
es sich im vorliegenden Fall nicht um die Feststellung 
eines bestimmten oder noch zu bestimmenden Pflichtteils­
anspruchs handelt, sondern um die Feststellung des 
Pflichtteilsrechts überhaupt, das von der Bekl. bestritten 
ist und an dessen Feststellung, da seine tatsächliche 
Sicherheit durch das Bestreiten der Bekl. gefährdet ist, 
der KL gelegen sein muß. Ferner ist, wenn es sich, wie 
hier, um die Feststellung des ganzen umstrittenen 
Rechtsverhältnisses (vgl. RGRKomm., §2317 Anm. 4) 
handelt, das Interesse an seiner alsbaldigen Feststellung 
nicht deshalb zu verneinen, weil ein einzelner aus dem 
Rechtsverhältnis abzuleitender Anspruch, wie der auf 
Auskunftserteilung und auf Zahlung des danach zu er­
rechnenden Geldbetrages gerichtete, also insofern bereits 
die Verurteilungsklage zulässig wäre (RGZ. 91, 27 [29]). 
Übrigens ist der aus solcher Verfahrenslage abzuleitende 
Ausschließungsgrund kein unbedingter; für die Unzu­
lässigkeit kommt es unter solchen Voraussetzungen viel­
mehr auf die besonderen Umstände des einzelnen Falles 
an ( Jonas-Po h i e ,  ZPO., 16. AufL, § 256 III 5 Abs. 2 
bei Fußnote 100). Im einzelnen Fall kann es insbesondere 
erheblich sein, ob dem KL die auch nur bedingte, d. h. 
stufenweise erhobene, auf Zahlung eines bestimmten oder 
zu bestimmenden Geldbetrages gerichtete Verurteilungs­
klage mit den möglicherweise umfangreichen und kost­
spieligen Beweiserhebungen zugemutet .werden kann, 
wenn die verklagte Partei das Pflichtteilsrecht allgemein 
und überhaupt bestreitet. Einer derartigen Prüfung be­
darf es hier aber aus den schon hervorgehobenen Grün­
den nicht.

II. Einen Grund zur Pflichtteilsentziehung i. S. des 
§ 2333 BGB. sieht das BG. nicht als gegeben an. In die­
ser sachlichen Beziehung hat es erwogen: Nach § 2336 
Abs. 2 BGB. müsse der Grund der Entziehung zur Zeit 
der Errichtung des Testaments bestehen und darin an­
gegeben werden. Die vom Erblasser in seinem an die Kl. 
gerichteten Schreiben v. 15. Mai 1925 (Anlage zum Testa­
ment v. 28. Mai 1925) bezeichneten Handlungen und An­
griffe gegen seine Person und seinen Namen, die Nicht­
unterstützung der kranken Mütter der KL, die Schmähung 
seiner zweiten Frau und wissentlicher Ehebruch mit nach­
folgendem Falscheid vermöchten die Pflichtteilsentziehung 
nicht zu rechtfertigen. Weder hierin noch in den darauf 
bezüglichen Ausführungen des BU. im einzelnen tr itt ein 
Rechtsfehler zutage.

Die Voraussetzungen, unter denen der Erblasser einem 
Abkömmling den Pflichtteil entziehen darf (§ 2333 BGB.), 
sind nach strengem Maßstab zu beurteilen. Dies g ilt ins­
besondere von den einzelnen dort vorgesehenen Fällen. 
Eine ausdehnende Anwendung des Entziehungsrechts auf 
andere Tatbestände als die im § 2333 Nr. 1 bis, 5 bezeich­
neten ist grundsätzlich ausgeschlossen.

Bösliche Verletzung der Unterhaltspflicht gegenüber 
der Mutter ist an sich, wie der Vorderrichter zutreffend 
hervorhebt, kein gesetzmäßiger Grund, da nach § 2333 
Nr. 4 BGB. nur die Verletzung der gesetzlichen Unter­
haltspflicht gegenüber dem Erblasser selbst zur Ent­
ziehung des Pflichtteils führen kann. Übrigens hat die 
Bekl. zur Begründung des Bestehens einer Unterhalts­
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pflicht der Kl. gegenüber ihrer Mutter und einer Ver­
letzung dieser Pflicht nichts Schlüssiges vorgebracht.

Wenn 'die Ki. durch ihre Ableugnung ehewidriger Be­
ziehungen zu ihrem späteren Ehemann P. in dessen Schei­
dungsprozeß einen Meineid geleistet haben sollte, so 
mußte dieses von ihr begangene Verbrechen als Pflicht­
teilsentziehungsgrund ausscheiden, weil es nicht gegen­
über dem Erblasser oder dessen Ehegattin begangen war 
(§ 2333 Nr. 3).

Auch im übrigen ist die von der Revision erhobene 
Rüge einer Verletzung des § 2333 Nr. 3 BGB. unbegrün­
det. Diese Vorschrift setzt voraus, daß der Abkömmling 
sich eines Verbrechens oder eines schweren vorsätzlichen 
Vergehens gegen den Erblasser oder dessen Ehefrau 
schuldig gemacht hat. Eine solche Verfehlung müßte 
sich nach § 2336 Abs. 2 BGB. aus der letztwilligen Ver­
fügung, hier derjenigen des Erblassers v. 28. Mai 1925 
selbst ergeben und schon zu dieser Zeit begangen ge­
wesen sein. Nach dem von der Revision bezogenen Vor­
bringen der Beld. könnte sie nur in schweren ehrver­
letzenden gegen den Erblasser selbst oder gegen dessen 
Ehefrau, die Bekl., gerichteten Äußerungen bestanden 
haben, welche zeitlich nach der Testamentserrichtung 
v. 28. Mai 1925 in einem Schriftsatz v. 18. Nov. 1926 und 
in einer Strafanzeige v. 24. Juni 1927 getan worden sind, 
an welchen Stellen die Kl. u. a. angegeben hat, der Erb­
lasser habe den K. zur Abgabe falscher eidesstattlicher 
Versicherungen veranlaßt, ferner die Bekl. habe ihrem 
Manne P. geraten, bei der Leistung eines Offenbarungs­
eides eine wertvolle Uhr zu verschweigen, und endlich 
habe der Erblasser sie (die KI.) veranlaßt, bei ihrer Ver­
nehmung als Zeugin im Scheidungsprozeß des P. ehe­
brecherische Beziehungen zu ihm wahrheitswidrig unter 
Eid zu leugnen. Diese Behauptungen enthielten aller­
dings schwere Anschuldigungen gegenüber dem Erblasser 
und seiner Frau und müßten, falls wider besseres Wissen 
erhoben wie der Vorderrichter zutreffend annimmt, als 
schwere’ vorsätzliche Vergehen i. S. des § 2333 Nr. 3 an­
gesehen werden. Indessen können sie als Gründe für die 
Entziehung des Pflichtteils nicht berücksichtigt werden, 
weil sie zur Zeit der Testamentserrichtung nicht be­
standen haben und deshalb auch im Testament als solche 
nicht angegeben werden konnten. Nach der ausdrück­
lichen Vorschrift des § 2336 Abs. 2 BGB. mußten sie, wie 
der Vorderrichter ebenfalls richtig erwogen hat, bei der 
Berücksichtigung ausscheiden. Auch im Rahmen des Ent­
ziehungsgrundes des § 2333 Nr. 5 war die Beachtung des 
bezeichneten Verhaltens der KI. nicht möglich. E>er hier 
bestimmte Pflichtteilsentziehungsgrund setzt, wie sich 
schon aus dem Gebrauche des Ausdrucks „Lebenswan­
del“  ergibt ein dauerndes, von einzelnen, nicht aus 
einem festgewurzelten Hange beruhenden Handlungen zu 
unterscheidendes Verhalten voraus (RGRKomm., § 2333 
Anm 1 zu Nr. 5), das schon zur Zeit der Testaments­
errichtung von dem an sich pflichtteilsberechtigten Ab­
kömmling wider den Willen des Erblassers betätigt wor­
den und°von diesem in der letztwilligen Verfügung an­
gegeben sein muß (§ 2333 Abs. 2). Erfordert die Angabe 
des Grundes auch nicht notwendig eine nähere Dar­
legung der einzelnen Tatumstände, so muß sich doch 
mit aller Deutlichkeit erkennen lassen, auf welchen der 
verschiedenen Entziehungsgründe der Erblasser seine 
Verfügung die einen schweren Eingriff in die durch das 
Familienband begründete Rechtsstellung des Abkömm­
lings enthält, stützen wollte (vgl. RGZ. 95, 24). Muß da­
nach, jedenfalls im Falle des § 2333 Nr 5 BGB der Ge­
brauch der Worte des Gesetzes zur letztwilligen Ent­
ziehung des Pflichtteils genügen, so muß es doch ander­
seits als unzulässig erscheinen, Einzelhandlungen des 
Pflichtteilsberechtigten, die dieser erst nach der Errich­
tung des die Pflichtteilsentziehung enthaltenden Testa­
ments begangen hat und welche vom Erblasser bei seiner 
Verfügung nicht bezeichnet, ja nicht einmal ins Auge ge­
faßt séin konnten, bei der P™fung der Frage mitzu­
würdigen, ob sich das Gesamtverhalten des Pflichtteils- 
berechtigten etwa als ehrloser oderunsittlicher Lebens­
wandel i.S. des § 2333 Nr. 5 BGB. darstellt. Vielmehr ist 
diese Prüfung auf den Tatbestand zu beschranken, der 
schon zur Zeit der Testamentserrichtung abgeschlossen 
vorlag und dem Erblasser den Anlaß zur Pfhchtteilsent-

ziehung gegeben hat, zumal dann, wenn es sich um nach­
träglich begangene Einzelhandlungen von der Art han­
delt, die, für sich betrachtet, die Anwendung eines der 
anderen Entziehungsgründe des § 2333 BGB. hätten bil- 
den können, wie es hier der Fall ist. Eine derartige Ein­
beziehung nachträglich begangener Einzelverfehlungen 
des Abkömmlings verbietet sich schon deshalb, weil in 
keiner Weise ermessen werden kann, aus welchen Grün­
den der Erblasser es unterlassen hat, seine letztwillige 
Verfügung nachträglich entsprechend zu ergänzen, nach­
dem die späteren Verfehlungen des Abkömmlings zu 
seiner Kenntnis gekommen sind, insbesondere ob dies 
nicht etwa deshalb geschehen ist, weil der Erblasser ge­
w illt war, wegen dieser späteren Einzelhandlungen Nach­
sicht zu üben. Dies muß in besonderem Maße dann gel­
ten, wenn sich der Abkömmling zur Zeit des Erbfalls von 
dem ehrlosen oder unsittlichen Lebenswandel, den er zur 
Zeit der Testamentserrichtung gegen den Willen des 
Erblassers geführt hatte, dauernd abgewendet hatte, 
wenn also ein Sachverhalt vorliegt, der die auf § 2333 
Nr 5 BGB. gestützte Pflichtteilsentziehung nach § 2336 
Abs. 4 (vgl. auch § 2338 Abs. 2 Satz 2 BGB.) unwirksam 
gemacht hat, ein Fall, wo ausnahmsweise das Gesetz die 
Berücksichtigung von Handlungen des Abkömmlings zu­
läßt, die zeitlich nach der Testamentserrichtung gemäß 
§ 2336 Abs. 1 BGB. liegen. Dieser Sachverhalt ist hier ge­
geben. Denn die KI., deren unsittlicher Lebenswandel auf 
dem Gebiete geschlechtlicher Verirrungen gelegen hatte, 
die viele Jahre vor dem Ableben des Erblassers zurück­
lagen hatte sich — wie der Vorderrichter feststellt — 
seTt ihrer Eheschließung mit ihrem früheren Geliebten P. 
(13. Juni 1925) von solch verarteilenswertem Lebenswan­
del dauernd abgewendet. Angesichts dieser tatsächlichen 
Würdigung, die von der Revision, wie sie anerkennt, 
nicht mit rechtlichen Erwägungen angegriffen werden 
kann, ist die rechtliche Folgerung des BG. nicht zu be­
anstanden, der Makel der Ehrlosigkeit und Unsittlichkeif 
sei dem Verhältnis durch die Schließung der Ehe, aus der 
drei Kinder hervorgegangen sind, genommen worden. 
Bei dieser Sach- und Rechtslage vermag die Revision 
auch mit dem Hinweis keinen Erfolg zu erzielen, daß 
der Erblasser in' der Anlage zum Testament (Brief vom 
15. Mai 1925) über die sittliche Wertung der Persönlich­
keit seiner Tochter ein geradezu erschütterndes, aber 
zutreffendes Urteil gefällt habe.

(RG., VII. ZivSen., U. v. 11. Nov. 1941, V II 73/41.) [He.]
*

3, KG. — Ges. über das Straßenwesen und die Straßen­
verwaltung v. 26. März 1934 (RGBl. I, 243);DurchfVO. vom 
7. Dez. 1934 (RGBl. I, 1237). Der Träger der Straßenbaulast 
ist befugt, die Auflassung von Gelände, das zur Verbreite­
rung einer Reichsstraße dienen soll, für den künftigen 
Eigentümer entgegenzunehmen.

Der eingetragene Eigentümer hat sein Grundstück an 
das Deutsche Reich, vertreten durch den Oberprasidenten 
der Provinz W., zum Zwecke der Verbreiterung einer 
Reichsstraße verkauft und derart aufgelassen, daß die 
Eigentümerin der Straße ohne eigene Mitwirkung als 
Eigentümerin in das Grundbuch eingetragen werden soll. 
Das OBA. und das LG. haben dies beanstandet Eine wei­
tere Beschwerde des Oberprasidenten hat Erfolggehabt.

Nach 8 20 GBO. darf im Falle einer Auflassung die 
Fintramine der Eigentumsänderung nur erfolgen, wenn 
die erforderliche Einigung des Berechtigten und des Er­
werbers dem GBA. nachgewiesen ist. Erwerber der 
Grundstücke ist im vorl. Falle nicht das Deutsche Reich, 
das hier durch den Oberpräsidenten der Provinz W. ver­
treten wird, sondern die Stadt X. Der BeschwF ist jedoch 
der Ansicht, daß er auch ohne eine besondere Vollmacht 
die Auflassung für die Erwerberin entgegennehmen könne. 
Er stützt diese Auffassung auf § 3 Abs. 1 des Ges. über 
die einstweilige Neuregelung des Straßenwesens und der 
Straßenverwaltung v. 26. März 1934 (RGBl. I, 243). Die 
Vorschrift lautet: „Die aus dem Eigentum an der Straße 
sich ergebenden Rechte und Pflichten stehen der Aus­
übung nach vom Zeitpunkte der Übernahme der Straßen­
baulast an dem jeweiligen Träger der Straßenbaulast zu.“  
Dem LG. ist zuzugeben, daß damit allein sich die Befug­
nis des Trägers der Straßenbaulast nicht begründen läßt.
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Zu den „aus dem Eigentum an der Straße sich ergeben­
den Rechten und Pflichten“  gehört zwar, wie der Senat 
in dem Besch!, v. 17. Nov. 1938 (JW. 1939,167) dargelegt 
hat, auch die Befugnis, m it Wirkung gegen den Eigen­
tümer über das v o r h a n d e n e  Straßenland zu verfügen. 
Das den Gegenstand des vorliegenden Antrages bildende 
Grundstück ist aber noch nicht Bestandteil der Straße, 
sondern soll es durch die Veräußerung an den Eigen­
tümer der Straße erst werden. Im Augenblicke der Auf­
lassung waren also an dem zu erwerbenden Grundstück 
Rechte und Pflichten des Straßeneigentümers, die von 
dem Träger der Straßenbaulast hätten ausgeübt werden 
können, noch nicht vorhanden. Gleichwohl ist die Stel­
lungnahme des BeschwF. im Ergebnis zu billigen.

Die Entscheidung darüber, ob eine vorhandene Straße 
verbreitert werden soll, steht bei einer Reichsstraße nach 
dem Sinne des Gesetzes, wie insbes. § 2 Abs. 1 erkennen 
läßt, ausschließlich dem Reiche als dem 1 räger der Straßen­
baulast zu. Dieses entscheidet also maßgebend darüber, 
ob ein Grundstück zum Zwecke der Verbreiterung der 
Straße erworben werden soll, und zwar nach § 20 Abs. 1 
DurchfVO. v. 7. Dez. 1934 (RGBl. 1,1237) von dem Eigen­
tümer der zu verbreiternden Straße, der den Erwerb nicht 
ablehnen kann. Bei einer solchen Rechtslage ist auch 
ohne eine ausdrückliche Vorschrift als Sinn und Zweck 
der gesetzlichen Regelung anzunehmen, daß der Träger 
der Straßenbaulast ermächtigt sein soll, bei dem von ihm 
für erforderlich erachteten Eigentumserwerbe den Er­
werber mit voller Rechtswirkung zu vertreten. Zur 
Unterstützung dieser Auffassung läßt sich auch der oben 
erörterte § 3 Abs. 1 des Ges. heranziehen. Wenn der 
Träger der Straßenbaulast danach sogar befugt ist, über 
vorhandenes Straßenland zu Lasten des Eigentümers zu 
verfügen und es zu veräußern, können'vom Standpunkte 
des Gesetzgebers aus erst recht keine Bedenken bestehen, 
ihn bei der Entgegennahme der Auflassung der zu er­
werbenden Grundstücke als Vertreter des Straßeneigen­
tümers zuzulassen, zumal wenn der letztere den von dem 
Träger der Straßenbaulast für erforderlich erachteten Er­
werb überhaupt nicht ablehnen kann. Diese Auslegung 
wird allein der überragenden Rechtsstellung gerecht, die 
das Gesetz dem Träger der Straßenbaulast einräumt 
(vgl. auch § 20 Abs. 2 DurchfVO.). Die gegenteilige An­
sicht des LG. würde, wie die weitere Beschwerde zutref­
fend geltend macht, die Durchführung des Straßenbau­
programms behindern, während der Zweck des Gesetzes 
auf eine Vereinfachung der Verwaltung gerichtet ist.

(KG., l.ZivSen., Beschi. v. 11. Dez. 1941, 1 Wx 272/41.) 
*

4. OLG. — §§32—34, 36 und 184 DBG.; §10 der
l.VO . über den vorläufigen Aufbau des Reichsnährstan­
des v. 8. Dez. 1933.

Beförderung von Beamten des Reichsnährstandes.
Der Reichsbauernführer kann die Befugnis zur Beför­

derung von Beamten auf die Landesbauernführer übertra­
gen. Die Übertragung der Befugnis kann auch von den 
im Namen und im Aufträge des Reichsbauernführers han­
delnden Beamten seines Verwaltungsamtes ausgesprochen 
werden.

Willenserklärungen der Behörden in Beamtenangelegen­
heiten sind so auszulegen, wie sie nach außen zu ver­
stehen sind.

Auch für die vor dem Inkrafttreten des DBG. ausge­
sprochenen Ernennungen und Beförderungen muß der 
Grundsatz gelten, daß die von einem unzuständigen Be­
amten ausgesprochene Beförderung nicht schlechthin nich­
tig ist, sondern als „fehlerhafter Staatsakt“ nur dann nich­
tig ist oder für nichtig erklärt werden kann, wenn die 
Belange der Volksgemeinschaft es erfordern.

Es ist mit dem Grundsatz der Fürsorgepflicht des Staa­
tes für die Beamten nicht vereinbar, einem Beamten, der 
mehrere Jahre im Genuß der Vorteile einer Beförderungs­
stelle gewesen ist, ohne zwingende Gründe diese Vorteile 
zu entziehen, t )

Der Kl. war Beamter der früheren Landwirtschafts­
kammer X. Nach der Überleitung der Landwirtschafts­
kammer in den Reichsnährstand wandte sich das_ Amt 
für Beamte der Gauleitung der NSDAP, am 19. Mai 1934 
an den Landesbauernführer mit dem Vorschläge, den Kl.

auf Grund der Verfügung des RMdl. v. 20. März 1934 
betreffend die „Beförderung von Beamten, die sich im 
Kampf um die Nationale Erhebung verdient gemacht 
haben“ , bevorzugt zu befördern. Der Landesbauernführer 
reichte dieses Schreiben des Amtes für Beamte am 
12. Juni 1934 urschriftlich an die Verwaltungshauptabtei­
lung des Reichsnährstandes weiter und bat, dem Vor­
schläge, den KI. zum Inspektor zu befördern, stattzu­
geben. Darauf wurde mit dem folgenden Schreiben des_ 
Verwaltungsamtes des Reichsbauernführers v. 14. Juni 
1934 geantwortet:

„Auf Ihr Schreiben v. 12. Brachmond teilen w ir mit, 
daß gegen eine Beförderung des N. N. zum Inspektor in 
der Hauptabteilung II diesseits Bedenken nicht bestehen, 
sofern diese Beförderung mit dem festgelegten Etat der 
Landesbauernschaft in Einklang zu bringen ist, worüber 
die Entscheidung beim Herrn Landesbauernführer liegt.“

Der Landesbauernführer richtete dann am 25. Juni 1934 
folgendes von ihm persönlich unterschriebene Schreiben 
an den KI.:

„Sie werden hiermit mit Wirkung ab 1. Juli 1934 zum 
Insoektor bei der Hauptabteilung II befördert. — Ihr 
Grundgehalt beträgt ab 1. Juli 1934 3550 Ä ff, ab L  Aug. 
1934 38003Ul\ Wohnungsgeldzuschuß und Kinderzulage 
bleiben unverändert. Die Beträge unterliegen den gesetz­
lichen Kürzungen.“

Das dem KI. danach ausgezahlte Gehalt entsprach nach 
der Einführung der Besoldungsordnung des Reichsnähr­
standes der Besoldungsgruppe A 4 c dieser Besoldungs­
ordnung. Dieses Gehalt hat der KI. v. 1. Juli 1934 bis 
zum 30. Juni 1937 bezogen.

Auf Grund einer Verfügung des Reichsbauernführers 
sandte die Landesbauernschaft am 25. Aug. 1936 an das 
Verwaltungsamt des Reichsbauernführers eine Aufstellung 
der Beamten, die am 14. Dez. 1933 bei der Landwirt­
schaftskammer tätig gewesen waren und zur Zeit der 
Absendung der Aufstellung noch bei der Landesbauern­
schaft beschäftigt waren. In dieser Aufstellung war auch 
angegeben, daß der KI. am 15. Dez. 1933 nach der Be­
soldungsgruppe A 5 der Landesbesoldungsordnung und 
am 1. Juli 1936 nach der Besoldungsgruppe A 4 c der 
Besoldungsordnung des Reichsnährstandes besoldet wurde. 
Am 8. Febr. 1937 wurde von der Landesbauernschaft 
ferner ein Stellenplan an das Verwaltungsamt des Reichs­
bauernführers gesandt und in einem als Anlage beige­
fügten Bericht der Standpunkt vertreten, daß die Be­
förderung des KI. zum Inspektor zu Unrecht erfolgt und 
nicht rechtswirksam sei. Am 24. Juni 1937 wandte sich 
der Landesbauernführer unter Bezugnahme auf diesen 
Bericht nochmals mit einem Schreiben an den Reichs­
bauernführer und bat ihn um baldige Entscheidung über 
die Beförderung und weitere Verwendung des Kl. Unter 
dem 29. Juni 1937 richtete der Landesbaüernführer dann 
ein Schreiben an den KI., in dem es u. a. folgendermaßen 
heißt:

„ . . . t e i l e  ich Ihnen mit, daß vom Verwaltungsamt des 
Reichsbauernführers bisher noch keine Entscheidung über 
Ihre Beförderung zum Inspektor vorliegt. Auf Grund der 
erlassenen Bestimmungen können Ihnen daher ab 1. Juli 
1937 nicht mehr die bisherigen Dienstbezüge nach der 
Besoldungsgruppe A 4 c 2 gezahlt werden. . . .  Sobald die 
Entscheidung von Berlin vorliegt, erhalten Sie weiteren 
Bescheid. . . . “

Seitdem sind dem KI. die entsprechend geringeren Be­
züge der Gruppe A 5 b der Besoldungsordnung des 
Reichsnährstandes gezahlt worden. Mit dem Schreiben 
des Landesbauernführers v. 15. Okt. 1937 wurde dem Kl. 
schließlich mitgeteilt, daß das Verwaltungsamt des 
Reichsbauernfiihrers durch Verfügung v. 5. Oktober seine 
Beförderung in den gehobenen mittleren Dienst abge­
lehnt habe.

Der KI. ist der Ansicht, daß die am 25. Juni 1934 von 
dem Landesbaüernführer ausgesprochene Beförderung 
zum Inspektor mit der Einstufung in die Besoldungs­
gruppe A 4 c zu Recht erfolgt und noch wirksam sei. 
Er beansprucht deswegen mit der Klage die Nachzahlung 
des Unterschiedsbetrages zwischen dem ihm gezahlten 
und dem ihm nach seiner Ansicht aus der Besoldungs­
gruppe A 4 c zustehenden Gehalt für drei Monate.
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Das LG. hat die Klage abgewiesen. Die vom Kl. ein­
gelegte Berufung hatte Erfolg aus folgenden Gründen: 

Der KI. stützt seinen Anspruch auf Zahlung eines 
höheren Gehalts auf das Schreiben des Landesbauern­
führers v. 25. Juni 1934, und es ist ihm darin zuzustim­
men, daß dieses Schreiben nach seinem Wortlaut deutlich 
die Beförderung zum Inspektor ausspricht und nicht nur, 
wie der beklagte Reichsbauernführer es jetzt auslegen 
will, eine vorläufige Anweisung der höheren Dienst­
bezüge enthält. Es mag sein, daß in anderen Fällen beim 
Reichsnährstand so verfahren ist, daß Beamte, die aus 
besonderen Gründen noch nicht befördert werden konn­
ten, einstweilen ohne Beförderung die Dienstbezüge aus 
der Gehaltsgruppe einer Beförderungsstelle erhalten 
haben. Hier spricht aber das Schreiben des Landes­
bauernführers ausdrücklich aus, daß der KI. „hiermit zum 
Inspektor befördert“  wird, und an diesem klaren Wort­
laut kann mit der Verweisung auf ein sonst übliches Ver­
fahren nicht gedeutelt werden. Es ist für die Auslegung 
des Schreibens auch unerheblich, ob zu der Zeit, zu der 
der Landesbauernführer diese Beförderung aussprach, im 
allgemeinen im Reichsnährstand Beförderungen nicht vor- 
o-enommen wurden. Denn wenn das nicht geschehen ist, 
so beruhte das nicht auf allgemein gültigen gesetzlichen 
Bestimmungen, sondern auf Anordnungen für den inne­
ren Dienstbetrieb des Reichsnährstandes, die auf eine im 
übrigen ordnungsmäßig ausgesprochene Beförderung kei­
nen Einfluß haben konnten.

Wesentlich ist aber für die Wirksamkeit der vom Lan­
desbauernführer ausgesprochenen Beförderung, ob sie 
von der dafür zuständigen Stelle ausgegangen ist. Nach 
den gesetzlichen Bestimmungen stand die Ernennung und 
Beförderung der Beamten des Reichsnährstandes dem 
Reichsbauernführer zu. Er ist nach § 10 der 1. VO. über 
den vorläufigen Aufbau des Reichsnährstandes v. 8. Dez.
1933 der Führer und gesetzliche Vertreter des Reichs­
nährstandes und kann deswegen auch allein durch seine 
Erklärungen den Reichsnährstand verpflichten. Auch in 
der vorläufigen Dienstanweisung für den Reichsnährstand 
v. 4. Mai 1934 ist angeordnet, daß die Ernennung und 
Abberufung — und damit sinngemäß auch die Beförde­
rung — der Beamten des Reichsnährstandes durch den 
Reichsbauernführer erfolgt. Sowohl nach § 10 der VO. 
v. 8. Dez. 1933 als auch nach §2  der Dienstanweisung 
kann aber der Reichsbauernführer seine Befugnisse auf 
nachgeordnete Dienststellen übertragen, und das hat er 
auclCwie sich aus den überreichten Vollmachten für den 
Landesbauernführer und für den Landesobmann und aus 
den Begleitschreiben zu diesen Vollmachten v. 15. Febr.
1934 ergibt, in weitem Umfange getan. Auch bei der 
Erteilung dieser Vollmachten hat sich der Reichsbauern­
führer aber die Ernennung der Beamten Vorbehalten, 
und unter diesen Vorbehalt wird außer der Ernennung 
auch die Beförderung zu rechnen sein. Hat danach eine 
allgemeine Übertragung der Befugnis zur Beförderung 
von Beamten nicht stattgefunden, so ist doch nach den 
angeführten Bestimmungen auch eine Übertragung von 
Befugnissen im Einzelfalle möglich, und eine solche Über­
tragung liegt hier vor.

Das Schreiben des Verwaltungsamtes des Reichsbauern­
führers das den Anlaß zu der vom Landesbauernführer 
am 25’jun i ausgesprochenen Beförderung gegeben hat, 
ist im Zusammenhang mit dem vorangegangenen An­
träge des Landesbauernführers v. 12. Juni 1934 nur so 
zu verstehen daß vom Reichsbauernführer gegen die 
Beförderung ’des KI. keine Bedenken erhoben wurden, 
daß aber die letzte Entscheidung über die Beförderung 
in diesem Falle dem Landesbauernführer überlassen 
wurde weil er noch zu prüfen hatte, ob die Beförderung 
mit seinem Haushaltsplan in Einklang zu bringen war. 
Hätten der Reichsbauernführer oder sein Verwaltungsamt 
im Anschluß an diesen Schriftwechsel v. 12 und 14 Juni 
1934 noch einen weiteren besonderen Antrag auf Be­
förderung des Kl erwartet, und hätten sie die Entschei­
dung nicht unmittelbar dem Landesbauernführer über­
lassen wollen, dann würde das damals in anderer Weise 
zum Ausdruck gebracht worden sein. Es hatte ]lalle Se" 
legen, dann mit der Wendung »Dm  Stellung eines An­
trages wird entgegengesehen“ oder in ähnlicher Weise 
auf die für erforderlich gehaltenen weiteren Schritte hin­

zuweisen und dadurch zum Ausdruck zu bringen, daß 
die Sache nicht, wie es nach der Fassung des Schreibens 
v. 14. Juni 1934 den Anschein hatte, als für den Reichs­
bauernführer erledigt angesehen wurde. Zu einem sol­
chen Hinweis hätte datnais, wenn man die weitere Er­
ledigung nicht dem Landesbauernführer überlassen wollte, 
um so mehr Anlaß bestanden, als seit dem Erlaß der 
VO. über den vorläufigen Aufbau des Reichsnährstandes 
erst etwa ein halbes Jahr vergangen war, die Regelung 
der Zuständigkeiten zwischen dem Reichsbauernführer 
und den Landesbauernführern als Nachfolgern der bis 
dahin selbständig gewesenen Landwirtschaftskammern 
sich also kaum richtig eingespielt haben konnte, und als 
vor allen Dingen sicher noch nicht davon gesprochen 
werden konnte, daß damals schon in der Bearbeitung der 
Beförderungsangelegenheiten eine allgemein bekannte 
Übung bestanden hätte. Es mag sein, daß es gleichwohl 
ungewöhnlich war, wenn auf diese Weise dem Landes­
bauernführer selbst die Entscheidung über die Beförde­
rung des KI. in eigener Zuständigkeit überlassen wurde. 
Das ändert aber nichts daran, daß der _ Landesbauern­
führer dieses Schreiben v. 14. Juni 1934 im Zusammen­
hang mit seinfer vorangegangenen Anfrage dahin ver­
stehen konnte und mußte, daß er selbst nunmehr über 
die Beförderung des KI. entscheiden sollte. Zu einer so 
außergewöhnlichen Behandlung dieser Be'fördenjngs- 
angelegenheit konnte damals auch sehr wohl ein be­
sonderer Grund vorliegen. Denn veranlaßt war ja der 
Antrag auf Beförderung des KI. durch die Verfügung 
über die bevorzugte Beförderung der Beamten, die sich 
im Kampf um die nationale Erhebung verdient gemacht 
hatten, und durch den daraufhin vorn Amt für Beamte 
gemachten Beförderungsvorschlag. Bei der großen Be­
deutung, die damals mit Recht diesen Maßnahmen zu­
gunsten der bewährten Kämpfer der nationalsozia­
listischen Bewegung bei allen Behörden beigemessen 
wurde, war es auch sowohl vom Standpunkt des Ver­
waltungsamtes des Reichsbauernführers als auch des 
Landesbauernführers und schließlich auch des KI. aus 
durchaus nicht als ganz unsachgemäß anzusehen, daß 
nun in diesem Falle entgegen den im übrigen ergange­
nen Anordnungen und vielleicht auch entgegen der Be­
handlung der Beförderungsangelegenheiten in der da­
maligen Zeit im übrigen diese Beförderung beschleunigt 
und gerade deswegen auch durch den Landesbauern­
führer selbst erledigt werden sollte, um dadurch dem in 
der Verfügung des RMdl. v. 20. März 1934 zum Ausdruck 
gebrachten Willen des Führers nach bevorzugter Be­
förderung der im Kampf um die nationale Erhebung be­
währten Beamten möglichst schnell zu entsprechen. 
Gerade wenn damals die Beförderungsangelegenhelten 
beim Reichsnährstand grundsätzlich zurückgestellt wur­
den, war es verständlich und auch _ erforderlich, daß in 
einer so bedeutsamen Angelegenheit ein von der Be­
handlung derartiger Sachen im übrigen abweichendes 
Verfahren eingeschlagen wurde.

Bei dieser Sachlage kann es auch nicht wesentlich dar­
auf ankommen, ob der Reichsbauernführer bzw. sein 
Verwaltungsamt mit dem Schreiben v. 14. Juni 193  ̂ w irk ­
lich die Befugnis zur Beförderung des Kl. aut den Landes­
bauernführer haben übertragen w o l l en .  Denn abge­
sehen davon, daß jetzt kaum noch festzustellen sein wird, 
ob der Sach’bearbeiter des Verwaltungsamtes damals et­
was anderes gewollt hat, konnte der Landesbauernführer 
als Empfänger dieses Schreibens es, wie ausgeführt ist, 
nur dahin verstehen, daß ihm die endgültige Entschei­
dung über die Beförderung des KI. damit übertragen 
werden sollte, und in diesem Sinne muß deswegen auch 
der Absender des Schreibens es gegen sich gelten lassen. 
Das RG. hat wiederholt ausgesprochen, daß für die Er­
klärungen der Behörden in Beamtenangelegenheiten in 
besonderem Maße das Erfordernis der Klarheit bestehe, 
und daß derartige Erklärungen deswegen so ausgelegt 
werden müssen, wie sie nach außen zu verstehen sind 
(RGZ. 95, 297).

Auch daraus, daß dieses Schreiben, durch das die Be­
fugnis zur Beförderung des KI. auf den Landesbauern­
führer übertragen wurde, nicht von dem Reichsbauern­
führer persönlich unterzeichnet ist, können begründete 
Bedenken gegen die Wirksamkeit dieser Übertragung
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nicht hergeieitet werden. Nach dem eigenen Vorbringen 
des Bekl. ergehen die Schreiben seines Verwaltungs­
amtes namens und im Aufträge des Reichsbauernführers 
und g ilt das insbesondere auch von diesem Schreiben 
v. 14. Juni 1934. Wenn auch im allgemeinen die Er­
nennungen und Beförderungen der Beamten vom Reichs- 
bauernführer persönlich vollzogen werden, so kann es 
doch keinem Bedenken unterliegen, daß die Übertragung 
der Befugnis zur Beförderung eines Beamten von den in 
seinem Namen handelnden Beamten des Verwaltungs- 
amtes unterschrieben wird. Es ist dabei zu beachten, daß 
es bei der persönlichen Unterschrift der Ernennungs- und 
Beförderungsurkunden auch wesentlich ist, daß solche 
Urkunden nach außen in die Erscheinung treten und 
daß ihnen von den beteiligten Beamtenkreisen mit Rechi 
eine besondere Bedeutung beigemessen wird, so daß es 
schon deswegen angebracht erscheint, daß sie von dem 
für die Ernennung zuständigen Beamten persönlich un­
terzeichnet werden. Solche Gründe für die persönliche 
Unterschrift durch den Reichsbauernführer liegen aber 
hier bei dem im inneren Dienstbetriebe bleibenden 
Schreiben, durch das die Befugnis, die Beförderung des 
Kl. auszusprechen, auf den Landesbauernführer über­
tragen ist, nicht vor.

Aber selbst dann, wenn man eine wirksame Ober- 
tragung dieser Befugnis auf den Landesbauernführer 
nicht annehmen wollte, müßte der Bekl. die vom Landes­
bauernführer einmal ausgesprochene Beförderung jetzt 
als wirksam gegen sich gelten lassen, wobei auch davon 
auszugehen ist, daß in dem Schreiben des Landesbauern­
führers v. 25. Juni 1934 wirklich die Beförderung zum 
Inspektor ausgesprochen ist.

Es würde dann, wenn der zur Beförderung zuständige 
Reichsbauernführer seine Befugnis zur Beförderung, des 
Kl nicht auf den Landesbauernführer übertragen hatte, 
in der gleichwohl von dem Landesbauernführer ausge­
sprochenen Beförderung ein unzulässiger Verwaltungsakt, 
nämlich ein von einer sachlich nicht zuständigen Stelle 
ausgegangener staatlicher Höheitsakt, zu sehen sein. Die 
rechtliche Behandlung solcher „fehlerhafter Staatsakte 
ist im Schrifttum und in der Rechtsprechung umstritten 
Das DBG. v. 26. Jan. 1937 schafft in den §§ 32 bis 34 
für Fälle dieser Art eine neue Regelung, nach der die 
von einer sachlich unzuständigen Behörde ausgespro­
chene Ernennung für nichtig erklärt werden kann und 
die entsprechende Erklärung dem betroffenen Beamten 
innerhalb einer bestimmten Frist zuzustellen ist. Diese 
Bestimmungen des DBG. können aber auf den vorliegen- 
den Fall schon deswegen nicht unmittelbar angewandt 
werden, weil das Gesetz erst am 1. Juli 1937 in Kraft 
getreten ist. Allerdings richten sich die Rechtsverhält­
nisse der nach dem 30. Juni 1937 im Dienst befindlichen 
Beamten gern. Ziff. 6 der DurchfVO. zu § 184 DBG. 
nach diesem Gesetz. Voraussetzung der Anwendbarkeit 
der Vorschriften dieses Gesetzes wird aber sein müssen, 
daß der Beamte die Stellung, in der er sich am 30 Juni 
1937 befunden hat, vorher nach dem früheren Recht 
wirksam erlangt hat.

Nach früherem Recht war, wie gesagt, die Behand­
lung der fehlerhaften Staatsakte umstritten. Der Senat 
trägt indes keine Bedenken, insoweit der von Schack  
in seiner Abhandlung „Das Problem des Verwaltungs­
aktes“  (in F r a n k ,  „Deutsches Verwaltungsrecht“ , 1937,
S. 317 ff., insbesondere S. 331-337 „Fehlerhafte Verwal­
tungsakte“ ) vertretenen Auffassung zu folgen. S c h a c k 
kommt in seinen Ausführungen zu dem Ergebnis, daß bei 
der Beurteilung der Frage, ob ein fehlerhafter Verwal­
tungsakt nichtig oder anfechtbar sei, und unter welchen 
Voraussetzungen unter Umständen die Anfechtung zu­
zulassen sei, davon ausgegangen werden müsse, daß die 
Belange des einzelnen in Einklang zu bringen seien mit 
seiner Stellung in der Volksgemeinschaft, und daß mit 
Rücksicht darauf, daß der einzelne Volksgenosse in sei­
nem Vertrauen zur Staatsführung _ geschützt werden 
müsse, grundsätzlich keine Nichtigkeit, sondern nur eine 
Anfechtbarkeit (Rücknehmbarkeit) fehlerhafter Verwa - 
tungsskte Platz greifen dürfe. Im Ergebnis wi l l -Schack 
dann weiter jeden fehlerhaften Akt aufrechterhalten 
sehen, wenn die Aufhebung der Volksgemeinschaft Scha­
den bringen würde, ihn aber aufhebbar sein lassen, wenn

die Belange der Volksgemeinschaft dies erfordern. Von 
diesen Grundgedanken kann hier rechtsgrundsätzlich um 
so mehr ausgegangen werden, als es im früheren Recht 
an einer einheitlichen Regelung fehlt, und als sie auch 
in den oben genannten Bestimmungen des DBG. einen 
Niederschlag gefunden haben, wo auch, von einigen be­
sonderen Fällen der Nichtigkeit abgesehen, die nachträg­
liche Nichtigkeitserklärung für die Fälle, in denen die 
Belange der Volksgemeinschaft es erfordern, zwingend 
vorgeschrieben und für andere Fälle als Ermessensent­
scheidung zugelassen ist.

Kommt man demgemäß mit Schack  zu dem Ergebnis, 
daß in diesem Falle die vom Landesbauernführer aus­
gesprochene Beförderung des KI. dann zurückgenommen 
(angefochten) werden könne, wenn die Belange der 
Volksgemeinschaft es erfordern, daß sie aber autrecht- 
zuerhalten sei, wenn die Zurücknahme der Volksgemein­
schaft Schaden bringen würde, dann muß hier die Ent­
scheidung für die Aufrechterhaltung der Beförderung des 
KI. fallen. Denn es ist nicht ersichtlich, inwiefern die 
Volksgemeinschaft durch die Aufrechterhaltung der Be­
förderung Schaden erleiden könnte. Der Mehraufwand an 
Gehalt ist im Gesamthaushalt des Reichsnährstandes so 
geringfügig, daß das praktisch nicht von Bedeutung sein 
kann. Dagegen müßte das Vertrauen der Beamtenschaft 
zu den Maßnahmen des Reichsnährstandes und auch zu 
den Maßnahmen der Partei erheblich erschüttert werden, 
wenn gerade in diesem Falle die einmal ausgesprochene 
Beförderung zurückgenommen werden sollte, wenn ein 
Beamter, der sich anerkanntermaßen im Kampf um die 
nationale Erhebung besondere Verdienste erworben hat, 
unter Bezugnahme auf eine Verfügung des RMdl. von der 
für die Bearbeitung derartiger Angelegenheiten zustän­
digen Parteistelle, nämlich dem Amt für Beamte der 
NSDAP., zur Beförderung vorgeschlagen wird, wenn 
dann daraufhin die Beförderung ausgesprochen wird, und 
wenn der Beamte dann auch drei Jahre lang unangefoch­
ten die der Beförderung entsprechende Amtsbezeichnung 
führt und das entsprechende Gehalt bezieht, dann muß 
in der Tat das Vertrauen zu den Parteistellen, die die 
Beförderung angeregt haben, und zu den Behörden, die 
sie ausgesprochen haben, schwer erschüttert werden, 
wenn die Beförderung später aus Gründen zurückgenom­
men wird, die nicht in der Person des betreffenden 
Beamten liegen, aber auch nach außen nicht erkennbar 
in Erscheinung treten. Für unbeteiligte Kreise kann eine 
solche Zurücknahme der Beförderung nur als eine Maß­
regelung des Beamten erscheinen, der aber tatsächlich 
keine Maßregelung, sondern eine besondere Anerkennung 
seiner Verdienste erfahren sollte. In solcher weise darf 
sich ein Versehen, wenn es wirklich dadurch vorgekom­
men sein sollte, daß der Landesbauernführer in unzu­
lässiger Weise die Beförderung des KI. ausgesprochen 
hätte, nicht auswirken. Das muß um so mehr gelten, als 
von der Beförderung des KI. bis zur ersten offenen Er­
wähnung der Möglichkeit ihrer Rückgängigmachung drei 
Jahre verstrichen sind, wodurch der ungünstige Eindruck 
einer solchen Maßnahme nach außen erhöht und die 
Wirkungen für den Kl. noch erschwert werden müssen.

Selbst wenn man unter diesen Umständen nicht, wie 
der Senat es tut, die Möglichkeit einer Rückgängig­
machung der Beförderung ganz allgemein verneinen 
wollte, so könnte sie doch nur dann zugelassen werden, 
wenn der tatsächlich für die Beförderung zuständige 
Beamte sie alsbald, nachdem er von der unzulässigen 
Maßnahme erfahren hatte, ausgesprochen hatte. Auch 
das ist aber nicht geschehen. Der Reichsbauernführer 
hatte zuerst mit der Übersendung der Aufstellung der 
Beamten der Landesbauernschaft Kenntnis davon erlangt, 
daß der KI. ein höheres Gehalt erhielt, als er es am 
15 Dez. 1933 bezogen hatte, und mit der Übersendung 
des Stellenplanes v. 8. Febr. 1937 mit dem beigefügten 
Bericht über den KI. hatte er im einzelnen von der Be­
förderung des KI. und von den bei dem Landesbauern­
führer selbst dagegen bestehenden Bedenken erfahren. 
Gleichwohl hat sich der Reichsbauernführer aber erst 
unter dem 5. Okt. 1937 dahin ausgesprochen, daß er die 
Beförderung nicht gelten lassen wolle. Wenn wirklich 
der Reichsbauernführer die Beförderung des KI. hätte 
rückgängig machen wollen, dann hätte er das auch un-
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verzüglich tun müssen, nachdem er von der Beförderung 
Kenntnis erlangt hatte. Da er das nicht getan hat, hat 
er auch das Recht, die Beförderung rückgängig zu ma­
chen, verloren. Eine solche verspätete Rückgängig­
machung der Beförderung würde vor allen Dingen mit 
Rücksicht auf die schweren Schäden, die sie dem Beam­
ten in seinem Ansehen und in seiner Vermögenslage 
bringen müßte, im Widerspruch stehen zu dem im § 36 
DBG. ausgesprochenen Grundsatz, daß der Staat — und 
entsprechend ohne weiteres auch der Reichsnährstand — 
als Dienstherr dem Beamten Fürsorge und Schutz in 
seiner Stellung als Beamter zu gewähren hat. Dieser 
Grundsatz war in der Rechtsprechung des RG. auch nach 
früherem Recht vor dem Inkrafttreten des DBG. an­
erkannt, und ist deswegen unbedenklich auch auf die 
Beziehungen der Parteien anzuwenden.

Der Kl. beansprucht daher mit Recht, daß das ihm zu 
zahlende Gehalt nach der Besoldungsgruppe A4c der 
Besoldungsordnung des Reichsnährstandes berechnet wird. 

(OLG. Oldenburg, 2. Ziv&en., U. v. 8. Jan. 1941, U 119/40.)
Anmerkung: Das Urteil bietet in mehrfacher Hinsicht 

zu kritischen Betrachtungen Anlaß.
Der Reichsnährstand ist nach §1 Abs. 2 der l.V O . 

über den vorläufigen Aufbau des RNSt. v. 8. Dez. 1933 
(RGBl. I, 1066) — geändert durch VO. v. 26. April 1935 
(RGBl. I, 582) — eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, und zwar eine Selbstverwaltungskörperschaft 
(vgl. E m i g ,  „Grundfragen des Reichsnährstandsrechts“ : 
JW. 1939, 196 ff.). Wie allgemein anerkannt ist, gehört 
der RNSt. zu denjenigen Körperschaften, die sog. „Dienst­
herrnfähigkeit“ , d. h. die Fähigkeit haben, Beamte anzu­
stellen und in ihren Dienst zu nehmen ( Emi g  a. a.O., 
201 linke Spalte und Fußnote 49; derselbe: RdRN. 1937, 
34l'ff. bes. 347/48). Auf diesen Grunderkenntnissen baut 
auch das vorstehende Urteil zutreffend auf. Mit Recht 
wird in ihm weiter davon ausgegangen, daß die Er­
nennung, Abberufung und Beförderung der Beamten des 
RNSt. dem Reichsbauernführer obliegt. Eine allgemeine 
Übertragung dieser Zuständigkeit, insbesondere der vor­
liegend bedeutsamen Zuständigkeit zur B e f ö r d e r u n g  
von RNSt.-Beamten, auf nachgeordnete Dienststellen des 
RNSt. ist nicht erfolgt. Auch das wird in dem Urteil zu­
treffend festgestellt. Das Urteil ist jedoch der Ansicht, 
daß hier ausnahmsweise eine Übertragung der Beförde­
rungszuständigkeit „im Einzelfalle“  erfolgt sei, und er­
blickt diese Übertragung in dem vom Verwaltungsamt 
des Reichsbauernführers an den Landesbauernführer ge­
richteten Schreiben v. 14. Juni 1934, das mit seinen ein- 
schlägi<ren Ausführungen in den Urteilsgründen wieder- 
o-egeben ist. Dieses Schreiben sei, so heißt es in dem 
Urteil ,nur so zu verstehen, daß die letzte Entscheidung 
über die Beförderung in diesem Falle dem Landesbauern­
führer überlassen wurde, weil er noch zu prüfen hatte, 
ob die Beförderung mit seinem Haushaltsplan in Ein­
klang zu bringen war“ . An einer anderen Stelle der Ur­
teilsgründe wird bemerkt, der Landesbauernführer habe 
das Schreiben „nur dahin“  verstehen können, „daß ihm 
damit die endgültige Entscheidung über die Beförderung 
des KI. übertragen werden sollte“ . Diese Feststellungen 
finden in dem Wortlaut des Schreibens keine Stütze. Aus 
ihm ergibt sich nur, daß der Landesbauernführer über 
die Vereinbarkeit der Beförderungsabsicht „m it dem fest­
gelegten Etat der Landesbauernschaft“  zu entscheiden 
habe- von einer Zuweisung der Entscheidung über die 
Beförderung selbst ist in dem Schreiben keine Rede! Als 
der eigenen Entscheidung des Landesbauernführers unter­
liegend wird also lediglich die h a u s h a l t s r e c h t l i c h e  
V o r f r a g e  des B e f ö r d e r u n g s p r o j e k t e s ,  namhch 
die Frage der Verfügbarkeit einer mit den entsprechen­
den Mitteln ausgestatteten Beförderungsstelle, bezeichnet. 
Die Beförderung ist ja bekanntlich die Ernennung des 
Beamten zum Inhaber einer neuen Planstelle mit höherem 
Endgrundgehalt (vgl. H e y I a nd Deutsches Beam en- 
recht“  8 14 S 78). Daraus folgt, daß die Verfugbai keit
einer solchen ‘ Planstelle d. h. einer Beförderungsstelle,
die Voraussetzung der Beförderung ist, und nur die Ent­
scheidung darüber, ob im vorliegenden Fall diese Voraus­
setzung erfüllt sei, ob also -  wie es in dem Schreiben 
des Verwaltungsamtes des Reichsoauernfuhrers heißt 
„die Beförderung mit dem festgelegten Etat der Landes­

bauernschaft in Einklang zu bringen sei“ , wird als eigene 
Sache des Landesbauernführers bezeichnet. Das ergibt 
nicht nur der Wortlaut des streitigen Schreibens, sondern 
so mußte der Landesbauernführer das Schreiben ver­
ständigerweise auch inhaltlich auffassen, wenn natürlich 
auch das Verwaltungsamt des Reichsbauernführers besser 
daran getan hätte, in das Schreiben einen ausdrücklichen 
Hinweis aufzunehmen, daß der Beförderungsvorschlag 
nach Klarstellung der haushaltsrechtlichen Seite wieder 
dem Reichsbauernführer zur endgültigen Entscheidung 
vorzulegen sei. Statt dessen hat der Landesbauernführer, 
wie das Urteil ergibt, die Beförderung Selbst ausge­
sprochen, und es fragt sich daher, welche Rechtswirkung 
die von ihm unzuständigerweise ausgesprochene Beförde­
rung gehabt hat. Diese Frage gehört zu dem bekannten 
Problemkreis des „fehlerhaften Staats- (oder Verwaltungs-) 
Aktes“ . Das Urteil hat hierzu im wesentlichen die Aus­
führungen von Schack  (bei RMin. Dr. F r a n k ,  „Deut­
sches Verwaltungsrecht“  S. 317 ff., bes. S. 331—337) über­
nommen, wobei es aber diese vorwiegend rechtsgrund­
sätzlich gemeinten Ausführungen entgegen ihrem Sinn 
nach der Art einer unmittelbar anwendbaren „Rezeptur“  
gehandhabt hat. Im E r g e b n i s  ist jedoch das Urteil 
zutreffend: ein sog. „nichtiger Verwaltungsakt“  (Beförde­
rungsakt) liegt n i c h t  vor! Insoweit kann man zur Be­
gründung ruhig an die erst später ergangene Regelung 
des § 32 Abs. 3 Ziff. 1 DBG. anknüpfen, nach der die 
„Ernennung“  eines Beamten „fü r nichtig e r k l ä r t  (!) 
werden kann — also nicht ipso iure nichtig is t  —, wenn 
sie von einer sachlich unzuständigen Behörde ausge­
sprochen wurde“ . Diese Regelung ist nur der Nieder­
schlag eines a l l g e m e i n e n  für j ed en  öffentlich-recht­
lichen Sonderstatus geltenden Rechtsgedankens, nach dem 
man diesen Sonderstatus (sei es überhaupt oder sei es 
auch in seinen verschiedenen rang- oder gradmäßigen 
Abstufungen) auch durch den hierauf gerichteten Akt 
einer instanziell unzuständigen Behörde erwerben und 
ihn nur durch entsprechenden, nicht ungebührlich hinaus­
zuzögernden Widerruf der zuständigen Behörde wieder 
verlieren kann. Es mag hierzu z. B. auch auf folgende im 
„Heeres-Verordnungs-Blatt“  1941 Teil B Nr. 848 ver­
öffentlichte wehrrechtliche Parallelregelung verwiesen 
werden: „Einmal ausgesprochene Beförderungen kön­
nen . . .  aufgehoben werden, wenn sie von einem für die 
Beförderung nicht zuständigen Vorgesetzten ausgespro­
chen wurden. — Durch nicht zuständige Vorgesetzte aus­
gesprochene Beförderungen sind von dem für die Be­
förderung zuständigen Vorgesetzten durch besonderen 
Befehl aufzuheben.“  Auch diese wehrrechtliche Regelung 
ist nur ein Ausdruck des vorstehend formulierten allge- 
meinen Rechtsgedankens, der als solcher auch die Rechts­
gebiete beherrscht, für die er nicht ausdrücklich positi-
viert ist. _ „  „

RA. H e r ma n n  Reuß,  Berlin.

Reichsarbeitsgericht

** 5. RArbG. — §§ 1, 2 ArbRÄndVO. v. 1. Sept. 1939; 
§§ 134, 138 BGB. , . , , ,

1. Die Kündigung eines Arbeitsverhaltnisses durch den 
Unternehmer ist nur dann sittenwidrig, wenn ihre Aufrecht­
erhaltung den Umständen nach mit dem Billigkeits- und 
Anstandsgefühl rechtlich denkender VoLiskreise schlechter­
dings nicht mehr vereinbar ist.

2. Die ArbRÄndVO. bezweckt keine arbeitsrechthcke 
Besserstellung des Einberufenen in bezug auf eine Kun- 
digungsmöglichkeit nach der Entlassung aus dem Wehr­
dienst Sie verbietet dem Unternehmer eine Kündigung an 
sich nur während der Einberufung eines Gefolgsmanns zum
Wehrdienst. . , ,

3. Eine sofort bei oder alsbald nach der Rückkehr aus 
dem Wehrdienst ausgesprochene Kündigung würde aber in 
der Regel ohne weiteres als sittenwidrig angesehen werden 
müssen weil in ihr, wenn nicht ausnahmsweise besondere 
Umstände eine andere Beurteilung rechtfertigen, ein schwe­
rer Verstoß des Unternehmers gegen die Fürsorgepüicht, 
gegen den betrieblichen Gemeinschaftsgedanken und gegen 
das nationale Pflichtbewußtsein zu erblicken sein würde, f )
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Der Kl. wurde von der Bekl. durch Vertrag v. 7. Mai 
1938 als Einkäufer für ihren Danziger Warenhausbetrieb 
eingestellt. Vom 5. April 1940 bis zum 30. Juni 1940 war 
er zur Wehrmacht einberufen. In dieser Zeit hat die Bekl. 
ein Fräulein L. als Einkäuferin eingestellt und dieser 
die bisher vom Kl. ausgeübte Tätigkeit übertragen. Nach 
seiner Rückkehr von der Wehrmacht hat der Kl. seinen 
früheren Arbeitsplatz wiederhaben wollen, hat sich dann 
aber bereit erklärt, den Posten eines Mitgeschäftsführers 
in einem Zweiggeschäft der Bekl. in L. zu übernehmen. 
Nach seiner Behauptung hat er sich dabei seine Rechte 
auf den früheren Arbeitsplatz ausdrücklich Vorbehalten. 
Am 9. Sept. 1940 wurde er unter vorläufiger Weiter­
zahlung seines Gehalts von jeder Tätigkeit freigestellt. 
Die Bekl. erlangte am 10. Okt. 1940 die Zustimmung 
des Arbeitsamtes zur Kündigung und kündigte dem Kl. 
daraufhin am 13. Okt. 1940 fristgemäß zum Jahresschluß 
1940.

Der KI. w ill die Kündigung nicht gelten lassen. Er be­
ruft sich auf die VO. zur Abänderung und Ergänzung 
von Vorschriften auf dem Gebiete des Arbeitsrechts vom 
1. Sept. 1939 (RGBl. 1,1683). Er hält die Kündigung auch 
für sittenwidrig und deshalb gern. § 138 BGB. für nich­
tig. Jedenfalls erblickt er in ihr eine unbillige Härte i. S. 
des § 56 Abs. 1 ArbOG. Im ersten Rechtszuge hat er in 
erster Linie die Kündigungswiderrufsklage erhoben und 
dazu „hilfsweise“  die Feststellung begehrt, daß die Kün­
digung unwirksam sei. Zugleich hat er ferner geklagt 
auf Weiterbeschäftigung als Einkäufer gemäß seinem 
Anstellungsvertrage, gegebenenfalls auf Zahlung einer 
nach § 61 Abs. 4 ArbGG. gerichtlich festzusetzenden Ent­
schädigung.

Die Bekl. ist alle dem entgegengetreten. Nach ihrer Be­
hauptung ist die Ablösung des Kl. von dem Posten als 
Einkäufer wegen mangelhafter Leistungen schon vor sei­
ner Einberufung zur Wehrmacht in die Wege geleitet 
worden. Im übrigen hat sich die Bekl. dazu auf §1 Satz 4 
ihrer Betriebsordnung berufen, wonach sie berechtigt ist, 
jeden Angestellten, der sich für den ihm übertragenen 
Posten als ungeeignet erweist, auch auf einem anderen 
Posten zu beschäftigen. Die Kündigung sei erfolgt, weil 
sie zu dem KI. infolge seines Verhaltens in L. jedes Ver­
trauen verloren habe.

Das ArbG. hat der Widerrufsklage stattgegeben und 
die gern. §§57,58 ArbOG. zu zahlende Entschädigung 
aut 21/2 Monatsgehälter festgesetzt. Die weitergehenden 
Ansprüche des Kl. hat es abgewiesen.

Im zweiten Rechtszuge hat der Kl. sein Klagebegehren 
dahin gefaßt, daß er in erster Linie eine Feststellung des 
Inhalts begehrte, die Kündigung sei nichtig und die Bekl. 
verpflichtet, ihn als Einkäufer weiterzubeschäftigen und 
für den Fall, daß sie diesem „Gebot“  nicht nachkomme, 
ihm eine gern. § 61 Abs. 4 ArbGG. gerichtlich festzuset­
zende Entschädigung zu zahlen, daß er dann erst in 
zweiter Linie den Widerruf der Kündigung, gegebenen­
falls ein erhöhtes Abkehrgeld, und für den Fall des 
Widerrufs die Weiterbeschäftigung als Einkäufer oder 
eine gern. § 61 Abs. 4 ArbGG. gerichtlich festzusetzende 
Entschädigung forderte.

Das LArbG. hat durch Teiiurteil die Zurückweisung 
der Berufung des Kl. insoweit ausgesprochen, .als er Ver­
urteilung der Bekl. gemäß dem in erster Linie gestellten 
Feststeilungsantrage verlangt hat.

Die Rev. gegen dieses Teilurteil war erfolglos.
In dem bezeichneten Anträge w ird zunächst eine zwei­

fache Feststellung begehrt: erstens soll die Nichtigkeit 
der Kündigung v. 13. Okt. 1940, zweitens die Verpflich­
tung der Bekl. zur Beschäftigung des Kl. als Einkäufer 
festgestellt werden. Letzteres Begehren ist in Wahrheit 
ein Leistungsanspruch, denn zugleich mit ihm begehrt 
der Kl. weiter noch gern. § 61 Abs. 4 ArbGG. eine Ent­
schädigung für den Fall, daß die Bekl. „diesem Gebot“ , 
das kann nur bedeuten: einer Verurteilung der Bekl. zur 
Beschäftigung des KI. als Einkäufer, nicht nachkommen 
sollte. In dem Antrag ist also m it der Feststellungsklage 
eine Leistungsklage verbunden. Die verfahrensrechtlichen 
Voraussetzungen der Feststellungsklage hat das BG. mit 
Recht als vorliegend anerkannt.

Es fragt sich zunächst, ob die von der Bekl. unstreitig 
mit Zustimmung des Arbeitsamts ausgesprochene Kündi­
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gung v. 13. Okt. 1940 als rechtswirksam anzusehen ist. 
M it Bejahung dieser Frage wird dem weiteren Leistungs­
begehren der Boden entzogen.

Das BG. hat in erster Reihe geprüft, ob die Kündi­
gung gegen ein ausdrückliches Verbot der ArbRÄndVO. 
v. 1. Sept. 1939 verstoßen habe und deshalb nach §134 
BGB. nichtig sei. Das hat es verneint, weil diese VO., 
deren Sinn und Zweck darin liege, dem zu einer Dienst­
leistung im Wehrdienst Einberufenen seinen Arbeitsplatz 
zu erhalten und eine Minderung seiner Einsatzbereit­
schaft durch Sorgen um einen etwaigen Verlust seiner 
Arbeitsstelle zu verhüten, den Einberufenen zwar vor 
Schäden aus einem Verlust der Arbeitsstelle während der 
Einberufung bewahren, ihm aber doch keine arbeitsrecht­
liche Besserstellung in bezug auf eine Kündigungsmög­
lichkeit nach der Entlassung aus dem Wehrdienst ge­
währen wolle. Sodann ist das BG. der Frage der Sitten­
widrigkeit der Kündigung nachgegangen und hat sie ver­
neint. (Wird ausgeführt.)

Die Verneinung einer Sittenwidrigkeit der Kündigung 
wird von der Rev. bekämpft. Sie ist der Ansicht, das BG. 
sei dem in der ArbRÄndVO. v. 1. Sept. 1939 i. Verb. m. 
§ 2 ArbOG. zum Ausdruck gebrachten Willen des Ge­
setzgebers nicht gerecht geworden.

Die genannte VO. v. 1. Sept. 1939 schreibt in ihren §§1 
und 2, soweit sie hier von Bedeutung sind, vor:

§ 1. Durch die Einberufung zu einer Dienstleistung 
im Wehrdienst wird ein bestehendes Beschäftigungs­
verhältnis (Arbeits-, Lehrverhältnis) nicht gelöst. Die 
beiderseitigen Rechte und Pflichten ruhen für die Dauer 
der Einberufung. . .

§ 2. Das Recht des Gefolgschaftsmitgliedes auf Kün­
digung des Beschäftigungsverhältnisses bleibt im Falle 
der Einberufung zu einer Dienstleistung im Wehr­
dienst unberührt. Der Unternehmer kann das Beschäf­
tigungsverhältnis nicht kündigen; der Reichstreuhän­
der der Arbeit kann Ausnahmen zulassen.

Zuzustimmen ist dem BG. zunächst insofern, als es hier­
nach in der erst geraume Zeit, nämlich über drei Monate, 
nach der Rückkehr des Kl. aus dem Wehrdienst aus­
gesprochenen Kündigung keinen Verstoß gegen ein ge­
setzliches Verbot i. S. des § 134 BGB. erblickt hat. In­
soweit hat auch die Rev. keine Einwendungen erhoben. 
Die entscheidende Frage ist also nur, ob die Kündigung 
als sittenwidrig i.S. des §138 Abs. 1 BGB. anzusehen ist. 
Die Anwendbarkeit dieser Gesetzesbestimmung im Ar­
beitsrecht auch nach der Einführung der Kündigungs- 
widerrufsklage nach §§56 ff. ArbOG., und zwar auch 
nach der Erweiterung dieses Kündigungsschutzes durch 
das Ges. v. 30. Nov. 1934 (RGBl. 1,1193), hat das RArbG. 
in ständiger Rspr. angenommen. Davon geht auch das 
BG. aus, und es ist ihm weiter darin zuzustimmen, wenn 
es annimmt, daß nicht schon jeder in einer Kündigung 
liegende Verstoß gegen die sich aus der Betriebsgemein­
schaft ergebende Treupflicht des Dienstherrn die Kündi­
gung als sittenwidrig rechtsunwirksam mache (vgl. RAG 
273/39 v. 31. Aug. 1940: ArbRSamml. 40, 78 =  DR. 1940, 
2271 u ). Zu verlangen ist ein so schwerwiegender Ver­
stoß, daß eine Aufrechterhaltung der Kündigung den Um­
ständen nach mit dem Billigkeits- und Anstandsgefühl 
rechtlich denkender Volkskreise schlechterdings nicht 
mehr vereinbar ist. Es fragt sich, ob das hier der Fall ist.

Daß ein Betriebsführer mit einer gleich am Tage der 
Rückkehr eines Gefolgsmannes aus dem Wehrdienst aus­
gesprochenen Kündigung so sehr gegen Sinn und Zweck 
der VO. v. 1. Sept. 1939 verstoßen würde, daß die Kündi­
gung nicht mehr als gültig anerkannt werden könnte, 
hat das BG. mit Recht angenommen. Zwar verbietet die 
VO. dem Unternehmer eine Kündigung an sich nur wäh­
rend der Einberufung des Gefolgsmannes zum Wehr­
dienst. Eine sofort bei oder alsbald nach der Rückkehr 
aus dem Wehrdienst ausgesprochene Kündigung würde 
aber in der Regel ohne weiteres als sittenwidrig an­
gesehen werden müssen, weil in ihr, wenn nicht aus­
nahmsweise besondere Umstände eine andere Beurteilung 
rechtfertigten, ein schwerer Verstoß des Unternehmers 
gegen die Fürsorgepflicht, gegen den betrieblichen Ge­
meinschaftsgedanken und gegen das nationale Pflicht­
bewußtsein zu erblicken wäre. Es ist schon in RArbG.
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24, 267 ff. (270) =  DR. 1941, 17967 betont, daß die ge­
nannten Gesichtspunkte der Fürsorgepflicht usw. einem 
Unternehmer geböten, in der Zeit von der Zustellung 
des Einberufungsbefehls bis zum Tage der Gestellung 
eine nicht notwendige Kündigung des einberufenen Ge­
folgschaftsmitgliedes zu unterlassen, obschon unter Ein­
berufung zum Wehrdienst im Sinne der genannten VO. 
erst die tatsächliche Einstellung in den Wehrdienst zu 
verstehen,' eine Kündigung bis dahin deshalb an sich 
unter den sonst gegebenen gesetzlichen Voraussetzungen 
möglich sei. Dasselbe muß entsprechend für eine gleich 
nach der Rückkehr des Gefolgsmannes vom Wehrdienst 
ausgesprochene Kündigung gelten. Eine alsbaldige Kün­
digung des dem Heimkehrer durch die VO. während des 
Wehrdienstes als fortbestehend gewährleisteten Arbeits­
verhältnisses müßte um so mehr als sittenwidrig an­
gesehen werden, wenn ihm ohne triftige Gründe gar 
nicht erst mehr gestattet würde, seinen früheren Arbeits­
platz wieder einzunehmen, worauf er nach der VO. vom 
l.Sept. 1939 grundsätzlich Anspruch hat (vgl. Erlaß des 
RArbM. v. 13. Dez. 1940 [RArbBi. I, 625]). Wie lange den 
Heimkehrern auf solche Weise im Hinblick auf 'die ge­
nannte VO. ein Kündigungsschutz einzuräumen ist, hängt 
von den Umständen des Eänzelfalls ab.

Im vorl. Fall ist dem KI. zwar nicht alsbald nach sei­
ner Rückkehr aus dem Wehrdienst, sondern erst mehr 
als drei Monate nachher gekündigt worden; andererseits 
ist ihm aber nach der Rückkehr sein früherer Arbeits­
platz gar nicht erst wieder eingeräumt worden. Für die 
Frage der Sittenwidrigkeit dieser Kündigung sind nun 
folgende Tatsachen von wesentlicher Bedeutung: Schon 
vor seiner Einberufung zum Wehrdienst hatte der Kl., 
wie festgestellt, in seinen Leistungen als Einkäufer den 
an ihn gestellten Anforderungen nicht genügt, so daß die 
Bekl. sich genötigt gesehen hat, sich nach einer Ersatz­
kraft umzusehen, die sie dann in der Person des Fräu­
lein L. fand. Die Verhandlungen mit dieser Ersatzkraft 
standen schon vor der Einberufung des KI. vor ihrem 
Abschluß und wurden nur noch durch die Schwierigkeit 
einer persönlichen Vorstellung des Fräulein L. verzögert. 
Der KI. bat nicht bestritten, daß Fräulein L. wesentlich 
bessere Erfolge als er selbst auf dem von ihm früher 
bekleideten Posten erzielt hat. Wäre der KI. nicht zum 
Wehrdienst einberufen worden, so hätte die Bekl. nach 
§ 1 Satz 4 ihrer Betriebsordnung ohne Zweifel das Recht 
gehabt, den ihr auf seinem Posten in seinen Leistungen 
nicht genügenden KI. auf einem anderen Posten weiter­
zubeschäftigen, ohne daß es dazu etwa einer Kündigung 
bedurft hätte. Nur bei W illkür hätte ihr ein solches Recht 
nicht zugestanden. Davon konnte hier aber keine Rede 
sein da eine Firma wie die Bekl. gewiß nicht > ohne 
Grund in der Besetzung der für das Gedeihen des Be­
triebes bedeutsamen Einkäuferposten wechselt. Nun er­
folgte hier die Einberufung des KL, noch bevor die Bekl. 
von dem ihr in der Betriebsordnung gegebenen Recht 
Gebrauch machen konnte. Den betrieblichen Bedürfnissen 
wurde dann durch Einstellung der tüchtigeren Ersatz­
kraft Rechnung getragen. Es fragt sich zunächst, ob 
unter solchen Umständen der vom Wehrdienst heim­
kehrende KI. überhaupt die Wiedereinräumung seines 
Einkäuferpostens verlangen konnte. Das grundsätzlich 
gegebene Recht des Heimkehrers auf den alten Arbeits­
platz darf nicht überspitzt werden. Der vom KI. ver­
tretene Standpunkt, daß die Bekl. ihm nach Rückkehr 
ohne Rücksicht auf § 1 Satz 4 der Betriebsordnung zu­
nächst erst noch eine Frist zur Bewährung auf seinem 
früheren Posten als Einkäufer hätte geben müssen, läuft 
im vorl. Falle auf das Verlangen nach einer von der VO. 
v. 1. Sepi 1939 gewiß nicht beabsichtigten Besserstellung 
Hpc' Heimkehrers gegenüber seiner Stellung und seinen 
Rechten vor der Einberufung hinaus. Ohne diese Ein­
berufung wäre dem Kl. schon viel früher gekündigt Wor­
den Wesentlich in Betracht kommt hier weiter noch, 
daß’ die Bekl. dem KI. nicht etwa angesonnen hat, irgend­
einen untergeordneten anderen Posten zu übernehmen, 
sondern daß sie ihm den leitenden Posten eines M it­
geschäftsführers in einem Zweiggeschäft in L. übertragen 
hat mit dem gleichen Gehalt, wie er es bisher bezogen 
hatte. Die Bekl. konnte diesen neuen Posten danach un­
bedenklich als „gleichwertig“  im Sinne des erwähnten 
Ministerialerlasses v. 13. Dez. 1940 ansehen. Unter diesen

Umständen hätte sich der KI. mit seiner neuen Stellung 
zufrieden geben müssen. Die Bekl. beruft sich m it Recht 
auf § 1 ihrer Betriebsordnung, deren Anwendung auf 
den KI. nach B e e n d i g u n g  seines Wehrdienstes die 
VO. v. 1. Sept. 1939 an sich nicht im  Wege stand. Eine 
unrichtige oder unzulässige Rechtsausübung liegt darin 
unter den gegebenen Umständen nicht.

(RArbG., Urt. v.21,Okt. 1941, RAG 79/41. — Danzig.)

Anmerkung: Die Entsch. verdient Zustimmung. Ihre 
Hauptbedeutung liegt in der Anerkennung einer gewissen 
N a c h w i r k u n g  des W e h r d i e n s t e s  au f  d i e  Z u ­
l ä s s i g k e i t  e i n e r  K ü n d i g u n g  des w i e d e r a u f ­
g e n o m m e n e n  Ä r b e i t s v e r h ä l t n i s s e s .

1. Die Nichtigkeit einer Kündigung wegen Verstoßes 
gegen die guten Sitten (§ 138 BGB.) ist eine vielerörterte 
Frage. Da die §§ 56 und 58 ArbOG. ergeben, daß selbst 
eine „offensichtliche willkürlich oder aus nichtigen Grün­
den unter Mißbrauch der Machtstellung im Betriebe er­
folgte“  Kündigung mit der W i d e r r u f s k l a g e  angreif­
bar ist, also doch jedenfalls wirksam sein muß, bleiben 
für den Tatbestand einer Nichtigkeit nur die ganz kras­
sen Fälle übrig, insbesondere diejenigen, in denen die 
Verurteilung zu Widerruf, die ja immer die Möglichkeit 
gibt, den Weg der Entschädigung zü wählen, eine Ge­
setzesumgehung ermöglichen würde (vgl. S i e b e r t :  
AkadZ. 1937, 143). Das RArbG. umschreibt diese Tat­
bestände jetzt damit, daß „die Aufrechterhaltung der 
Kündigung mit dem Billigkeits- und Anstandsgefühl recht­
lich denkender Volkskreise schlechthin nicht mehr ver­
einbar ist“ . Diese Abgrenzung der sittenwidrigen von 
der nur unbilligen und unsozialen Kündigung entspricht 
der ständigen Rspr., Vgl. H U e c k - N i p p e r d e y  - D f e t z ,  
ArbOG., 3. Aufl., § 28 Anm. 2 e.

2. Die Einberufung zum Wehrdienst führt nach § 1 
ArbRÄndVO. zu einem Ruh en  des Arbeitsverhältnisses 
für die Dauer der Einberufung; während dieser Zeit 
kann der Unternehmer das Beschäftigungsverhältnis nicht 
kündigen. (Einzelheiten dazu bei S i e b e r t ,  A r b e i t s ­
v e r h ä l t n i s  u n d  K r i e g s d i e n s t ,  Wehrdienst [Wehr­
macht und W affen-^], Arbeitsdienst, Notdienst, Dienst­
verpflichtung und Luftschutzdienst in ihren Auswirkun­
gen auf das Arbeitsverhältnis einschließlich der Sozial­
versicherung, Berlin 1940; vgl. auch DR. 1940, 1026).

Die Rspr. hat nun aber schon mehrfach, gerade für 
die Kündigung, eine V o r  W i r k u n g  dieser gesetzlichen 
Regelung angenommen. Hierher gehören einmal diejeni- 

en Fälle, in denen das Arbeitsverhältnis schon v o r  
er E i n b e r u f u n g  g e k ü n d i g t  war und der Ge­

folgsmann v o r A b l a u f  der  K ü n d i g u n g s f r i s t  e i n ­
g e z o g e n  worden ist; nach der Rspr. kann hier der 
Einwand der unrichtigen Rechtsausübung helfen, da es 
regelmäßig gegen Treu und Glauben verstößt, eine solche 
Kündigung aufrechtzuerhalten. (Dazu näher S i e b e r t ,  
„Arbeitsverhältnis und Kriegsdienst“  S. 154 f.)

Eine andere Gruppe bilden diejenigen Fälle, in denen 
eine Kündigung nach K r i e g s b e g i n n  und_ E i n ­
b e r u f u n g ,  aber v o r  I n k r a f t t r e t e n  der  A r b R ­
Än dVO.  ausgesprochen worden ist. (Die VO. ist am 
7. Sept. 1939 in Kraft getreten.) Hier hat das RArbO. 
schlechthin eine Gleichstellung mit der Rechtslage nach 
dem 7. Sept. ausgesprochen, Weil der kfiegsrechtliche Ar­
beitsplatzschutz des Einberufenen vom Beginn der kriegs­
mäßigen Einberufungen an eine sozialpolitische Selbst­
verständlichkeit sei (RAG 143/40 v. l l .  Febr. 1941: ArbR- 
Samml. 41, 330).—

Die vor!. Entsch. behandelt nun gewissermaßen die 
N a c h w i r k u n g  der Einberufung auf das Kündigungs­
verbot. Dem Wortlaut nach gilt dieses Kündigungsverbot 
nur für die Dauer des ruhenden Ärbeitsverhältnisses. Der 
Zweck der gesetzlichen Regelung — Erhaltung des Ar­
beitsplatzes für den Einberufenen — könnte jedoch prak­
tisch allzu leicht umgangen werden, wenn man eine Kün­
digung, die unmi t t e l ba r  bei  oder  nach der  R ü c k ­
kehr  des Gefo lgsmannes ausgesprochen w i r d ,  
nicht auch noch unter den Grundgedanken des Arbeits­
platzschutzes stellen würde.

Je größer der zeitliche Abstand zwischen der Rück­
kehr des Gefolgsmannes und dem Ausspruch der Kün­
digung wird, desto stärker werden dann wieder die a l l -
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g e m e i n e n  Grandsätze des Kündigungsrechtes In den 
Vordergrund treten müssen. Dabei wird es von wesent­
licher Bedeutung sein, daß auch der tatbestandliche An­
laß zur Kündigung in die Zeit nach der Rückkehr des 
Einberufenen fällt. Das war hier der Fall. Ein Rückgriff 
auf Tatbestände aus der Zeit der Einberufung oder gar 
aus der Zeit vor der Einberufung erscheint dagegen 
grundsätzlich unzulässig (vgl. S i e b e r t  a.a.O. S. 156f.).

Der rechtliche Gesichtspunkt, mit dem diese Nach­
wirkung der ArbRÄndVO. zu begründen und zu be­
grenzen ist, muß verschieden beurteilt werden:

a) eine Kündigung unmittelbar bei oder nach Rück­
kehr wäre vor allem unter dem Gesichtspunkt der Ge­
setzesumgehung (§ 134 BGB.) oder auch der Sitten­
widrigkeit (§ 134 BGB.) zu prüfen;

b) eine Kündigung, die später erfolgt, bei der aber 
gleichwohl noch eine dem Zweck der Verordnung wider­
sprechende Benachteiligung möglich ist, kann ausschließ­
lich oder mit aus diesem Grunde in besonderen Fällen 
noch „sittenwidrig“  (§ 138 BGB.) sein, praktisch wird 
aber vor allem der Anspruch auf Widerruf der Kündi­
gung (oder Entschädigung) yvegen „unbilliger Härte“  zu 
prüfen sein. D a n e b e n  ist ein s e l b s t ä n d i g e r  Ein­
wand der unrichtigen Rechtsausübung m. E. nicht mög­
lich und auch nicht erforderlich.

Prof. Dr. W o l f g a n g  S i e b e r t ,  Berlin/

*

** 6. RArbG. — §§ 276, 273 BGB.; § 2 Abs. 2 ArbOG.; § 2 
Abs. 2 Öff ArbOG. Grundsatz des Haftungsausgleichs im 
Innenverhältnis zwischen Unternehmer und Gefolgsmann 
bei leichten Versehen. Die weitere Frage, ob hierbei dem 
Unternehmer ein Zurückbehaltungsrecht wegen noch offener 
Ausgleichsansprüche aus früheren Schadensfällen zusteht, 
oder ob gegebenenfalls „aus dem Schuldverhältnis sich ein 
Anderes ergibt“ (§ 273 Abs. 1), muß nach arbeitsrechtlichen 
Gesichtspunkten unter Rücksichtnahme auf die personen­
rechtliche Seite des Arbeitsverhältnisses beurteilt werden, f )

Der Sach- und Streitstand ergibt sich aus dem früheren 
Revisionsurteil v. 18. Dez. 1940 (RArbG. 24, 199 =  DR. 
1941, 137214 m. Anm. He r s c he l ) .  Hierdurch war das 
damalige Urteil des BG., welches dem Schuldbefreiungs- 
anspruche des Kl. — Schadensersatzforderung des B. 
(104,70 M l) ,  Kosten des von B. durchgeführten Vorprozes­
ses (82,81 M l)  und der anschließenden Vollstreckung 
(24,67 M l)  — zu einem Teilbeträge von 95o/o =  201,57 M l  
unter Abweisung des Restbetrags von 5o/0 =  10,61 MC  
stattgegeben hatte, aufgehoben und die Sache an die 
Vorinstanz zurückverwiesen worden. Nach Vervollstän­
digung der Beweisaufnahme ist das BG. wiederum dazu 
gelangt, dem bekl. Deutschen Reich einen Anteil von 
95<>/o und dem Kl. einen solchen von, 5o/o aufzubürden.

Die Rev. beanstandet, daß das BG. den Bekl. für ver - , 
pflichtet angesehen hat, auch 95»/0 der Kosten des Vor­
prozesses auf sich zu nehmen, den B. wegen seines 
Schadens gegen den Kl. durchgeführt hat.

Dem BG. ist jedoch im Ergebnisse beizutreten. Schon 
das frühere Revisionsurteil hat dargelegt, daß der Dienst­
herr bei nur leichter Fahrlässigkeit des Kraftwagen­
fahrers lediglich dessen angemessene Beteiligung an der 
Wiedergutmachung des angerichteten Schadens fordern, 
der Kraftwagenfahrer dagegen die Abnahme weitergehen­
der Belastungen durch seinen Dienstherrn verlangen 
kann. Demnach kann der Unternehmer den Kraftwagen­
fahrer nicht einfach unter Berufung auf § 276 BGB. für 
den vollen Schaden verantwortlich machen oder ihn 
gegenüber der Klage eines Dritten seinem Schicksal 
überlassen, wenn der Kraftwagenfahrer dem Dritten durch 
leichtes Versehen Schaden zufügt und damit dem für die 
Kraftwagenhaltung und den Kraftfahrerberuf eigentüm­
lichen Betriebs- und Beschäftigungsrisiko anheimfällt. 
Davor muß der Kraftwagenfahrer insoweit bewahrt 
bleiben, als es gerechter- und billigerweise dem Grade 
seines Verschuldens unter Mitberücksichtigung seiner 
Leistungsfähigkeit entspricht. Das frühere Revisionsurteil 
hat diese Grundsätze aus dem Wesen des Arbeitsverhält­
nisses als eines Gemeinschaftsverhältnisses, insbes. aus 
der Treue- und Fürsorgepflicht des Unternehmers (§ 2 
Abs. 2 ArbOG., § 2 Abs. 2 ÖffArbOG.) hergeleitet, einer

Pflicht, die sich angesichts der Notwendigkeit des Risiko­
ausgleichs in solchen Fällen zu einer dementsprechenden 
Schutzgewährung verdichtet. Der Schutzgedanke wird 
auch von der früheren Entscheidung in den Vordergrund 
gestellt. Er ist aber schon seinem Begriffe nach nicht 
auf den Ausgleich des dem Dritten zu ersetzenden Scha­
dens beschränkt. Daher wird in der früheren Entschei­
dung ganz allgemein von Belastungen gesprochen, denen 
der Kraftwagenfahrer infolge der Schädigung des Dritten 
ausgesetzt ist. Dazu können bei einer lebensnahen Be­
trachtung außer dem Ersatzanspruch des Geschädigten 
auch andere wirtschaftliche Nachteile zählen, denen der 
Kraftwagenfahrer dieserhalb ausgesetzt ist, insbes. die 
Kosten eines vom Geschädigten anhängig gemachten 
Rechtsstreits, wenn es sachgemäß ist, daß sich der Kraft­
wagenfahrer auf ihn einläßt. Derlei Kosten pflegen, wenn 
eine Haftpflichtversicherung genommen ist, vom Versiche­
rer getragen zu werden. Allerdings weist die frühere 
Entscheidung bereits darauf hin, daß der Unternehmer 
dem Kraftwagenfahrer gegenüber nicht gerade verpflich­
tet ist, eine Haftpflichtversicherung einzugehen. Aber sie 
hebt andererseits auch hervor, daß der Verzicht auf eine 
solche Versicherung im Umkreis anzustellender Billig­
keitserwägungen zum Nachteil des Unternehmers aus- 
schlagen muß. Auch daraus ergibt sich, daß der Ein­
beziehung der Kosten des Vorprozesses in den Anspruch 
des Kl. keine grundsätzlichen Bedenken entgegenstehen. 
In tatsächlicher Hinsicht hat das BG. festgestellt, daß 
der jetzige KI. der damaligen Klage des B. aus guten 
Gründen nicht ausweichen konnte und daß er den Vor­
prozeß sachdienlich geführt hat.

Auch die Kosten der fruchtlosen Vollstreckung gehören 
zu den Belastungen, die dem Kl. in engster Verbindung 
mit der damals von B. gegen ihn erhobenen Klage ent­
standen sind. Der KI. hat diese Kosten wegen seiner 
Mittellosigkeit nicht vermeiden können. Ihre Mitberück­
sichtigung unterliegt nach den vorstehenden Ausführun­
gen keinen durchgreifenden Bedenken.

Einzugehen bleibt noch auf das Zurückbehaltungsrecht, 
das der Bekl. um deswillen für sich beansprucht, weil er 
aus einem anderen Vom KI. früher verursachten Unfall 
(Beschädigung eines Pferdes des Landwirts Br.) eine 
offene Rückgriffsforderung gegen den KI. habe.

Das BG. hat die Zulässigkeit der Zurückbehaltung aus 
zwei Gründen verneint. (Wird ausgeführt.)

Der Auffassung des BG. muß im Ergebnisse aus ander­
weitigen Gründen beigetreten werden. Dabei ist zu unter­
stellen, daß dem Bekl. aus dem Schadensfall Br. Rück­
griffsansprüche gegen den KI. zustehen. Nach § 273 
Abs. 1 BGB. ist an sich jedem Vertragsanspruch gegen­
über. ein Zurückbehaltungsrecht gegeben, sofern sich 
nicht aus dem Schuldverhältnis ein anderes ergibt. Ob 
letzteres der Fall ist, muß hier aber nach arbeitsrecht­
lichen Gesichtspunkten, insbes. unter Rücksichtnahme.auf 
die personenrechtliche Seite des Arbeitsverhältnisses, be­
urteilt werden. So handelt es sich im wesentlichen darum, 
ob die gegenseitige Treuepflicht dem Unternehmer ge­
stattet, dem Kraftwagenfahrer den Schutz vor Ansprüchen 
Dritter dann zu verweigern, wenn der Kraftwagenfahrer 
schon frühere Schadensfälle verursacht hat und daraus 
Ausgleichsansprüche des Unternehmers gegen ihn noch 
offen sind. Grundsätzlich muß dazu gesagt werden, daß 
der Schutz, den der Unternehmer dem Kraftwagenfahrer 
in dem oben genannten Umfange zu gewähren hat, ein 
fortlaufender sein muß. Denn der Kraftwagenfahrer soll 
dadurch gegen das seine Berufstätigkeit ständig beglei­
tende Beschäftigungsrisiko gesichert werden. Diese Siche­
rung würde ihre Bedeutung verlieren, wenn der Unter­
nehmer die an sich geschuldete Freistellung des Kraft­
wagenfahrers von Ansprüchen Dritter deswegen verweigern 
könnte, weil er aus früheren Schadensfällen noch offene 
Ausgleichsansprüche gegen den Kraftfahrer besitzt. Auf 
diese Folge der Treue- und Fürsorgepflicht des Unter­
nehmers kann sich jedoch nur derjenige Kraftwagen­
fahrer berufen, der seine Treuepflicht ¡auf seinem Berufs­
gebiete selbst nicht verletzt. Hat er etwa durch gröbliches 
Verschulden dem Unternehmer hohen Schaden verursacht, 
so kann es möglicherweise gerechtfertigt sein, ihm den 
Schutzanspruch für spätere, wenn auch nur durch ge­
ringere Versehen verursachte Unfälle zu versagen. Ebenso,
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wenn sich die leichten Versehen derart häufen, daß sie 
den Vorwurf der Leichtfertigkeit begründen. Auch wenn 
der Kraftwagenfahrer sich nicht nach, seinen Kräften be­
müht, den bei leichter Fahrlässigkeit aus früheren Un­
fällen auf ihn entfallenden Schadensteil dem Unternehmer 
zu erstatten, kann er des Schutzes verlustig gehen. Diese 
Möglichkeiten scheiden jedoch im vorl. Falle aus. Es ist 
unstreitig, daß der KL den ersten Schadensfall (Br.), 
wenn überhaupt schuldhaft, so doch nur durch leichte 
Fahrlässigkeit herbeigeführt hat. In dem zweiten Falle 
(B.) tr ifft ihn, wie das BO. festgestellt hat, sogar nur ein 
äußerst geringes Verschulden. Dem Kl. ist auch nicht 
vorzuwerfen, daß er nicht bemüht gewesen sei, seinen 
Anteil am Schaden des Br. zu erstatten. Er war dazu nur 
nicht in der Lage. Der Bekl. selbst hat durch die Ab­
standnahme von der Einziehung des Rückgriffsanspruchs 
das Unvermögen des KI. anerkannt. Daraus ergibt sich 
aber, daß der Bekl., zumal er von einer Versicherung 
abgesehen hat, keinen gerechtfertigten Orund besitzt, 
dem KI- den Schutz gegen den Ersatzanspruch des B. in 
Höhe des vom BO. festgestellten Bruchteils unter Be­
rufung auf den Schadensfall Br. zu versagen.

Die Rev. mußte nach alledem erfolglos bleiben.
(RArbO., Urt. v. 30. Sept. 1941, RAO SS/41. — Tübingen.)

Anmerkung: Das Urteil baut die Rspr. zum Haftungs­
ausgleich im Innenverhältnis zwischen Unternehmer und 
Gefolgsmann weiter aus. Vgl. hierzu RArbO.: DR. 1941, 
1372u , 137515 mit Anm.; H e r s c h e l :  SozPrax. 1941, 
617 ff.; H u  eck:  ArbRSamml. 41, 64; 41, 267. Es verdient 
hervorgehoben zu werden, daß es auch hier wieder 
— nämlich zum dritten Mal — das, Deutsche Reich (ein­
mal Heer, zweimal Justiz!) ist, dessen Rechtsauffassung 
über diese Frage vom RArbO. mißbilligt wird. M. E. ist 
das alles andere als ein Beleg dafür, daß eine so starke 
und freie rechtschöpferische Durchbrechung des § 276 
BOB. den Ansichten des Gesetzgebers und allgemeinem 
Rechtsempfinden entspricht.

1. Neu ist an dem Urteil namentlich folgendes. Nach­
dem das RArbG. die Freistellung des Kraftfahrers von 
der Haftung durch den Unternehmer als Folge der Treue- 
und Fürsorgepflicht bezeichnet hat, sagt es: „Auf diese 
Folge der Treue- und Fürsorgepflicht des Unternehmers 
kann sich jedoch nur derjenige Kraftwagenfahrer berufen, 
der seine Treuepflicht auf seinem Berufsgebiete selbst 
nicht verletzt hat.“  Bedenkt man, daß der gesamte 
Fragenkreis bisher schon von zahlreichen Mißverständ­
nissen durchsetzt ist, so, wird man die unscharfe Fassung 
dieses Grundsatzes doppelt bedauern,

a) Das RArbO. macht die Entscheidung davon abhängig, 
daß der Beschäftigte die Treuepflicht „auf seinem Be- 
rufsgebiet“  erfüllt habe. Ohne Zweifel ist Pflichterfüllung 
innerhalb des Unternehmens gemeint; „Berufsgebiet“  ist 
ein wesentlich anderer Begriff. Für den sachkundigen 
Leser des Urteils ist das klar. Aber das einmal geschriebene 
Wort pflegt sich als Zitat fortzuerben, sich gegenüber 
seinem Anlaß zu verselbständigen und zum Schluß _aH- 
o-emeine Geltung für sich zu beanspruchen: aus einer 
scheinbar harmlosen sprachlichen Ungenauigkeit entstehen 
Irrlehren, die sich mit großer Zähigkeit behaupten. Des­
halb muß auf diesen Punkt von vornherein warnend auf­
merksam gemacht werden.

b) Ebenso verhält es sich damit, daß das RArbO. 
darauf abstellt, ob der Beschäftigte seine Treuepflicht 
verletzt habe. Nach dem ganzen Zusammenhänge kann 
das Urteil dabei nur an eine gröbliche Pflichtverletzung 
besonderer Art gedacht haben. Gerade der KI. hat ja seine 
Pflicht verle tz tf gehört doch die zu seinen Lasten fest- 
o estellte leichte Fahrlässigkeit zum Kern des Rechtsstreits. 
Auch insofern bedarf das Urteil einer Berichtigung.

Die Behandlung der leichten Fahrlässigkeit in der 
Rspr. ist überhaupt oft recht unbefriedigend. Einerseits 
neigt man dazu, die leichte Fahrlässigkeit vorschnell zu 
bejahen und so die Grenze zur Gefährdungshaftung hm 
zu verwischen ( H e r s c h e l  a. a. O.; R e u ß - S i e b e r t ,  
„Die konkrete OVdnung des Betriebes“ , Berlin 1941, S 74 
N. 8). Andererseits mißt man dieser Form von Verschul- 
den nicht immer die angemessene Bedeutung zu, so daß 
man sie hier einfach übergangen und sich unter Pflicht­
verletzung nur die gröbliche Verfehlung vorgestellt hat.

c) Der angeführte Satz entspricht seinem Stile nach im 
ganzen mehr einem schuldrechtlichen Austauschvertrage 
als einer personenrechtlichen Gemeinschaft. Bei der letz­
teren wird nicht etwa der Treubruch des einen durch die 
Pflichtverletzung des anderen ausgeglichen; bei ihr gibt 
es zwar beiderseitige Pflichten, aber weder Konnexität 
noch Synallagma von Leistung und Gegenleistung. So 
befreit der Ehebruch der Frau den Mann nicht ohne 
weiteres von der Pflicht zum Unterhalt.

Gleiches gilt auch für das Arbeitsverhältnis. Schon in 
RArbG.: DR. 1940, 25928 und ArbRSamml. 43, 23 ist mit 
erfreulichem Nachdruck ausgesprochen worden, daß ins­
besondere die §§323ff. BGB. auf das Arbeitsverhältnis 
nicht passen. So berechtigt selbst schuldhaft herbeigeführte 
Unmöglichkeit der Arbeit, z. B. bei leicht fahrlässig ver­
ursachtem Sportunfall, den Unternehmer nicht unter allen 
Umständen, insoweit den Lohn ganz oder z. T. zu ver­
weigern ( W i l l y  F r a n k e :  DR. 1941, 262111 [2622 r. Sp.]). 
Deshalb sollte man alle Formelungen vermeiden, die an 
die überholte schuldrechtliche Auffassung auch nur ent­
fernt anklingen. Freilich ist dadurch nicht ausgeschlos­
sen, daß im Einzelfalle die Treueverletzung des einen 
auf die Treuepflicht des anderen vermindernd einwirkt, 
wie ja umgekehrt besonders hingebungsvoller Einsatz 
des einen gesteigerte Treuepflicht des anderen nach sich 
ziehen kann. Alles das ergibt sich aber nicht aus dem 
Austausch von Leistung und Gegenleistung, nicht aus 
dem Satze: do ut des, vielmehr aus der lebensgesetz­
lichen Ordnung der Arbeit und dem Wesen der Gemein­
schaft.

Da so der rechtliche Automatismus des Austauschver­
hältnisses entfallen ist, bedarf es der Herausarbeitung 
neuer, fester Grundsätze. Wie die vorstehende Entsch. 
lehrt, genügt die Anführung einiger kasuistischer Bei­
spiele auf die Dauer nicht. Läßt man es bei solchen Bei­
spielen bewenden, so werden auf diesem Gebiete die 
letzten Überbleibsel von Rechtssicherheit vernichtet. Des­
halb ist es erforderlich, möglichst bald auch in dieser 
Hinsicht die Rechtslage zu konkretisieren, nicht zuletzt 
durch Tarifordnungen. Welche Gefahren sonst aus der 
Lehre vom arbeitsrechtlichen Schadenausgleich auch für 
andere Gebiete entstehen, zeigt ein arbeitsgerichtliches 
Urteil, bei dem es sich darum handelt, daß ein Arbeiter 
nach Genuß von Werksverpflegung erkrankt war. Das 
ArbG. hat, vom LArbG. Leipzig: ArbRSamml. 43,13 miß­
billigt, entschieden: „Es wäre unbillig, wenn die Bekl. 
die Erkrankung des Kl. und seinen Lohnausfall, der von 
keiner der beiden Parteien verschuldet worden sei, son­
dern sich aus einer sozialen Einrichtung der Werks­
gemeinschaft ergeben habe, ausschließlich von dem w irt­
schaftlich schwächeren Teil, dem KL, tragen lassen würde, 
zumal der KL seit 71/2 Jahren bei ihr beschäftigt ist. Eine 
Verteilung des Verdienstausfalles des KL auf beide Par­
teien je etwa zur Hälfte erscheine daher angemessen und 
für beide Teile tragbar.“

d) Unter den vom RArbG. genannten Beispielen findet 
sich dieses: „Auch wenn der Kraftwagenfahrer sich nicht 
nach seinen Kräften bemüht, den bei leichter Fahrlässig­
keit aus früheren Unfällen auf ihn entfallenden Scha­
densteil dem Unternehmer zu erstatten, kann er des 
Schutzes verlustig gehen.“  Dem kann man zustimmen. 
Jedoch darf man folgerichtig den Grundsatz nicht auf 
frühere Unfälle beschränken. Wer aus Anlaß eines Un­
falles diesen Schutz für sich in Anspruch nimmt und 
trotzdem zugleich sich seiner eigenen Pflicht, einen Teil 
der Folgen desselben Unfalls zu tragen, schuldha.t zu 
entziehen sucht, darf nicht anders behandelt werden.

2. Der in Rede stehende Schutz entfaltet sich in zwei 
Richtungen.

a) Der Beschäftigte braucht seinem Unternehmer gegen­
über für angerichteten Schaden ganz oder teilweise nicht 
einzustehen. Insofern fehlt es eben an einem Schaden- 
Ersatzanspruch des Unternehmers gegen den Gefolgs- 
mann Alle anderen Auffassungen (Leistungsverweige­
rungsrecht Pflicht zum Verzicht usw.) sind abzulehnen, 
weil sie der natürlichen Auffassung nicht entsprechen 
und eine einfache Rechtslage künstlich verwickeln.

b) Darüber hinaus hat der Beschäftigte gegen den 
Unternehmer einen Anspruch, von den „Belastungen“  
aus dem Unfall ganz oder z. T. freigestellt zu werden.
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Zu diesen ausgleichsbedürftigen Belastungen zählt das 
RArbG. mit Recht — anders als bei der Gesamtschuld 
(RGZ. 92,143 [148]) — auch die Kosten eines unausweich­
lichen und sachdienlich geführten Rechtsstreits,

Das leuchtet m. E. noch mehr ein, wenn man sich das 
Wesen dieser „Belastungen“  vergegenwärtigt. Sie sind 
nichts anderes als vom Beschäftigten in Ausübung des 
Dienstes gemachte Aufwendungen. Allerdings ist das 
nicht so zu verstehen, als ob der Beschäftigte Ersatz von 
Aufwendungen verlangen könne, weil er durch die Füh­
rung des Rechtsstreits ein Geschäft des Unternehmers 
besorgt habe. Vielmehr hat der Beschäftigte bei Erfül­
lung der Arbeitspflicht die Gefahr übernommen, durch 
leichte Versehen mit Ansprüchen Dritter, Prozeßkosten 
usw. belastet zu werden. Darin liegt seine bedingte Auf­
wendung, und von deren Folgen muß der Unternehmer 
ihn ganz oder z. T. befreien, nämlich soweit „die Über­
nahme der jetzt verwirklichten Gefahr das den Um­
ständen nach erforderliche und gerechtfertigte Mittel 
war, um die Interessen des Geschäftsherrn zu wahren“  
( L a r e n z ,  „Vertrag und Unrecht“  Bd. 2 S. 130ff.) und 
die Tragung dieses Wagnisses nicht aus bestimmten 
Gründen dem Gefolgsmann allein obliegt. Der Begriff 
der bedingten Aufwendung ist beim Auftragsrecht ent­
wickelt worden; was aber für das recht lockere Auftrags­
verhältnis gilt, muß insoweit erst recht für das personen­
rechtliche Arbeitsverhältnis gelten. Erst wenn man diese 
Entfaltung des Schutzes in den — auch sonst im Arbeits­
recht oft übersehenen ( H e r s c h e l :  DJ. 1941, 425) — 
dogmatischen Zusammenhang mit den bedingten Auf­
wendungen bringt, gewinnt man einen festen Ausgangs­
punkt — vorausgesetzt, daß man überhaupt den Grund­
sätzen dieser Rspr. des RArbG. folgen will.

3. Zur Frage des Zurückbehaltungsrechts sucht das 
RArbG. die Entscheidung aus dem Grundsatz abzuleiten, 
„daß der Schutz, den der Unternehmer dem Kraftwagen­
fahrer . . .  zu gewähren hat, ein fortlaufender sein muß“ . 
Daraus wird gefolgert, es gehe grundsätzlich nicht an, 
daß „der Unternehmer die an sich geschuldete Frei­
stellung des Kraftwagenfahrers von Ansprüchen Dritter 
deswegen verweigern könnte, weil er aus früheren Scha­
densfällen noch offene Ausgleichsansprüche gegen den 
Kraftfahrer besitzt“ . Dem vermag ich nicht beizutreten. 
Vom Standpunkte des RArbG. aus wird allerdings stets 
zunächst sorgfältig zu prüfen sein, ob die angeblich noch 
offenen Ausgleichsansprüche auch unter Berücksichtigung 
der neueren Rspr. zu bejahen sind. Fällt die Prüfung 
negativ aus, so erledigt sich das behauptete Zurück­
behaltungsrecht von selbst, weil es dem Unternehmer an 
einem Gegenrecht fehlt. Sind aber jene älteren Ansprüche 
in der Tat noch offen, so ist nicht recht einzusehen, 
weshalb gerade hier dem Unternehmer das Zurückbehal­
tungsrecht aus der Hand geschlagen werden soll. Frei­
lich ist das Zurückbehaltungsrecht im Rahmen der per­
sonenrechtlichen Gemeinschaften noch nicht erschöpfend 
geprüft worden; die bisherigen Erörterungen sind zu 
sehr schuldrechtlich ausgerichtet, auch soweit sie über 
§ 394 BGB. hinausgehen. Wie dem auch sei, auf jeden 
Fall vermag man nicht zuzugeben, daß gerade der vor­
liegende Tatbestand Anlaß zu einer Ausnahme von der 
Regel böte, und die Regel ist doch bisher die, daß man 
das Zurückbehaltungsrecht im Arbeitsverhältnis zuläßt 
(S t  a u d i n g  e r - N i  p p e r d e y , Bd. II 3 [10] S. 1152 
Bern. 235 zu §611; §62 AkEntvv. eines Arbeitsverhält- 
nisG.). Übrigens w ird meist sogar Aufrechnung möglich 
sein, da bei ihr Gleichartigkeit nur dem Gegenstand, 
nicht auch dem Grunde der Forderungen nach zu ver­
langen ist. Solche Gleichartigkeit liegt vor, nachdem sich 
der eigentliche Befreiungsanspruch in einen Anspruch 
auf Geldersätz verwandelt hat. Bei alledem ist natürlich 
der Pfändungsschutz auch sachlich-rechtlich (z. B. § 394 
BGB.) zu berücksichtigen, wobei nicht zuletzt an das 
VollstrMißbrG. zu denken ist ( H e r s c h e l :  DGWR. 1939, 
360ff. A. M. Sebo d e :  DR. 1940, 433. Hiergegen H e r ­
sche l :  DGWR. 1940, 127 f .); so kann z. B. verhindert 
werden, daß der Unternehmer den Beschäftigten durch 
sein Vorgehen in eine Notlage bringt, obgleich ihm an­
dere, und zwar angemessene Befriedigungsmöglichkeiten, 
wie etwa laufende Einhaltung eines Teiles des pfän­
dungsfreien Lohnes, zur Verfügung stehen.

Prof. Dr. W i l h e l m  H e r s c h e l ,  Halle a. d. S.

7. RArbG. — §313 Satz 2 BGB. Formmängel eines 
mit einem Grundstücksveräußerungsvertrag zusammen­
hängenden Anstellungsvertrags und ihre Heilung durch 
nachfolgende Auflassung und Eintragung.

Der KI. betrieb auf einem ihm und seiner Ehefrau ge­
hörigen Grundbesitz eine Molkerei. Durch notariellen 
Vertrag v. 22. Okt. 1935 verkauften die Eheleute die Mol­
kereigrundstücke mitsamt den Gebäulichkeiten an die 
Molkereigenossenschaft U. in U. Die Käuferin übernahm 
in Anrechnung auf den Kaufpreis von 28 334,28 3tM die 
Schulden des Kl., wie sie im § 2 des Vertrages näher be­
zeichnet sind. Eine Barzahlung an den Kl. fand nicht 
statt. Im § 5 des Vertrages wurde dem KI. gestattet, sei­
nen Molkereibetrieb auf eigene Rechnung und Gefahr 
auch nach dem Verkaufe in der bisherigen Weise weitejr- 
zuführen bis zur Inbetriebnahme der von der Erwerberin 
neu zu erbauenden Molkerei und „dem Inkrafttreten sei­
nes an demselben Tage abzuschließenden Molkereileiter­
vertrages“ , Es wurde gleichzeitig ein Molkereileiter­
vertrag entworfen, nach dem der Kl. gegen ein Monats­
gehalt von 450 3tM zuzüglich 1 o/o des bilanzmäßig aus­
gewiesenen jährlichen Reingewinnes als Molkereileiter 
der Molkereigenossenschaft U. von der Inbetriebnahme 
der neuen Molkerei ab angestellt wurde. § 6 dieses, 
allerdings von keiner, Seite unterschriftlich vollzogenen 
Vertrages enthielt folgende Bestimmung:

„Laut diesem Vertrag wird Herr H. zunächst auf drei 
Jahre angestellt. Das Anstellungsverhältnis kann gelöst 
werden, wenn Herr H. seinen technischen Aufgaben im 
Betrieb nicht gewachsen ist, und diese Unkenntnis zu 
Passivbilanzen führt. Der Vertrag verlängert sich jeweils 
automatisch um drei weitere Jahre, wenn sich die Jahres­
bilanzen aktiv gestalten und mindestens einen Rein­
gewinn von 5000 M l jährlich aufweisen.“

Bis zum 31. März 1937 führte der Kl, seine bisherige 
Molkerei auf eigene Rechnung weiter. Ab 1. A pril 1937 
führte er sie gemäß dem Anstellungsvertrag als Ange­
stellter der Molkereigenossenschaft auf deren Rechnung.

Durch notariellen Vertrag v. 30.Nov. 1938 verkaufte die 
Molkereigenossenschaft, wie es in dem Vertrage heißt, 
als eingetragene Eigentümerin die Molkereigrundstücke 
mitsamt den zum Molkereibetrieb gehörigen beweglichen 
und unbeweglichen Gegenständen an die Milchversor­
gung F., G. m.b.H., in F., die Beklagte.

Der Kl. wurde zunächst von der Bekl., nachdem diese 
die Molkerei übernommen hatte, weiterbeschäftigt. Am
29. Sept. 1940 kündigte die Bekl. dem KI. mit Zustim­
mung des Arbeitsamts das Anstellungsverhältnis zum 
31. Dez. 1940. Der Kl. erklärt diese Kündigung für sach­
lich unwirksam, weil sie gegen die Bestimmung des § 6 
seines Anstellungsvertrages verstoße, in den die Bekl. 
eingetreten sei.

Der Rechtsstreit enthält u. a. folgenden Hauptstreit­
punkt:

Ob der schriftlich entworfene Anstellungsvertrag (Mol­
kereileitervertrag) zwischen dem KI. und der Molkerei­
genossenschaft U. wirksam geworden ist und ob damit 
insbes. die im § 6 des Vertrages vorgesehene Bestim­
mung über die Dauer des Anstellungsverhältnisses des 
Kl. zwischen ihnen Geltung erlangt hat.

Die Frage beantwortet sich aus §313 Satz 2 BGB. Wie 
unstreitig und offenbar ist, hingen der notarielle Vertrag 
zwischen dem Kl. und der Molkereigenossenschaft über 
den Verkauf der Molkereigrundstücke mit dem Molkerei­
betrieb v. 22. Okt. 1935 und der vorgesehene Anstellungs­
vertrag für den Kl. auf das engste zusammen, und sie 
waren nach dem Willen der Vertragschließenden der­
artig voneinander abhängig, daß der eine nicht ohne den 
anderen geschlossen worden wäre und Geltung haben 
sollte. Es handelt sich also trotz äußerer Trennung um 
ein einheitliches Rechtsgeschäft (vgl. RGZ. 103, 295/299). 
Das hätte nach § 313 BGB. i. Verb. m. § 139 BGB., weil 
der Anstellungsvertrag nicht in der im § 313 Satz 1 BGB. 
vorgeschriebenen Form (gerichtliche oder notarielle Be­
urkundung) abgeschlossen worden ist, zunächst die Folge, 
daß das ganze Rechtsgeschäft nichtig wäre. Indessen ist, 
wie sich aus dem Eingang zu dem notariellen Vertrage 
zwischen der Molkereigenossenschaft und der Bekl. vom
30. Nov. 1938 ergibt, die Auflassung der Grundstücke und 
die Eintragung der Molkereigenossenschaft erfolgt; es
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heißt dort: „Die Molkereigenossenschaft ist eingetragene 
Eigentümerin der Grundstücke . . Die Auflassung und 
Eintragung heilen nach § 313 Satz 2 BGB. solchenfalls 
den Grundstückskaufvertrag seinem ganzen, Inhalte nach, 
einschließlich der.m it ihm in dem bezeichneten inneren 
Zusammenhänge stehenden Nebenabreden. Geheilt wird 
freilich nur der Mangel der in § 313 Satz 1 vorgeschriebe­
nen, damit der etwa für eine Nebenabrede vorgeschriebe­
nen minderen gesetzlichen Form (Schriftform oder öffent­
liche Beglaubigung, vgl. § 129 BGB.), nicht der sonst 
gesetzlich zwingend vorgeschriebenen Form, wie etwa 
die des § 2348 BGB. für den Erbverzichtsvertrag und 
des 5 2371 BGB. für den Erbschäftskauf (vgl. HRR. 1930 
Nr. 713; RGZ. 129, 122/123 =  JW. 1931, 308; RGZ. 137, 
171 [175] =  JW. 1933,163). Der Mangel einer vertraglich 
vereinbarten Form wird, wie das RArbG. noch neuer­
dings in seinem Urt. v. 4. Mai 1940, RAG 208/39 (ArbR- 
Samml. 40, 117) ausgesprochen hat (so auch schon das 
RGUrt. v. 7. Febr. 1925, V 220/24), nicht ohne weiteres ge­
heilt. Dabei ist jedoch zu beachten, daß z. B. die münd­
liche Vereinbarung einer Schriftform für eine mit einem 
Grundstückskaufvertrag in einem untrennbaren Zusam­
menhang stehende Nebenabrede, weil nicht der Vor­
schrift des § 313 Satz 1 BGB. genügend, nicht rechts­
wirksam ist, daher als'solche rechtlich nicht beachtlich 
wäre. Das Fehlen der ins Auge gefaßten Schriftform, wie 
etwa vorliegend der Unterzeichnung des schriftlich ent­
worfenen Anstellungsvertrages des KL, kann indes auf 
einen Willensmangel hinsichtlich des Vertrages hindeuten, 
in der Richtung, daß sich die Parteien vor der schrift­
lichen Vollziehung des Vertrages noch nicht für end­
gültig gebunden hielten. Dann handelt es sich aber um 
einen sachlichen Mangel des Vertrages, der durch die 
Auflassung und Eintragung nicht geheilt würde.

Vorliegendenfalls stellt nun das BG. ausdrücklich fest, 
daß zwischen den Vertragschließenden, der Molkerei­
genossenschaft U. und dem KI., hinsichtlich der Anstel­
lungsbedingungen für den KL, so; wie sie in dem Ent­
wurf zu dem Anstellungsvertrage vorgesehen sind, volle 
Willenseinigung bestand; weiter legt das BG. rechts­
irrtumsfrei dar — und in diesem Zusammenhang sind die 
zu § 125 Satz 2 und § 154 Abs. 2 BGB. gemachten Aus­
führungen, die jedoch die Vorschrift des § 313 Satz 2 
BGB. außer acht lassen, von Rechtsbedeutung —, daß 
die Vertragschließenden auf die zunächst ins Auge ge­
faßte Schriftform für den Anstellungsvertrag verzichtet 
haben, womit sie zu erkennen gegeben haben, daß sie 
auch ohne dieses sich an die in dem Entwurf zu dem 
Anstellungsvertrage enthaltenen Vereinbarungen für ge­
bunden erachteten. Bei dieser Sach- und Rechtslage hat 
der Anstellungsvertrag für den KL durch die Auflassung 
und Eintragung der Käuferin im Grundbuch volle Gültig­
keit erlangt, damit insbes. auch die im § 6 getroffene 
Vereinbarung über die Dauer des Anstellungsverhältnis­
ses des KL

(RArbG., Urt. v. 16. Sept. 1941, RAG 65/41. — Frank­
furt a. M.)

Reichsverwaltungsgericht

8 RVG (RKA.) — §23 Abs. 1 Satz 2 KSachschädVO.; 
Verfahrensrichtlinien v. 12. Febr. 1941 (RMBliV. 277) Nr. 14 
Abs. 2 lin Verfahren vor dern Reichskriegsschädenamt er­
folgt die Bemessung der Anwaltskosten unter entsprechen­
der Anwendung der RAGebO. i. d. Fass, der Bek. v. 5. Juli 
1927 (RGBl I, 162), und zwar der für die Berufungs- und 
die Revlnst. geltenden Bestimmungen, t )

ln der Kriegsschädensache der R.-GmbH. in B. hatte 
der Reo-ierende Bürgermeister in B. als Feststellungs- 
hehördfT erster Rechtsstufe durch Vorbescheid v. 15. Juli 
1941 u. a gern. § 20 Abs. 3 Satz 1 KSSchVO. v. 30. Nov. 
1940 (RGBl. I i547) für den Fall der Durchführung der 
Wiederherstellung ihres durch feindliche Bombeneinwir­
kung zerstörten Magazingebäudes eine Entschädigung 
von vorerst 250000 3tM in Aussicht gestellt. Hiergegen 
leerte der Vertreter des Reichsinteresses bei der Fest­
stellung!; be hör de in B. mit der Eingabe v. 21. Juli 1941 
fristgerecht Beschwerde ein, soweit eine höhere Ent­

schädigung als 188100.5M in Aussicht gestellt werde. In 
der Sitzung v. 25.Nov. 1941 beantragte darauf die GmbH.:

1. die Beschwerde zurückzuweisen,
2. ihr eine Entschädigung in Höhe von 34281091M in 

Aussicht zu stellen, hilfsweise die Inaussichtstel­
lung anzuordnen,

3. die Kosten des Verfahrens einschließlich der An- 
waltskosten der Reichskasse aufzuerlegen.

M it Schreiben v. 3. Dez. 1941 hat der Vertreter des 
Reichsinteresses beim Reichskriegsschädenamt die Be­
schwerde v. 21. Juli 1941 zurückgenommen.

Durch die Rücknahme der Beschwerde hat sich das 
Beschwerdeverfahren in der Hauptsache erledigt. Der 
von der Antragstellerin mit Schriftsatz v. 25. Nov. 1941 
zu 2 gestellte Antrag ist als eine Anschlußbeschwerde 
zu werten. Sie ist, da sie erst nach Ablauf der Be­
schwerdefrist eingelegt ist, durch die Rücknahme der 
Beschwerde gegenstandslos geworden.

Gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 KSSchVO. ist das Be­
schwerde- und Anschiußbeschwerdeverfahren vor den 
Feststellungsbehörden, also auch vor dem Reichskriegs­
schädenamt, kostenfrei. Für dieses Verfahren sind daher 
Kosten nicht zu erheben.

Die Entscheidung über die Erstattung barer Auslagen, 
die der Antragstellerin in dem Beschwerde- und dem 
Anschlußbeschwerdeverfahren oder zu deren Vorberei­
tung entstanden sind (§ 23 Abs. 1 Satz 2 KSSchVO.), hat 
der Senat aus Gründen der Zweckmäßigkeit der Fest­
stellungsbehörde erster Rechtsstufe übertragen. Bei ihrer 
Entscheidung wird die Feststellungsbehörde von den fol­
genden Erwägungen auszugehen haben:

Nach §23 KSSchVO. i.Verb. m. Nr. 14 Abs. 2 der Ver­
fahrensrichtlinien v. 12. Febr. 1941 (MBliV. S. 277) sind 
bare Auslagen, die einem Antragsteller im Verfahren 
oder zu seiner Vorbereitung erwachsen sind, auf Antrag 
zu erstatten, soweit sie angemessen waren. Angemessen 
sind die Auslagen, wenn sie sowohl der Höhe nach an­
gemessen sind, als auch ihre Aufwendung zur zweck­
entsprechenden Sachverfolgung notwendig war. Unter 
diesen Voraussetzungen können auch Anwaltskosten in 
Betracht kommen, die einem Antragsteller durch die 
Beauftragung eines Rechtsanwaltes entstanden sind.

Gegen die Erstattung dieser Anwaltskosten bestehen 
hier keine Bedenken, soweit sie durch die Einlegung der 
Beschwerde entstanden sind. Die Antragstellerin war ge­
nötigt, zu der von dem Vertreter des Reichsinteresses 
eingelegten Beschwerde und den zu ihrer Begründung 
aufgeworfenen schwierigen Rechtsfragen Stellung zu neh­
men. Die Beauftragung eines Rechtsanwaltes durch die 
Antragstellerin im Beschwerdeverfahren muß daher als 
zur zweckentsprechenden Wahrnehmung ihrer Interessen 
notwendig bezeichnet werden. Die Bemessung der im 
Verfahren vor dem erk. Sen. entstandenen Anwaltskosten 
wird unter entsprechender Anwendung der RAGebO. in 
der Fass, der Bek. v. 5. Juli 1927 (RGBL 1,162) mit spa­
teren Änderungen zu erfolgen haben. Die GebO. enthält 
u. a. eine Regelung der Vergütung für die Berufstätig­
keit der Rechtsanwälte in bürgerlichen Rechtsstreitig­
keiten vor den ordentlichen Gerichten, die auch für das 
Verfahren vor den mit der Durchführung der KSSchVO. 
betrauten Feststellungsbehörden im allgemeinen paßt und 
daher sinngemäß angewendet werden kann. Hiergegen 
bestehen um so weniger Bedenken, alŝ  viele Landes­
gebührenordnungen, in denen die Anwaitsgebuhren im 
Verwaltungsverfahren geregelt sind, auf die Tätigkeit in 
Verwaltungsstreit- und ähnlichen Verfahren die Reichs- 
GebO. für anwendbar erklären (vgl- ,t. , A “ ®- \
Nr. 3 bis 5 PrLGebO. v. 28. Okt. 1922 [GS « 0  ; Art. 2 
Abs. 1 Nr. 7 WürttGebO. v. 25. Febr 1927 [RegBl. S. 76]; 
§1 BadGebO. i. d. Fass. v. 4 Mai 1925 [GVBI. S. 101]). 
Die Vorschrift des §103 Abs. 1 S. 2 PrLVG wonach nur 
die für die mündliche Verhandlung zu zahlenden Gebühren 
zu erstatten sind, ist -  wie zur Vermeidung von Zwei­
feln hervorgehoben werden mag J l1* ^ ! iĉ si.cb' au  ̂
die andersartige Regelung im § 23 KSSchVO. nicht an-

ZUVondden Bestimmungen der deutschen RAGebO. sind 
im Verfahren vor dem Reichskriegsschädenamt diejenigen 
anzuwenden, die für die Berufungs- oder die Revisions­
instanz gelten. Denn wenn auch das Rechtsmittel, über
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das zu entscheiden ist, im § 22 KSSchVO. als Beschwerde 
bezeichnet ist, so handelt es sich doch tatsächlich um 
ein Verfahren, das dem Berufungs- oder Revisionsver­
fahren des bürgerlichen Rechtsstreites vergleichbar ist, 
weil es im Gegensatz zu den Regelfällen der Beschwerde 
im Zivilprozeß den gesamten Streitstoff zur Nachprüfung 
der höheren Instanz stellt und weil diese Instanz eine 
richterliche ist.

Der Antragstellerin auch die durch die Einlegung ihrer 
Anschlußbeschwerde entstandenen baren Auslagen ein­
schließlich der Anwaltskosten aus Reichsmitteln zu er­
statten, liegt kein Anlaß vor, da eine Notwendigkeit zur 
Einlegung der Anschlußbeschwerde nicht gegeben war. 
Die Feststellungsbehörde erster Rechtsstufe hatte sich 
zunächst darauf beschränkt, der Antragstellerin eine Ent­
schädigung von vorerst 250 000 MM in Aussicht zu stel­
len, also nur einen Teil-Vorbescheid erlassen, und sich 
damit den Erlaß eines weiteren Vorbescheides ausdrück­
lich Vorbehalten. Der Antragstellerin konnte unter die­
sen Umständen zugemutet werden, den Ausgang des 
Beschwerdeverfahrens abzuwarten und erst dann ihren 
Antrag weiter zu verfolgen, soweit über ihn in erster 
Rechtsstufe noch nicht entschieden war.

(RVG. [RKA.], I. Spruchsen., Beschl. v. 17. Dez. 1941, 
RKA I 59/41.) [We.)

Anmerkung: Die Entsch. bringt eine begrüßenswerte 
Klarstellung der kostenrechtlichen Seite des KSSchVerf. 
M it ihr hat das RKA. wohl zum erstenmal zur Frage der 
Bemessung der erstattungsfähigen anwaltlichen Gebühren 
im KSSchVerf. Stellung genommen. Eine positive Rege­
lung besteht ja insoweit lediglich hinsichtlich der E r ­
s t a t t u n g ,  d. h. der Abwälzung der anwaltlichen Kosten 
auf die Reichskasse. Dagegen fehlt es an einer ausdrück­
lich für das KSSchVerf. ergangenen positiven Bestimmung 
über die v o r  der Frage der Erstattung von Anwalts­
kosten zu beantwortende Vorfrage der E n t s t e h u n g  
und B e m e s s u n g  der anwaltlichen Gebühren. Diese 
Vorfrage ist, wie es in der Entsch. zutreffend geschieht, 
aus dem I n n e n v e r h ä l t n i s  zwischen Anwalt und 
Partei zu beantworten, soweit dieses nach der regel­
mäßigen (nicht vertraglich abweichenden) Gebührenlage 
in rechtsähnlichen Verfahren gestaltet ist. Für das preußi­
sche Verwaltungsstreitverfahren ist das im Grundsatz 
(wegen der Abweichung im einzelnen vgl. nachstehend) 
durch die Vorschrift in §103 Abs. 3 PrLVG. anerkannt: 
„Die (ergänze: erstattungsfähigen) Gebühren bestimmen 
sich nach den für die Rechtsanwälte bei den ordentlichen 
Gerichten geltenden Vorschriften.“  Für das KSSchVerf. 
fehlt es an einer solchen Klarstellung. In ihm muß für 
den hier erörterten Fragenkreis von § 23 Abs. 1 Satz 2 
KSSchVO. ausgegangen werden, in dem es heißt: „Bare 
Auslagen, die dem Antragsteller im Verfahren oder zu 
seiner Vorbereitung entstehen, sind ihm auf Antrag zu 
erstatten, soweit sie angemessen waren.“  Eine wichtige 
Ergänzung dieser Vorschrift findet sich in den amtlichen 
Verfahrensrichtlinien zur KSSchVO. v. 12. Febr. 1941 
(MBliV. S. 277 ff., 289, auch abgedruckt bei Da n e k e l - 
m a n n ,  „Kommentar zum Kriegssachschädenrecht“ , Erl. 
zu § 23), wo unter Nr. 14 Abs. 2 folgendes bestimmt ist: 
„Angemessen sind die Auslagen, wenn sie sowohl der 
Höhe nach angemessen sind als auch ihre Aufwendung 
zur zweckentsprechenden Sachverfolgung notwendig war. 
. . .  A u c h  A n w a l t s k o s t e n  s i n d ,  w e n n  d ie  B e ­
a u f t r a g u n g  e ines  R e c h t s a n w a l t s  e r f o r d e r ­

l i c h  w a r ,  zu e r s t a t t e n ;  h i e r b e i  i s t  n i c h t  e n g ­
h e r z i g  zu v e r f a h r e n . “

Die KSSchVO. setzt also die durch Hinzuziehung eines 
Anwalts im KSSchVerf. entstehenden Kosten als durch 
anderweitige Vorschriften geregelt voraus und befaßt 
sich nur mit der Frage der E r s t a t t u n g  dieser Kosten. 
Zu der hiernach von der KSSchVO. offengelassenen 
Frage, wie die gegebenenfalls für erstattungsfähig zu 
erklärenden Anwaltskosten zu bem esse n  sind, führt 
die Entsch. zutreffend aus, daß insoweit s i n n g e m ä ß  
d ie  (Re ichs - )  G e b ü h r e n o r d n u n g  f ü r  R e c h t s ­
a n w ä l t e  anzuwenden sei. Den Ausführungen, mit denen 
das RKA. diese Feststellung begründet, kann nur bei­
gepflichtet werden. Auch die darin gebrachte vorsorg­
liche Klarstellung, daß die Vorschrift des § 103 Abs. 1 
Satz 2 PrLVG., wonach nur die für die mündliche Ver­
handlung anfallenden Gebühren erstattungsfähig sind 
(vgl. Reuß ,  „Das Verwaltungsstreitverfahren nach dem 
Recht Preußens“ , Heft 7 der „Schriftenreihe der JW.“ , 
S. 35 ff.), ist zutreffend; denn es handelt sich insoweit 
um eine völlig singuläre, nur dem preußischen Recht 
eigentümliche Regelung, deren Ausnahmecharakter eine 
Übertragung auf von ihr nicht ausdrücklich erfaßte Fälle 
verbietet. Zutreffend ist auch die Feststellung, daß im 
Verfahren vor dem RKA. von den Gebührensätzen der 
ReichsGebO. diejenigen anzuwenden sind, die in der 
Rechtsstufe der Berufung oder Revision gelten, also die 
Gebührensätze des § 52 ReichsGebO. Das Verfahren vor 
dem RKA. ist nämlich nach seiner ganzen Ausgestaltung 
ein echtes Berufungsverfahren. Demgegenüber ist die ab­
weichende Terminologie der KSSchVO., die es gleich­
wohl als „Beschwerde“ -Verfahren bezeichnet, gebühren­
rechtlich unbeachtlich.

Zu den Ausführungen der Entsch. über die kosten- 
rechtliche Behandlung des Anschlußbeschwerdeverfahrens 
mag zum Vergleich auf die folgenden neueren Entsch. 
im zivilprozessualen Verfahren verwiesen wrerden: OLG. 
Dresden: DR. 1941, 2575i«, KG.: DR. 1942, 436 m. Anm. 
K u b is c h .

Wichtig ist an der oben abgedruckten Entsch. auch 
die in ihr implizite erfolgte Bejahung der Zulässigkeit 
eines Anschlußbeschwerdeverfahrens im Kriegssachschä­
denrecht. Eine positive Bestimmung hierüber ist in der 
KSSchVO. nicht enthalten. Man wird aber ein Anschluß­
rechtsmittel auch ohne ausdrückliche gesetzliche Zu­
lässigerklärung überall da für statthaft halten dürfen, wo 
es nicht besonders ausgeschlossen ist. Denn das An­
schlußrechtsmittel ist ein allgemeiner prozessualer Behelf, 
der nicht an eine bestimmte Form von Verfahren ge­
bunden ist. So kann man also auch in dieser Hinsicht 
der Entsch. zustimmen.

RA. H e r m a n n  Reuß ,  Berlin.
*

9. RVG. (RKA.) — § 1 Abs. 2 KSSchVO. Aufwendungen 
zur Abwendung eines drohenden Kriegssachschadens sind 
nach § 1 Abs. 2 KSSchVO. nur dann entschädigungsfähig, 
wenn eine gegenwärtige Gefahr, die infolge eines der im 
§ 2 KSSchVO. erwähnten Kriegsereignisse entstanden ist, 
zu einem sofortigen Eingreifen nötigte (Bestätigung der 
bisherigen ständigen Rspr. des Senats; vgl. insbes. RKA. 
I 2/41 vom 1. Juli 1941: DR. 1942, 94“ )-

(RVG. [RKA.J, I. SpruchSen., Beschl. v. 4. Nov. 1941, 
RKA I 25/41.) [We.l

Sch r i f t l e i tu ng :  Hauptschriftleiter i. N.: Rechtsanwalt Dr. H e lm ut  Seydel. Stellv. Hauptschriftleiter: Rechtsanwalt 
Er ich  Schmidt.  Mitarbeiter: Rechtsanwälte R udo l f  Hensen und R udo l f  Lepp in  (z. Z. bei der Wehrmacht). An­
schrift der Schriftleitung: Berlin W 35, Lützowufer 18 H. Fernruf: 213718. — Anzeigenabteilung Berlin W 35, Lützow- 
ufer 18H. Fernruf: 224086. Ver lag:  Deutscher Rechtsverlag GmbH., Berlin W 35, Hildebrandstr. 8. Fernruf: 224054; 
Leipzig C 1, Inselstr. 10. Fernruf: 72566; Wien I, Riemergasse 1. Fernruf: R 27216. Es gilt die Anzeigenpreisliste Nr. 2

vom 1. Oktober 1939. Druck: Oscar Brandstetter, Leipzig.



Q v a £ ta £ £ e tte rv

helfen bei

Rheuma, Gicht, Ischias, 
Glieder- und Gelenk­
schmerzen, Hexenschuß, 
Grippe und Erkältungs­
krankheiten , N erven - 
und K opfschm erzen .
Beachten Sie In h a l t  und P re is  der 
Packung: 20 Tabletten nur 79 Pfg.l

Erhältl. in  allen Apotheken. Berichten 
auch Sie uns über Ihre Erfahrungen I 

Trineral GmbH., München J 27/63b

mmm E uropa ■
Schöne länderweise Auswahlen gegenRe- 
ferenzen. Auch an Vereine, soweit Vorrat. 
Erich Boden, Postfach 45, Braunschweig.

UNGARISCHES
N-RESTAURANT
2 ung Kope//en,

haus HUNGARIA
Lutherstr. Scalahaus

Wir bitten bei allen Zuschriften 
und Zahlungen stets anzu­

geben, ob es sich um 
Ausgabe A == Wochenausgabe 

oder „  B =  Monatsausgabe 
handelt.

Verlangen S ie unseren  Deutscher Rechtsverlag 
B ü c h e rk a ta lo g ! Zweigniederlassung L e i p z i g

plötzlich te zu fpät fein,
öenn oon Öen firanhhelten, öle neun 3ehnteln 
non une öae Leben oerhürzen, nahen olele 
fchlelchcnö unö treten erft plöt$llch heroor. 
Wollen Sie unbeeinflußt unö ln aller Wußc 
einegute Lebcnaoerfidicrung mähten, foprü» 
fe Sie öle fparfame unmittelbare „hannoocr* 
fdie Werbung", öle billigen „hannoocrfchen 
Tarife" unö Öen erfreulichen „hannoocrfchen 
6eroinnpIan". Wenöcn Sie fleh — ehe ce 
zu fpät fein hönnte — an öle altberoährtc

jfpcrnnoocrfdiß ¿cbmsocrtichmmg
auf Gegenfel t ighei t  zu f iannooer  
normale Preußlfcher 6eamten=Vcrcln 
Poftanfchrift: fiannooer 1 . Poftfach 50 bn

eine £eben8oerficherung,öie freuöc macht

3ch bitte, ohne mich zu oerpflichten, um Ohre öruchfachen 
über Lebens*/ filnöcr»/penfione*Renten = Verfidicrung

Harne:______________________________________________ ________ _

S t a n ö : ______________________________3 eb. am:____________ _

O r t : _________

Straße Hr.:_______

22 b n ________________________________________

_____ Ziehung 1. Klasse 17. u. 18. April j

Dentsdie R e id is lo tte ric
1200000 Lose, 4 8 0 0 0 0  Gewinne, 3  Prämien in fünf Klassen 

Gesamtgewinnbetrag über

1 0 2  M i l l i o n e n  s 
I 3i 3  M i l l i o n e n «  
|! 2/1 2  M i l l i o n e n  s
I m  l M i l l i o n :
3 E500ooo:
3 S O O  O O O  s 
3 ̂ 3 0 0 O O O S  
3 O O O O O «
18 M:i. JL O O  O O O  S
Lospreis [  1/8 3 , 1/4 6 ,  l /2 1 2 ,  l / i  2 4  RM 
je Klasse \  Doppellos 48 RM, dreifaches Los 72 RM

Porto und Liste 28 Rpfg. je Klasse 
Bestellen Sie sofort durch eine Postkarle bei

R j k l t f l f i n O I *  Staatliche
g l l C I  Lotterie-Einnahme

P e rl» — W  8 , ffr le d ir id is tr . 0 3
Postscheck Berlin 4 0 2 2 il‘iB j^B 'Fernspracher 1158 73

Dos wirtschaftliche Gutachten
2. Auflage

Herausgegeben von Wirtschaftsprüfer Dr. H u b e r t  Post
Umfang: 107 Seiten Preis: Kart. RM 3.—-
Die neue Umarbeitung dieses Buches berücksichtigt die Kriegsverhält- 
nisse und bringt u. a. auch an einem ausführlichen Beispiel Verfahrens­
vorschriften f iir  die Prüfung der Gewinnabführung. Die Theorie des 
„wirtschaftlichen Gutachtens“ w ird  gleichzeitig in vertiefter wissen­

schaftlicher Form gebracht.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Berlin W 35 * Leipzig C1 • Wien I

m
ä

SEI T 25 J A H R E N

i :

IN APOTHEKEN EfiUKLTlICH



Aufbau-Tam. rikosah
bewährtes K rä ftig ung sm itte l bei 
Schwächezusfänd., Neurasthenie etc. 
Erhöht die Schaffenskraft und w irkt 
belebend. lOOTabl.RM. 5.80, Kurpak- 
kung 400Tabl. RM.21. fr. geg.Nachn. 
D. R. Dahlmann & Co. Komm. Ges., 
Düsseldorf 55 (früher Dr. Rix & Co.)

DAS OPFER DER SOLDATEN  
V E R P F L IC H T E T  D IE  H E IM A T  

ZUM OPFER

D E T E K T I V
s e i i  * 9 9 9

L a n g jäh rig e  A u s lan d s tä tig ke it.
Hochw.Refer. / Garant, f. zuverl. u. ge­
wissenhafteste A r b e it  / K e in e  Vor­
schußverpflichtung/ Zeitgem. Honorar.

W OITZ,
Kriminalbeamter a. D. (pens.)u. Sohn 

BERLIN W 9, Columbushaus,
Potsdamer Platz, Fernspr.: 22 31 30

Nachtruf: 48 44 68 u. 30 70 80__

, , R ech tsp flege  u n d  V e rw a ltu n g “ , H e ft 29 :

Deutsches Gerichtskostengesetz 

und deutsche Rechtsanwaltsgebühren-Ordnung

Von Justizoberinspektor Werner Schmücker 

Umfang: 120 Seiten. Kart. 2.40 RM.

Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H. • Berlin • Leipzig • Wien
Ber l in W 35, H i ldeb rands t raße  8

A u s lie fe ru n g  fü r  O s tm a rk  und S u d e te n la n d : 
D e u ts c h e r R e c h ts v e r la g  G. m. b. H., W ie n  I, R ie m e rg a sse  1

1 Dr. A tz le r 1
F e rn u n te rr ic h t

L

zur Vorbereitung auf die Assessorprüfung 
(auch abgekürzte Prüfung)

B e r l i n  W 3 0 ,  L u i t p o l d s t r a ß e  4

2)ie xdizeit Aeceite Qesetzesscwuniwu}: 
ecQänz&ac /  muedässi# /  pceisiaect

ift bie beroätirte nicfjt neraltenöe

«dtncllfartci 6 ce jRcicbsccthts
in 8 bdliftätibiflcn iKerfttetrcifeit:

1. Bürgerliches 3?ecE)t, 2. §anbelsredjt, 3. SDerfatjrensrecfjt, 
4.2lrbeitsred)t, 5. Strafredjt unb Strafproäe&redjt, 6. 2Birt» 
¡d)afisrecf)t, 7. 3fäf)ritanbsrecf)t, 8. Staats» unb SertuaL 
tungsrecfjt. Umfang je 900—1700 Seiten, fßreis je 23anb 

mm  6.80 bis 9i93L 8.80.
(Svmnfjigtev Gtefamtpreiö:

gür Banb 1—7 (ftatt SR'Di 52.60) 9193! 48.50 
ft iir  93anb 1 - 8  (ftatt 91D1 61.40) 919J1 54—

Xnird) (Srfatj* unb (¡Ercjänsuncislieferuncieu immer überficfjtlid) auf 
bem neueften Staube! 3cbc eiujelnc ©eftimmuno läfet fid) fcfjuell 

auffinben in bem neuen

<*k?amtucrjeid)niä,
bas runb ii)00 Ojefelie, ©erorbnungett, (frlafi'e ufit». nad) ber 3citfoIcie 
auffüf)rt unb aufoerbem ein Stidjioortner^eidiuis, betbe m it ftunbjtellen 
in ber SdjncIIFartet, enthält, fo bah fid) ohne üütühe jebe ©cftintmung 
ermitteln läfot, oud) toenn nur ber X itel ober bas £>alum befannt ift. 

©reis m it Ginbanbmappe 3.—.

I
S8eaief)t>ar burd) guigefüijrte Sudjbanblungen ober bereit oon

©erlaa Sr. ScftmiM Ä 0 ., ftoln, »cnnobatis

Gemeinverständliche Einführung in das deutsche 
Gnadenrecht sowie das Recht des Strafregisters 

und der polizeilichen Führungszeugnisse
3. Auflage

Von Min.-Rat W o lfg a itig  M e n s c h e ll
U m fa ng :  71 Seiten P re is : R M  2.10

..D as B ü ch le in , das a u f über 70 Seiten a lle  F ra g en  der P ra x is , w ie e in  
Gnadengesuch anzülegen is t, anschau lich -und  zu tre ffend  behandelt, hat da­
durch, daß es a lsbald in  1. A u fla g e  ve rg riffe n  w a r u n d  n u n  schon in  
2. erweiterter u n d  3. A u fla g e  vo rlieg t, bewiesen, w ie  sehr es einem  B e ­
d ü r fn is  entsprach. ‘  ‘

M in . -B a t  D r .  K ru g  in  , .Deutsches S tra frech t“  N r .  7/8 1941.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag 
V

^  I Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. • Ber lin Leipzig Wien
Berlin W  35, Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. in. b. H., Wien I, Riemergasse 1.

Soeben erschien:

Das ö f fe n t l ic h e  R echt
F ä l l e  m i t  L ö s u n g e n  

Von D r. ju r. O s ka r R ed e lb erg e r
Assessor beim Regierungspräsidenten in München

192 Seiten Kart. 5.40 RM
Diese wertvolle Neuerscheinung bringt 80 Fälle aus dem Verfassungs­
und Verwaltungsrecht, und zwar grundsätzliche Fälle und Fälle aus 
einzelnen Rechtsgebieten. Die Sammlung führt gleichzeitig in die aktuellen 
Probleme und die wichtigen Rechtsgebiete des öffentlichen Rechts ein. 
Wertvoll sind noch die allgemeinen Hinweise für die Lösung von Fällen, 
die sich auf die Erfahrungen des Verfassers aus seiner mehrjährigen 
Tätigkeit als Fakultätsassistent stützen, und das Literaturverzeichnis, 
das auf die fü r die theoretische Ausbildung wichtige Literatur verweist.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G .m .b.H ., Berlin /Leipzig /W ien
Berlin W  35, Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland:
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1

Mietgesetze
Von Rechtsanwalt Dr. H erm an n  R o q uette  

Umfang: 197 Seiten Preis: RM 5.40
„ Dem von uns in  H e ft f / 6 ,  Jahrgang 194o, gewürdigten großen Werk des 
Verfassers ¿Mietrechtf f o lg t  die systematische Gesetzsammlung der M ie t­
gesetze. Sie enthält sämtliche Gesetze und gesetzesgleichen Bestimmungen, 
die das M ietrecht regeln. —  D ie  Sammlung um faß t nicht nu r die im  
Altre ich geltenden Bestimmungen, sondern auch die der Ostmark und des 
Sudetenlandes. Es is t n icht daran zu zweifeln , daß auch dieses neue Werk 
des Verfassers seinen Weg machen w ird . Es stellt im  Zusammenhang m it 
seinem ,Mietrechtc die lückenlose Orientierung a u f  diesem immer um fang­
reicher gewordenen Gebiet f ü r  die P raxis da r.“

„ Deutsche Rechtszeitung“ , N ov. 1941 
Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. / Berlin / Leipzig /  Wien
Ber l in W 35, H i ldebrandst r .  8

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G.m. b. H., Wien I, Riemergasse 1

Rechtsverhältnisse der Justizbeamten
von Justizinspektor Gerhard G e u d e r

Heft 23 der Schriftenreihe „Rechtspflege und Verwaltung“

Umfang: 92 Seiten Preis: RM 2.40 kart.

„Ein Gebiet des Justizverwaltungsrechts unter den Blickpunkten der 
Schriftenreihe darzustellen, ist schwer. Geuder hat die Aufgabe, die ihm 
gestellt worden war, gemeistert. Er hat einen zuverlässigen Überblick 
über die Rechtsverhältnisse der Justizbeamten gegeben. Das sorgfältige 
Vorschriftenverzeichnis erhöht den Wert dieses Heftes.“

JOInsp. K. Heuser in „Deutsches Recht“ A Heft 3/1942

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. • Berlin/Leipzig/Wien
Berlin W  35, Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1



B ew erb un g en  a u f Z i f f e r a n z e i g e n  stets m i t  de r 
Z if fe rn u m m e r ke n n z e ic h n e n ; a u c h  a u f  d e m  U m ­
s c h l a g ,  d o r t  am  besten in  d e r l in k e n  u n te re n  E cke, 
m i t  B u n ts t if t  u m ra h m t. —  B e i B e w e r b u n g e n  au f  
S t e l l e n a n z e i g e n  n ie m a ls  O rig in a lze u g n isse , sondern  
m i t  N am e n  un d  Adresse gekennze ichne te  Z e u g n i s a b s c h r i f t e n  
b e ifü g e n . A u f  L i c h t b i l d e  r n  m üssen N am e  u n d  Adresse a u f de r 
R ü ckse ite  v e rm e rk t sein. U n te r  „E in s c h re ib e n “  oder „E i lb o te n “  
e ingesandte B e w e rb u n g e n  kö n n e n  n u r  als „E in s c h re ib e n “ - oder 
„E i lb o te n “  - B r ie fe  w e ite rg e sa n d t w e rd e n , w enn  das P o rto  h ie r ­
f ü r  b e ig e fü g t is t. D iese  A r t  B r ie fe  u n d  m e h re re  B e w e rb u n g ssch re i­
ben a u f versch iedene Z iffe ra n z e ig e n  d ü rfe n  a u f dem  äußeren U m -

Zur
Beadifong!

sch lag d ie  Z if fe m u m m e r  n i c h t  tra g e n ; sie s ind n u r 
an d ie  A n z e ig e n a b te ilu n g  zu r ic h te n . •  A n ze ig e n ­
preis: d ie  v ie rg espa ltene  46 m m  b re ite  m m - Z e ile  
4 5  Rpf-> f ü r  V e r le g e r- u n d  F rem d enve rkeh rsanze ig en  
36 R p f. ;  f ü r  S te llen- u n d  e in sp a ltig e  G e le g e n h e its ­

anze igen  25 R p f . ;  f ü r  F a m ilie n a n z e ig e n  u n d  N a c h ru fe  15 R p f., 
Z if fe rg e b ü h r  fü r  S te llenangebo te  1.50 R M . ; f ü r  S te llengesuche u n d  G e­
lege nhe itsanze ig en  50 R p f. •  A n ze ig en sc h lu ß : je w e ils  d e r D o n ­
ne rs tag  d e r V o rw o ch e , n u r  fü r  e ilig e  S te llena nze ig en  u n d  w e n n  R a u m  
no ch  z u r V e rfü g u n g  steht, je w e ils  de r M ontag* de r E rsch e in u n g s ­
w oche . •  Z ah lu n gen  f ü r  A n z e i g e n b e t r ä g e  n u r  au f das P os t­
sche ckkon to  des D eu tschen  R ech tsve rlages G m b H . -  B e r l in N r .  451 76

„A n ze ig en -A b te ilu n g “ Deutscher R e c h ts v e rla g  Gm bH., B erlin  W 35 , Lützowufer 18.

Ü Offene Stellen j
•• •

K rieg svertre te r ab 1.4.42 od.später
gesucht. Erfahrener Bürovorsteher 
vorhanden. S u n d , Rechtsanwalt und 
Notar in Wolgast (Pom.), Fernruf 271.

K rie g s ve rtre te r gesucht. Ver- 
pflegungim Hause. D r.H an nem ann , 
Rechtsanwalt und Notar, Schönebeck- 
Elbe, Bad Salzelmen.

K rieg svertre te r für Anwaltspraxis 
in einer Industriestadt in der Nähe 
Magdeburgs g e s u c h t .  Angebote 
unter A . 1914 an Anzeigen-Abteilung 
Deutscher Rechtsverlag, Berlin W  35, 
Lützowufer 18.

K rieg svertre te r gesucht. Rechts- 
anwalt und Notar Dr. Paul F r its c h e , 
Finsterwalde NL., Schloßstr. 6.

Für groß. W irtschaftspraxis m it Schwer­
punkt im Bilanz- und Steuerrecht wird 
hochqualifizierter Vollju rist als stän­
diger M itarbeiter sofort gesucht. RA., 
WP. und Notar Dr. F ra n z  V e ld e r ,  
Berlin-Wilmersdorf, Jenaer Str. 7.

G esucht: V ollju ris t mit nur besten
Referenzen als Mitarbeiter bzw. Ver­
treter von Rechtsanwalt und Notar in 
nordostdeutscher Provinzstadt. An­
gebote unter A . 1924 an Anzeigen- 
Abteilung Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

Die Stadtverwaltung S t e t t i n  sucht 
zum sofortigen Dienstantritt Juristi­
sche Hilfsarbeiter oder H ilfsarbei­
terinnen mit abgeschlossener Hoch­
schulbildung. Bewerbungen m. Lebens­
lauf, Zeugnisabschriften und Lichtbild 
sind zu richten an das Personalamt 
der Stadtverwaltung Stettin. Nach Be­
endigung des Krieges ist die Über­
nahme in das Beamtenverhältnis mit 
Beförderungsmöglichkeit gegeben. Für 
die Stellen kommen auch kriegsbeschä- 
digte und aus der Wehrmacht ent­
lassene Bewerber in Frage.

Der Oberbürgermeister

S ac h b e arb e ite r gesucht! w ir
suchen für die Auskunfterteilung und 
Betreuung unserer M itglieder einen 
juristisch vorgebildeten Sachbearbeiter 
(kein Akademiker), der möglichst schon 
Vorkenntnisse auf dem Gebiete der 
Wohnwirtschaft besitzt. Ausführliche 
Bewerbungen mit Lebenslauf, Zeugnis­
abschriften, Gehaltsforderung u. L icht, 
bild erbeten an: Reichsbund der Haus­
und Grundbesitzer, Landesverband 
Hamburg, Hamburg 1, Paulstraße 10.

B ü rovors teher oder tüchtigen Ge-
hilfen(in) für beide Fächer in mittlere 
Praxis nach dem Spreewald gesucht. 
Angebote unter A . 1919 an die An- 
zeigen-Abtlg. Deutscher Rechtsverlag, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

B ürovorsteherin  für beide Fächer 
für großes Anwalts- und Notariatsbüro 
in Berlin für bald oder später gesucht. 
Bewerberinnen müssen vorzügliche 
Zeugnisse aufweisen und vor allen 
Dingen bisher in Vertrauensstellung 
gewesen sein. Gefl. Angebote unter 
A . 1902 an Anzeigen-Abt. Deutscher 
Rechtsverlag, BerlinW35,Lützowufer 18.

in te llig e n te  B ü ro kra ft gesucht.
Rechtsanwalt u. Notar H a b e rm a n n , 
Eberswalde, Alsenplatz 1.

Perfekte Stenotypistin oder Steno­
typist für Anwalts- und Notariatsbüro 
zum 1.5.42 gesucht. Angebote mit 
Zeugnisabschriften und Gehaltsanspr. 
erbeten. Dr. O tto  R a d tk e , Rechts­
anwalt und Notar, Berlin-Wilmersdorf, 
Berliner S tr.20. Telefon: 871203.

A n w altsb üro leh rling  wird sorg- 
faltig ausgebildet. Vorstellung 4 bis 
5 Uhr außer M ittwoch und Sonnabend. 
Rechtsanwalt u. Notar Dr. F u h r m a n n, 
Berlin-Tegel, Schloßstr. 1.

• •

Gesuchte Stellen jj

V o llju r is t, 41 Jahre alt, m it 15jähr. 
Praxis, sucht Stellung als Syndikus 
o. ä., auch nebenberuflich, möglichst in 
Königsberg/Pr. Angebote unter A . 1932 
an Anzeigen-Abt. Deutscher Rechts­
verlag, Berlin W  35, Lützowufer 18.

j Bekanntmachungen jj
: verschiedener Art ::•

A n w a lts - und N o tariatsprax is
in norddeutscher Mittelstadt (Sitz eines 
Landgerichts, Nähe Hamburgs) sofort 
abzugeben. Angebote unter A . 1920 an 
Anzeigen-Abteilung DeutscherRechts- 
verlag, Berlin W  35, Lützowufer 18.

A nw altsassessor sucht Praxis­
übernahme oder Bürogemeinschaft, 
möglichst im OLG.-Bezirk Stettin. An­
gebote unter A . 1903 an Anzeigen-Ab­
teilung des Deutschen Rechtsverlages, 
Berlin W 35, Lützowufer 18.

B ib lio th e k -V e rk a u fs a n g e b o t
Infolge Todesfalles ist eine vollständige 
Anwaltskanzlei-Bibliothek sofort zu 
verkaufen, insbes ist die vollständige 
Sammlung der Reichsgerichtsentschei­
dungen für Zivilsachen Band 1-165 vor­
handen, ebenso die Rechtssprechung 
der Oberlandesgerichte Band 1-46. Auch 
liegt die Sammlung der Höchstrichter- 
lichen Rechtssprechung von 1928-1940 
und des Deutschen Rechts vor. 
Näheres zu erfragen bei Frau Georgine 
S p itz e n p fe i l ,  Rechtsanwaltswitwe, 
Bayreuth, Friedrich-v.-Schillerstr. 12/0.

D er l la c l i l n P r ic h t c r
und f e i ne  A b t e i l u n g
Von Amtsgerichtsrat D r. Boschan 

Umfang: 268 S. 2. verb. Aufl. Preis: RM 7.50

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H. / Berlin / Leipzig / Wien
Berlin W 35, Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland:
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1

In g iin g sb cririit
der Internationalen juriftenbefprechung

in Berlin ooin 3. bis 5. April 1941
aus Anlaß der Gründung der internationalen Rechtskanuner 

bearbeitet von
Rechtsanwalt Dr. fjelniut Pfeiffer

Generalsekretär der Internationalen Rechtskammer 
Umfang: 126 Seiten. Preis kart. RM 3.—

Deutfdier Rethtsoerlog e.m.b.fj., Berlin 10 35 - Icipjlg (1 ■ IDicn i
Auslieferung fü r Ostmark und Sudefentand:

Deutscher Rechtsverlag G. m.b. H., Wien I, Riemergasse 1

Rsichspoditfchu^orDnuiig
Von Dr. jur. G. Hubernagel 

Umfang: 237 Seiten Preis: RM 7.50 kart.

In seiner neuen Schrift erläutert der Verfasser die Reichspacht­
schutzordnung rechtlich und wirtschaftlich. Viele auftauchende Lücken 
und Probleme werden behandelt und gelöst. Dabei erblickt der Ver­
fasser in dem Pachtschutzrecht eine neue Grundordnung deutschen 
Bodenrechts, welche neben dem Erbhofrecht steht. Er zeigt, wie das 
Gemeinrecht durch die Pachtschutzordnung stark abgewandelt wor­
den ist. Dieser Umbruch des Rechtsdenkens wird durch das sach­
liche und Verfahrensrecht verfolgt. A ud i das Wirtschaftsverwaltungs­
recht m it seinen Einwirkungen auf das Bürgerliche Recht ist ein­
gehend behandelt, der fehlerhafte und rechtsgestaltende Staatsakt. 
Das gesamte bisherige Schrifttum, die Rechtsprechung und alle Er­
läuterungswerke sind verarbeitet. Auch die vergleichende Literatur 
des Auslandes sowie die landwirtschaftlichen Sonderheiten des 
deutschen Pachtrechts unter Berücksichtigung der landwirtschaft­
lichen Sonderkulturen sind erschöpfend behandelt. Für alle Bestim­
mungen ist die Regelung der Erbhofpacht mitgeteilt. Zahlreiche Bei­
spiele und Vertragsformulare erleichtern die Handhabung. Die Kosten­
vorschriften sind mit Tabellen für Gerichts- und Anwaltsgebühren 
ausgestattet. Das Sonderrecht der eingegliederten Gebiete is t jeweils 
im Zusammenhang mit dem Recht des Altreichs wiedergegeben.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H., Berlin Leipzig - Wien
B e r l i n  W 35, H i l d e b r a n d s t r .  8 
Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 

Deutscher Rechtsverlag G .m .b .H ., Wien I, Riemergasse 1.
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Das gesamte deutsche Gnadenredit
nebst verwandten Gebieten

von Ministerialrat W olfgang Mensdiell 
4. Auflage Umfang 656 Seiten Preis RM 12.90 m. Nachtrag
„Das Werk enthalt alle irgendwie bedeutsamen Vorschriften über die 
Grundlagen des Gnadenrechts, die Einzelvorschriften über das Gnaden­
recht in Strafsachen (auch Steuer-, Polizei-, Ordnungsstrafen), in Dienst- 
und Ehrengerichtssachen aller Art, die Straffreiheitsgesetze seit 1934, 
das Gnadenrecht der Wehrmacht, der der Polizei, der NSDAP., 
ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände sowie die Maß­
nahmen zur Rückgliederung Straffälliger in den Arbeitsprozeß. Allen, 
die sich mit der Bearbeitung von Gnadensachen befassen, erleichtert 
das Buch durch seine Übersichtlichkeit und Vollständigkeit die Arbeit 
ganz wesentlich. So ist es auch nicht zu verwundern, daß der ,Gnaden- 
Menscheir in kurzer Frist vier Auflagen erlebte; ein Erfolg, den ju ri­
stische Bücher nur selten erreichen.“  (Aus , ,Reichsverwaltungsblatt*')

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H.* Berlin/Leipzig/Wien
Berlin W  35, Hildebrandstraße 8

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H., Wien I, Riemergasse 1

Arbeitsvertrag und Arbeitsverhältnis
Von Professor Dr. Arthur Nikisch

S C H R IF T E N  Z U M  AR  B E IT S  R E C H T, R E IH E  A, B A N D 6  

Herausgeber: Prof. Dr. W olfgang Siebert

Umfang 136 Seiten Preis hart. R M  6.10

Die Schrift w ill durch eine zusammenfassende Darstellung der ver­
schiedenen Meinungen und ihrer praktischen Folgen klärend wirken. 
Sie verm ittelt ein anschauliches Bild vom Sach- und Streitstande und 
ermöglicht eine eigene sichere Stellungnahme in den zahlreichen 
Einzelfragen zur Rechtsstellung von Unternehmer, Betriebsführer 

und Gefolgsmann im Arbeitsverhältnis.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag

Deutscher Rechtsverlag G.m.b.H. • Berlin/Leipzig/ Wien
Berlin W  35, Hildebrandstr. 8

Auslieferung für Ostmark und Sudetenland: 
Deutscher Rechtsverlag G .m .b.H ., Wien I, Riemergasse 1

D I E  N E U E  W IR T S C H A F T
Z e i t s c h r i f t  fü r  europäische Wi r tschaf tsge sta l tung

Die NORMALAUSGABEN geben laufend einen Überblick 
über interessante Vorgänge in der Kontinentalwirtschaft.

Die LÄNDERNUMMERN vermitteln einen umfassenden 
Einblick in die wirtschaftlichen Grundlagen und Entwick­
lungstendenzen der einzelnen Volkswirtschaften Europas.
1941

„Die Wirtschaft Ungarns und ihre Beziehungen zum 
Deutschen Reich.“
„Aufbau und Entwicklungsziele der norwegischen 
Wirtschaft.“
„Die Niederlande in der kontinentalen Neuordnung.“

1942
„Deutscher Aufbau in Ostland und Ukraine.“
„Der Wirtschaftsaufbau des Generalgouvernements.“ 
„Die Wirtschaft im Protektorat Böhmen und Mähren.“  
„Die große Zukunft der Wirtschaft Rumäniens.“  
„Schweden-Land, Menschen und Wirtschaftskräfte.“  
„Arbeit und Wirtschaft im größeren Bulgarien.“

J a h r e s b e z u g s p r e i s  f ü r  a l le  A u s g a b e n  RM. 7.20

VERLAG FÜR WIRTSCHAFT UND POLITIK
Berlin-Adlershof • Volkswohlstr. 144

öl
Ns.

93I
a

Ca
V
S
Cas .

■v.
V)
93*s.

93

5
a
9!

f t

Traum aplast dastyfilende W un dpflasfer\

Ä S
i

T r ü m ü s

ftiM t rveAe Tüwnd&n Acfuneßgeswndßn!
\J r a u m a p la s f  das heilende Wundpflaster

o>
s
3
&
**N|
öl

ö>
O»

a-
9>
*».

a

s:a

t
öi

*4.
93
93

25  M illio n e n  RM A n tra g s s u m m e
allein In den Jahren 1940/41 sind das 
Ergebnis unseres seit Jahren bewähr­
ten Werbesystems, das Hunderte von 
ehrenamtlichen Vertrauensmännern in 
allen Berufsgruppen des NSRB. s e h r  
w i r k u n g s v o l l  u n t e r s t ü t z e n .

v_________________________

Deutsche Anwalt- und Notar-Versicherung
L e b e n s v e r s i c h e r u n g s v e r e i n  a. G., zu B e r l i n  

V e r w a l t u n g  H a l l e  ( S a a l e ) ,  K a i s e r s t r a ß e  6a 

Ve r t ra ue ns ge se l l sc ha f t  des NSRB.

Machen Sie mir Vorschläge:
Ich bin 
geboren am:

Beruf:

Wohnung:

Fernruf:

Unterschrift!


